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Vorwort
Mit der Schriftenreihe „fair statt prekär“ greift die Koope-
rationsstelle ein zentrales Problem der gegenwärtigen 
Arbeitsgesellschaft auf: die zunehmende Verunsiche-
rung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern durch 
Flexibilisierung und Deregulierung der Beschäftigungs-
verhältnisse. „Precarius“ meint im Lateinischen so viel 
wie „auf Widerruf gewährt, unsicher, unbeständig“. 
Prekarisierung lässt sich in diesem Sinne umschreiben 
als sukzessive Rücknahme von Schutzregelungen, die 
zur Sicherung vor den Risiken der Lohnabhängigkeit 
in jahrzehntelangen Auseinandersetzungen vereinbart 
und erstritten worden waren. Schon längst geht es nicht 
mehr nur um die Bildung einer prekären Peripherie, 
auch die „Stammbelegschaften“ sind von der Desta-
bilisierung des Beschäftigungssystems betroffen – sei 
es durch direkte Deregulierung oder durch indirekt wir-
kende Einschüchterung.

Was in der Wirtschaftspresse als „Freisetzung von 
Marktkräften“ gefeiert wird, empfinden die betroffenen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer schlicht als Zu-
mutung und unfaire Behandlung. Proteste richten sich 
gerade auch dagegen, dass Unternehmen rücksichts-
los ihren Vorteil auf Kosten von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern suchen. Dass Beschäftigte trotz harter 
Arbeit kein ausreichendes Einkommen erzielen, wech-
selnden Auftragslagen der Unternehmen ausgeliefert 
sind, Diskriminierungen und willkürliche Behandlung 
erdulden müssen – dies ist nicht nur ein Armutszeugnis 
für eine reiche Gesellschaft, es widerspricht auch den 
ethischen Grundsätzen einer Demokratie.

In der Broschürenreihe „fair statt prekär“ werden in loser 
Folge verschiedene Beiträge veröffentlicht, die das ge-
meinsame Ziel verfolgen, die Wirkungen der Prekarisie-
rung auf Arbeitsbedingungen und Lebenslagen in der 
Region präziser herauszuarbeiten. Der Schwerpunkt 
liegt dabei weniger darauf, Abweichungen von einem 
eher abstrakten Maßstab „Normalarbeitsverhältnis“ 
festzustellen. Es geht vielmehr darum, Prozesse der 
Prekarisierung zu erfassen und Ansatzpunkte für Inter-
ventionen im Sinne einer fairen Beschäftigung heraus-
zuarbeiten.

Das vorliegende Heft befasst sich mit dem Problem 
der Übernahme von Absolventinnen und Absolventen 
einer dualen Ausbildung durch den Ausbildungsbetrieb. 
An der Schwelle von der Ausbildung in den Beruf ent-

stehen Chancen für weitere Karrieren innerhalb oder 
außerhalb des Ausbildungsbetriebes. Zugleich erge-
ben sich neue Risiken, vor allem bei einer schwierigen 
Arbeitsmarktlage im erlernten Beruf, aber auch durch 
die vermehrt anzutreffende Praxis von Betrieben und 
öffentlichen Verwaltungen, die Personalplanung mittels 
Befristungen flexibel zu halten.

Die im Folgenden präsentierten Ergebnisse von Lioba 
Karbach basieren auf einer qualitativen Befragung von 
Jugend- und Auszubildendenvertretungen in Industrie, 
Dienstleistung und öffentlicher Verwaltung. Es wird 
deutlich: Neben strukturellen Faktoren ist das Handeln 
betrieblicher Akteure von großer Bedeutung im Prozess 
der Übernahme. Die Studie befasst sich insbesondere 
mit Aktivitäten der Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung als kollektive Akteurin zur Interessenvertretung 
junger Beschäftigter. Zwar sind die formalen Mitbestim-
mungsrechte dieses Gremiums gering, es gelingt sei-
nen Mitgliedern jedoch unter bestimmten Umständen, 
auf informellen Wegen erheblichen Einfluss auf betrieb-
liche Entscheidungen zu nehmen.

Im Hinblick auf die Sozialforschung ist die Studie ein 
Plädoyer dafür, die sozialen Prozesse kollektiver Inte-
ressenvertretung im Betrieb stärker zu berücksichtigen. 
Für die betriebliche Praxis gibt die Analyse Hinweise 
darauf, mit welchen Mitteln eine Interessenvertretung 
für Jugendliche und Auszubildende erfolgreich gestaltet 
werden kann.

Die Studie ist Ergebnis eines Praxissemesters, das die 
Autorin als Studierende am Fachbereich Angewandte 
Sozialwissenschaften der Fachhochschule Dortmund 
2013 in der Kooperationsstelle absolviert hat. Unter 
fachlicher Anleitung von Klaus Kock hat Lioba Kar-
bach selbständig ein Forschungsprojekt entwickelt und 
durchgeführt. Der vorliegende Text ist eine überarbeite-
te Fassung ihrer Bachelorarbeit.

Autorin und Herausgeber möchten sich an dieser Stelle 
noch einmal bei allen Interviewten herzlich bedanken 
für die offenen Auskünfte, die sie über sich und ihre Ar-
beit gegeben haben.

Klaus Kock

für die Kooperationsstelle Wissenschaft – Arbeitswelt
Sozialforschungsstelle, TU Dortmund
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Klaus Kock

Differenzierter, prekärer, 
längerfristig – Ergebnisse der 
statistischen Arbeitsmarktforschung 
zur Übernahme von Auszubildenden

„Azubis werden seltener übernommen“, lautete eine 
Schlagzeile der Ruhr Nachrichten am 1. August 
2014. Auffällig sei – so wurde eine Sprecherin der 
Arbeitsagentur zitiert –, dass sich in Dortmund in 
den ersten sieben Monaten des Jahres 2014 fast 
ein Fünftel mehr junge Menschen als im Vorjahres-
zeitraum arbeitslos melden mussten, weil sie nicht 
übernommen wurden oder weil ihr befristeter Ar-
beitsvertrag abgelaufen war. Allein im Juli meldeten 
sich 500 Personen nach Abschluss ihrer Ausbildung 
arbeitslos.

Angebot und Nachfrage gleichen sich am Arbeits-
markt offensichtlich nicht selbsttätig aus. Auch wenn 

allenthalben von einem Fachkräftemangel die Rede 
ist, bedeutet dies noch nicht, dass junge Fachkräf-
te ohne Probleme eine Anstellung finden. Dass der 
Dortmunder Arbeitsmarkt im Juli 2014 keine Aus-
nahmesituation darstellt, belegen die Ergebnisse der 
Arbeitsmarktforschung. 

Nach Daten des IAB-Betriebspanels, einer jähr-
lichen repräsentativen Befragung von Betrieben 
aus der Betriebsdatei der Bundesagentur für Arbeit 
durch das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung, wurden im Jahr 2012 etwa zwei Drittel der 
Ausbildungsabsolventinnen und -absolventen vom 
Ausbildungsbetrieb in ein Beschäftigungsverhältnis 
übernommen (Hartung 2013, 40). Allerdings verbirgt 
diese pauschale Zahl ein erhebliches Maß an Dif-
ferenzierung und damit Ungleichheit für die betref-
fenden Jugendlichen an der „zweiten Schwelle“ im 
Übergang von der Ausbildung in den Beruf.

Abb. 1: Übernahmeqouten 2000-2012

1 Die Übernahmequote ist ein Quotient mit der hochgerechneten Anzahl der in ein Beschäftigungsverhältnis übernom-
menen Auszubildenden als Zähler und der hochgerechneten Anzahl der Ausbildungsabsolventinnen und -absolventen 
des Betriebes als Nenner. Der Referenzzeitraum ist das Kalenderjahr.
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Eine erste Erklärung für Unterschiede bei der Über-
nahme von Ausbildungsabsolventinnen und -absol-
venten ist die allgemeine Wirtschaftslage. Erwarten 
die Unternehmen Umsatzzuwächse, steigt die Nei-
gung, Fachkräfte zu halten. Abbildung 1 zeigt, dass 
die Übernahmequote1 sich 2012 auf einem Höchst-
stand seit dem Jahr 2000 befand. Der Anstieg von 
Arbeitslosmeldungen Jugendlicher (nicht nur) in 
Dortmund ist vermutlich ein Anzeichen der nachlas-
senden Konjunktur im Jahr 2014.

Die Betriebsgröße ist eine zweite Erklärung für un-
terschiedliches Verhalten der Unternehmen bei 
der Übernahme. Großbetriebe weisen sehr viel 
mehr Möglichkeiten auf, Arbeitsplätze zu schaffen 
und neu zu besetzen als Kleinbetriebe. Abbildung 
2 zeigt, dass der Anteil übernommener Absolven-
tinnen und Absolventen in Großbetrieben um 29 
Prozentpunkte höher liegt als in Kleinbetrieben 
(ebd., 40f.).

Die dritte Erklärung für Unterschiede im Über-
nahmeverhalten der Betriebe kann in Branchen-
spezifika gesehen werden (Abbildung 3). Während 

Abb. 2: Übernahmeqouten 2012 nach Betriebsgröße

2012 im Bereich der Finanz- und Versicherungs-
dienstleistungen 88% der Absolventinnen und 
Absolventen übernommen wurden, waren es in 
der Land- und Forstwirtschaft nur 22%. Allerdings 
schwanken diese Quoten zum Teil erheblich im 
Zeitverlauf. So wurden beispielsweise im Bereich 
der Informations- und Kommunikationsdienstlei-
stungen im Jahr 2011 mehr  Absolventinnen und 
Absolventen (75%) übernommen als 2012 (53%), 
in der Verbrauchsgüterindustrie waren es dagegen 

2011 (65%) weniger als 2012 (77%), ebenso in der 
öffentlichen Verwaltung (2011: 76%, 2012: 85%) 
(ebd., 41f.). Je nach Branchenkonjunktur und/oder 
Strukturveränderungen in der Wirtschaft variiert 
die Personalpolitik der Unternehmen. Im öffent-
lichen Dienst bildet die jeweilige Haushaltslage 
eine wichtige Einflussgröße.



888

Differenzierter, prekärer, längerfristig

Dass – viertens – regionale Wirtschafts- und Arbeits-
marktstrukturen einen Erklärungsfaktor darstellen, 
zeigt die Tatsache, dass 2012 in ostdeutschen Be-
trieben 60% der Absolventinnen und Absolventen 
einer dualen Ausbildung übernommen wurden, in 
Westdeutschland dagegen 67% (ebd., 40).

Fünftens können Unterschiede im Übernahmever-
halten der Unternehmen auf die Tarifbindung zu-
rückgeführt werden. In tarifgebundenen Betrieben 
lag die Übernahmequote im Jahr 2012 etwa 5 Pro-
zentpunkte über der Quote nicht-tarifgebundener 
Betriebe (68% zu 63%) (ebd., 43f.).

Natürlich spielt – sechstens – die Qualifikation der 
Absolventinnen und Absolventen eine Rolle, wenn 
es um die Übernahme geht. Je höher der allge-
meinbildende Schulabschluss und je besser die 
Prüfungsnoten der Ausbildung ausfallen, desto 
stabiler ist die Beschäftigung im Anschluss an die 
Ausbildung (Buch/Wydra-Somaggio 2013).

Siebtens kommt es auf die Ausbildungsmotive der 
Unternehmen an. Betriebe verknüpfen mit der Ein-
richtung von Ausbildungsplätzen unterschiedliche 
Kalküle. Ein Forschungsteam des Instituts für Ar-

beitsmarkt- und Berufsforschung hat dazu seit 
2001 kontinuierlich Daten über Erwerbsbiografien 
erhoben (Brücker u.a. 2012). Betriebe lassen sich 
danach unterscheiden, ob sie mit der Einstellung 
von Auszubildenden kurzfristig schon während 
der Ausbildung Gewinne erzielen wollen (produk-
tionsorientiert), oder ob sie längerfristig in spätere 
Fachkräfte investieren (investitionsorientiert).2  

Im Ergebnis zeigte sich, dass Absolventinnen und 
Absolventen einer investitionsorientierten Ausbil-
dung häufiger vom Ausbildungsbetrieb übernom-
men werden (68%) als Absolventinnen und Absol-
venten einer produktionsorientieren Ausbildung 
(46%). Letztere sind häufiger in anderen Betrieben 
beschäftigt (20% zu 15%), arbeitslos gemeldet 
(16% zu 8%) oder temporär nicht am Arbeitsmarkt 
aktiv (18% zu 10%) (ebd., 152). 

Abb. 3: Übernahmequoten 2012 nach Branchen

2 Lagen die voraussichtlichen Nettokosten betrieblicher 
Ausbildung in gleicher Höhe wie der produktive Beitrag der 
Auszubildenden oder darüber, wurden die Ausbildungsmo-
tive der betreffenden Betriebe als „produktionsorientiert“ 
eingestuft. Gingen die Betriebe davon aus, dass die pro-
duktiven Beiträge der Auszubildenden unter den Kosten für 
ihre Ausbildung liegen, wurden die Ausbildungsmotive als 
„investitionsorientiert“ eingestuft.



9

Eine weitere Untersuchung mit Daten des IAB-Be-
triebspanels aus den Jahren 1998 bis 2008 kann 
zeigen, dass – achtens – die Personalstruktur der 
Betriebe einen Teil der Unterschiede beim Über-
nahmeverhalten erklärt (Bellmann/Hartung 2010).

• Ein hoher Anteil an qualifizierten Beschäf-
tigten geht einher mit einer geringeren Zahl 
übernommener Ausbildungsabsolventinnen und 
-absolventen. Je höher der Anteil qualifizierter Be-
schäftigter, desto eher rekrutieren die Betriebe ihr 
Personal von außerhalb (ebd., 164).

• Dagegen erhöht ein hoher Anteil von befristet 
Beschäftigten die Wahrscheinlichkeit, dass Aus-
bildungsabsolventinnen und -absolventen über-
nommen werden. Allgemein ist in Betrieben mit 
hoher Fluktuation die Übernahmequote höher als 
in Betrieben mit stabiler Beschäftigung (ebd., 165).

• Nicht überraschend ist, dass sich die Über-
nahmewahrscheinlichkeit für Ausbildungsabsol-
ventinnen und -absolventen erhöht, wenn der Be-
trieb einen Fachkräftemangel erwartet und Stellen 
für Fachkräfte vakant sind (ebd.)

Neuntens kann aus der gleichen Studie entnom-
men werden, dass die Existenz eines Betriebs-/
Personalrats sich positiv auf die Übernahmechan-
cen der Absolventinnen und Absolventen auswirkt, 
gehört doch der Bestandsschutz der Stammbeleg-
schaft zu den Hauptanliegen eines Betriebs- bzw. 
Personalrats. Allerdings ist auch festzustellen, 
dass Betriebs-/Personalräte in Krisensituationen 
gegen eine Übernahme der Auszubildenden votie-
ren, um die älteren Beschäftigten vor Entlassung 
zu schützen (ebd.).

Zehntens schließlich zeigt sich ein positiver Zu-
sammenhang zwischen der Zugehörigkeit eines 
Betriebes zu einer Handwerks- bzw. Industrie- und 
Handelskammer und den Übernahmechancen für 
Ausbildungsabsolventinnen und -absolventen 
(ebd.). Es kann vermutet werden, dass Kammern 
ihre Mitgliedsunternehmen in der Ausbildung 
unterstützen und darüber hinaus an ihre gesell-
schaftliche Verantwortung zur Erhaltung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen erinnern.

Die folgende Tabelle fasst die genannten Faktoren noch einmal zusammen:

Faktor Einfluss auf die 
Übernahme

Allgemeine Wirtschaftslage seit ca. 2011 +

Betriebsgröße +

Branchenspezifika +/-

Regionale Strukturen +/-

Tarifbindung +

Qualifikation („Humankapital“) der Ausgebildeten +

Investitionsorientierte Ausbildungsmotive +

Produktionsorientierte Ausbildungsmotive -

Hoher Anteil qualifizierter Beschäftigter -

Hoher Anteil befristet Beschäftigter +

Hohe Personalfluktuation +

Erwarteter betrieblicher Fachkräftemangel +

Existenz eines Betriebs-/Personalrats +

Zugehörigkeit zu einer Kammer +
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Differenzierter, prekärer, längerfristig
Wenn bis hierher pauschal von „Übernahme“ die 
Rede war, soll im Folgenden weiter differenziert 
werden. Es lässt sich feststellen, dass ein rele-
vanter Anteil von Ausbildungsabsolventinnen und 
-absolventen nach Ausbildungsende (im Ausbil-
dungsbetrieb oder anderswo) befristetet beschäf-
tigt wird. Nach Berechnungen des Bundesinstituts 
für Berufsbildung mit den Daten des Mikrozensus 
aus dem Jahr 2008 waren in Westdeutschland 
25,5% aller Absolventinnen und Absolventen ei-
ner dualen Ausbildung  für bis zu 3 Jahre befristet 
beschäftigt, in Ostdeutschland waren es sogar 
35,5% (BIBB 2012, 268).

Auch Teilzeit spielt eine Rolle in der Übergangs-
phase von der Ausbildung in den Beruf. 6,1% der 
westdeutschen und 9,1% der ostdeutschen Absol-
ventinnen und Absolventen einer dualen Ausbil-
dung waren 2008 für bis zu drei Jahre nach Aus-
bildungsende in Teilzeit beschäftigt (ebd., 269). 4% 
der westdeutschen und 5,9% der ostdeutschen 
Absolventinnen und Absolventen einer dualen 
Ausbildung waren für bis zu drei Jahre nach Aus-
bildungsende geringfügig beschäftigt (ebd.).

Inzwischen ist auch Leiharbeit nach der Berufs-
ausbildung ein weit verbreitetes Phänomen. Noch 
1999 waren nur 1,7% der Absolventinnen und Ab-
solventen in einem mindestens dreimonatigen 
Leiharbeitsverhältnis beschäftigt. 2005 waren es 
bereits 14,6% (Brücker u.a. 2012, 158). Es kann 
vermutet werden, dass hierin auch eine noch re-
lativ neue unternehmerische Praxis zum Ausdruck 
kommt, Absolventinnen und Absolventen nicht 
selbst, sondern auf dem Umweg über eine Be-
schäftigungsgesellschaft oder eine (konzerneige-
ne) Verleihfirma im Betrieb einzusetzen.

Weitere Probleme ergeben sich für Absolventinnen 
und Absolventen einer betrieblichen Ausbildung 
unter Umständen daraus, dass sie zwar übernom-
men bzw. von einem anderen Betrieb eingestellt 
werden, die Tätigkeit aber nicht dem erlernten Be-
ruf entspricht. Ein Forschungsteam des Bundesin-
stituts für Berufsbildung (BIBB) hat den Verlauf der 
Erwerbstätigkeit von Absolventinnen und Absol-
venten des Jahrgangs 2001 daraufhin untersucht. 
Von 4128 jungen Fachkräften, die drei Jahre nach 
Ausbildungsabschluss bei der Sozialversicherung 

oder bei der Arbeitsagentur gemeldet waren, waren 
54,8% in der ihrer Ausbildung entsprechenden Be-
rufsgruppe tätig. Immerhin 32,8% übten einen an-
deren qualifizierten Beruf aus. Nur 2,3% gingen ei-
ner Tätigkeit als Hilfskraft nach, und bei 10,1% fehlt 
eine Berufsangabe, was in der Regel auf Arbeitslo-
sigkeit zurückzuführen ist (Dorau u.a. 2009, 32).

Insgesamt zeigen die Ergebnisse der statistischen 
Arbeitsmarktforschung, dass eine Berufsausbil-
dung zwar weiterhin gute Startbedingungen in das 
Arbeitsleben bietet, aber nicht generell vor Ar-
beitslosigkeit und prekärer Beschäftigung schützt. 
Die Übergänge in die Arbeitswelt sind heute diffe-
renzierter und prekärer als früher. Sie erstrecken 
sich über eine längere Zeit und erfordern nicht sel-
ten Umwege über berufsfremde Tätigkeiten, Wei-
terbildung und Umschulung (Kreher/Lempp 2013, 
688). „Traditionelle Gewissheiten, Bildungswege 
und Lernformen sowie Modelle des Übergangs 
verlieren an Verlässlichkeit.“ (ebd., 692) Jugendli-
che und junge Erwachsene sehen sich schwierigen 
und zum Teil widersprüchlichen Handlungs- und 
Lernanforderungen gegenüber, die in Eigenregie 
bewältigt werden müssen (ebd.; vgl. Kock 2008).

An die Arbeitsmarktforschung ergibt sich daraus 
die Anforderung, intensiver und auf breiterer empi-
rischer Basis nach den praktischen Umgangswei-
sen von Jugendlichen mit den Herausforderungen 
des Übergangs in den Beruf zu fragen sowie das 
individuelle und kollektive Handeln betrieblicher 
Akteure an der „zweiten Schwelle“ zu untersu-
chen. Auf welche Weise und mit welchen Mitteln 
lässt sich beeinflussen, ob jemand vom Ausbil-
dungsbetrieb in ein Beschäftigungsverhältnis 
übernommen wird, ob dieses befristet oder unbe-
fristet, ausbildungsadäquat oder berufsfremd ist?

• Wenn – wie gezeigt – Tarifverträge zwar die 
Übernahme von Auszubildenden begünstigen, 
aber keineswegs abschließend regeln, wird im 
Betrieb über Auslegung und Anwendung der Tarif-
bestimmungen verhandelt. Wie verlaufen solche 
Aushandlungsprozesse, wer nimmt daran teil, wer 
macht welche Interessen geltend, wer setzt sich 
durch?

• Wenn Qualifikationen der Auszubildenden bei 
der Übernahme von Bedeutung sind, was genau 
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gilt dann im Betrieb als Eignung für einen festen 
Arbeitsplatz? Insbesondere die Beurteilungen 
praktischer Leistungen von Auszubildenden ba-
sieren nicht auf reinen Fakten, sondern enthal-
ten Einschätzungen der Ausbildungsverantwort-
lichen. Zudem ist Leistung davon abhängig, ob und 
wie jemand im Kreis der Kolleginnen und Kollegen 
integriert ist.

• Wie kommt es, dass ein Betrieb längerfristig 
plant und in seine zukünftigen Fachkräfte inve-
stiert, während ein anderer seine Auszubildenden 
nur als kostengünstige Arbeitskräfte einsetzt, ein 
dritter schließlich aus gesellschaftlicher Verant-
wortung über den eigenen Bedarf hinaus ausbil-
det? Betriebliche Personalpolitik folgt nicht nur 
rein ökonomischen Abwägungen, sie ist beein-
flusst von sozialen Interessen und Auseinander-
setzungen.

• Unter welchen Umständen kann eine betrieb-
liche Personalstruktur, die sich durch hohe Fle-
xibilität in Form von Fluktuation und befristeter 
Beschäftigung auszeichnet, für Ausbildungsab-
solventinnen und -absolventen als Chance zum 
Erwerb von Berufserfahrung angesehen werden? 
Inwiefern ist andererseits eine befristete Über-
nahme eher ein Risiko für die künftige Karriere? 
Auch dies ist eine Frage betriebspolitischer Ausei-
nandersetzungen und Entscheidungen.

• Was veranlasst einen Betriebs- oder Perso-
nalrat, sich für die Übernahme der Auszubildenden 
einzusetzen, während ein anderer möglichen Neu-
einstellungen eher skeptisch gegenübersteht, weil 
sie bestehende Beschäftigungsverhältnisse der 
älteren Stammbelegschaft gefährden könnten? 
Vermutlich ist dies eine Frage interessenpoli-
tischer Auseinandersetzungen in der Belegschaft 
und mit dem Arbeitgeber.

• Nach welchen Kriterien wird im Betrieb ent-
schieden, ob eine Absolventin bzw. ein Absolvent 
befristet oder unbefristet, in Vollzeit oder Teilzeit, 
direkt oder über eine Verleihfirma beschäftigt wer-
den soll? Letztlich stellt sich hier die Frage, wer 
das Beschäftigungsrisiko zu tragen hat – eine Fra-
ge, die wiederum in individuellen und kollektiven 
Verhandlungen beantwortet wird.

Solche Zusammenhänge, Prozesse, Widersprüche 
und Auseinandersetzungen können mit statis-
tischen Berechnungen, die mit eindeutigen und 
quantifizierbaren Fakten arbeiten müssen, nicht 
erfasst werden. Gerade eingreifendes Handeln in 
der Arbeitswelt benötigt ein Wissen, das die Pro-
zesshaftigkeit und Gestaltbarkeit betrieblicher 
Personalpolitik berücksichtigt, das die Momente 
in Verfahrensabläufen erkennen lässt, an denen 
anzusetzen wäre, um wirksam Einfluss zu nehmen.
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Lioba Karbach

Übernahme ist Verhandlungssache –
Eine empirische Studie überAktivitäten 
von Jugend- und Auszubildenden- 
vertretungen für faire Beschäftigung

1. Einleitung und Fragestellung

Viele Absolventinnen und Absolventen einer be-
trieblichen Ausbildung werden nicht vom Ausbil-
dungsbetrieb übernommen oder erhalten befri-
stete Stellen, andere werden in Teilzeit beschäf-
tigt, manche Stelle entspricht nicht dem erlernten 
Beruf. Für die betreffenden Jugendlichen ist der 
Übergang in den Beruf eine Phase der Unsicher-
heit. Dieses Problem ist zu Recht Teil der Diskus-
sionen über Prekarität und prekäre Beschäftigung.

Wer entscheidet darüber, ob jemand nach der Aus-
bildung übernommen wird und in welcher Form? 
Theoretisch ist die Antwort klar: Übernommen wird, 
wer gebraucht wird und geeignet ist. In der Praxis 
aber ist die Entscheidung Verhandlungssache. Die 
Meinungen darüber, wie viel Personal im Betrieb 
benötigt wird, gehen auseinander. Ebenso wie die 
Einschätzungen darüber, wer in das Team passt und 
für den Job befähigt ist. Die Übernahme ist auch 
eine Frage der Mitbestimmung.

Welchen Einfluss kann eine Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung (JAV) in diesem Entscheidungs-
prozess nehmen? Was kann sie tun, dass mög-
lichst viele übernommen werden und dass es bei 
der Übernahme fair zugeht? 

Diesen Fragen geht die folgende Untersuchung 
nach. Dazu wurden Jugend- und Auszubildenden-
vertreterinnen und -vertreter aus neun verschie-
denen Betrieben und Verwaltungen im Raum Dort-
mund befragt. Im Ergebnis zeigt sich: Es macht 
Sinn und hat Erfolg, wenn sich die JAV in die Über-
nahmeentscheidungen einmischt. Und das nicht 
erst am Ende der Ausbildung, sondern schon von 
Beginn an. Beispielhaft wird gezeigt, mit welchen 
Mitteln eine JAV dazu beitragen kann, prekäre Be-
schäftigung im Anschluss an die Ausbildung zu 
verhindern.

Im folgenden Kapitel 2 wird zunächst kurz die Me-
thode der Untersuchung dargestellt. Die folgenden 
zwei Kapitel beschreiben die Grundlagen der Ar-
beit einer Jugend- und Auszubildendenvertretung 
im Betriebsverfassungsgesetz bzw. Personalver-
tretungsgesetz (Kapitel 3) und in tarifvertraglichen 
Regelungen, soweit sie die Übernahme in den un-
tersuchten Betrieben tangieren (Kapitel 4).

In den Kapiteln 5 bis 7 werden die Ergebnisse der 
Untersuchung dargestellt. Analysiert werden die 
Stellung der JAV im Betrieb (Kapitel 5), ihre Akti-
vitäten während der Ausbildung (Kapitel 6) sowie 
bei der Entscheidungsfindung zur Übernahme am 
Ende der Ausbildung (Kapitel 7).

Kapitel 8 zieht ein kurzes Fazit und benennt einige 
Schlussfolgerungen.
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2. Zur Methode der Untersuchung

Das Interesse dieser Arbeit zielt darauf ab, ver-
schiedene Einflussmöglichkeiten der JAV auf 
Grundlage von Aktivitäten aus der Praxis der In-
teressenvertretungen zu ermitteln. Deshalb wurde 
die qualitative Forschungsmethode in Form von 
Interviews gewählt. Denn „qualitative Forschung 
zielt darauf ab, das untersuchte Phänomen bzw. 
Geschehen von innen heraus zu verstehen“ (Flick 
2012: 95). „Ziel der Forschung ist dabei weniger, 
Bekanntes (etwa bereits vorab formulierte Theo-
rien) zu überprüfen, als Neues zu entdecken und 

empirisch begründete Theorien zu entwickeln.“ 
(ebd.: 27). Es sollte Raum sein für die Schilderung 
der Wirklichkeit durch die Befragten hinsichtlich 
„ihrer Komplexität und Ganzheit in ihrem alltägli-
chen Kontext“ (ebd.).

Befragt wurden Mitglieder von Jugend- und Aus-
zubildendenvertretungen nach ihren Einfluss-
möglichkeiten auf betriebliche Übernahmepro-
zesse. Die Methode der Datenerhebung kann als 
leitfadengestütztes Experteninterview bezeichnet 
werden. „Leitfadengestützte Experteninterviews 
sind thematisch strukturierte Interviews. Ziel ist 
es, die Eigenpräsentation der Akteure durch er-
zählgenerierende Fragen zu motivieren.“ (Liebold/
Trinczek 2002: 39) Leitfaden-Interviews bringen 

durch flexible Handhabung der Fragen während 
des Interviews Offenheit für neue Erkenntnisse 
mit sich. Der Leitfaden dient durch die Festlegung 
auf bestimmte Themenkomplexe als Grundgerüst 
für die Befragungen und hilft somit der Interviewe-
rin, das Gespräch bei abschweifenden Antworten 
der Interviewten auf das eigentliche Forschungs-
interesse zurückzuführen (Flick 2012: 194 ff.). Die 
Fragen sind offen formuliert und sollen keine Ant-
wortmöglichkeiten suggerieren, da es nicht darum 
geht, bereits gesammelten Fakten zu überprüfen, 
sondern darum, neue Erkenntnisse zu gewinnen.

Als Expertinnen und Ex-
perten werden diejeni-
gen Personen bezeich-
net, die hinsichtlich des 
Forschungsinteresses 
über ein spezielles Wis-
sen verfügen, das nicht 
jeder Person, die sich im 
Handlungsfeld bewegt, 
zugänglich ist (vgl. Meu-
ser/Nagel 1997: 484). 
Die/der Interviewte be-
richtet folglich nicht 
aus der biographischen 
Perspektive wie bei an-
deren Interviewformen, 
sondern als Fachmann/
Fachfrau für den insti-
tutionellen Rahmen, auf 

welchen sich das Forschungsvorhaben ausrich-
tet. „Experten interessieren nicht als Personen, 
sondern als Träger von Wissen.“ (Liebold/Trinczek 
2002: 41)

Die Erhebungen fanden statt während eines Pra-
xissemesters der Autorin in der Kooperationsstel-
le im Sommer 2013. Der Kontakt zu Jugend- und 
Auszubildendenvertreterinnen und -vertretern 
wurde zunächst über die örtliche Organisation der 
Vereinten Dienstleistungsgesellschaft (ver.di) ge-
sucht, mit der die Kooperationsstelle bereits des 
Öfteren zusammengearbeitet hat. Über den örtli-
chen Jugendsekretär der Gewerkschaft wurde der 
Autorin der Zugang zum Bezirksjugendausschuss 
ermöglicht, wo Vertreterinnen und Vertretern ver-
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schiedener JAVen das Forschungsvorhaben mit 
Hilfe einer zuvor ausgehändigten Projektbeschrei-
bung vorgestellt wurde. Auch das methodische 
Vorgehen sowie Rahmenbedingungen der anste-
henden Befragungen (Dauer, Zusicherung der an-
onymisierten Verarbeitung des Interviewmateri-
als) wurden in diesem Zusammenhang benannt. 
Das Interesse des ver.di-Jugendsekretärs und der 
beteiligten JAV-Mitglieder konnte sofort geweckt 
werden. Es folgten Absprachen für Interviewter-
mine. Auch bei der örtlichen IG Metall erfolgte die 
Kontaktaufnahme über den Jugendsekretär und 
den von ihm organisierten Ortsjugendausschuss, 
in welchem sich Vertreterinnen und Vertreter des 
Bezirkes austauschen und zusammen Aktionen 
planen. Auch hier wurde das Projekt vorgestellt, 
und es konnte das Interesse der JAV-Mitglieder 
geweckt werden. 

Zum Interview stellten sich aus neun Jugend- und 
Auszubildendenvertretungen jeweils die Vorsit-
zenden zur Verfügung. Sie wurden vor Ort im Aus-
bildungsbetrieb3 interviewt, da so einerseits ein 
praktischer Einblick in ihr institutionelles Hand-
lungsfeld gewonnen werden konnte, andererseits 
konnten durch die vertraute Umgebung Unsicher-
heiten der interviewten Personen in der unge-
wohnten Situation des Interviews abgebaut wer-
den. Nur in einem Fall fand das Interview aus or-
ganisatorischen Gründen in der Sozialforschungs-
stelle statt. Um die Anonymität der Interviewten 
zu wahren, werden hier und im Folgenden keine 
weiteren Angaben über die Betriebe gemacht. Das 
Spektrum erstreckt sich über alle zentralen Bran-
chen der ver.di und der IG Metall in Dortmund und 
Umgebung.

Die Dauer der Interviews betrug 30 bis 90 Minuten. 
Ein Vertrauensverhältnis zwischen Interviewten 
und Interviewerin entstand bei allen Gesprächen 
sehr schnell, was auch auf die Tatsache zurück-
zuführen ist, dass die Interviewerin sich sowohl 

im gleichen Alter mit den befragten Personen als 
auch in einem ähnlichen Status, nämlich in dem 
der Ausbildung, befand. Der Leitfaden des Inter-
views war so konzipiert, dass die Fragen den Inter-
viewten zeigten, dass sich die Interviewerin bereits 
gewisse Vorkenntnisse über das Forschungsfeld 
angeeignet hatte. So konnten die Fragen der „all-
tagsweltlichen Gesprächssituation angepasst“ 
werden (ebd.: 43).

Nach Zustimmung der Befragten wurden die In-
terviews mit einem Diktiergerät aufgezeichnet. 
Anschließend wurden sie passagenweise durch 
die Interviewerin transkribiert. Da bei Interviews 
mit Expertinnen und Experten anders als bei bio-
graphischen Interviewformen das Wissen der In-
terviewten über das fokussierte Handlungsfeld 
im Vordergrund steht, ist es möglich, nur selektiv 
zu transkribieren, bzw. sofort zu paraphrasieren 
(ebd.: 49). So erfolgte bereits beim Transkribieren 
eine Paraphrasierung der für die Forschungsfra-
ge relevanten Inhalte und eine Aussiebung der 
nicht inhaltstragenden Gesprächsbestandteile 
der Interviews. Dabei galt es, die gehörten Infor-
mationen auf eine gleiche Sprachebene zu trans-
formieren und diese anschließend auf eine gram-
matikalische Kurzform zu bringen. Darauf folgend 
wurden die inhaltstragenden Paraphrasen ausge-
wählt. Im nächsten Schritt wurden Paraphrasen 
mit gleichem Inhalt gebündelt und für Paraphra-
sen mit mehreren Aussagen zu einem Gegenstand 
zusammengefasst (Konstruktion/Integration). Die 
herausgearbeiteten Aussagen wurden im letzten 
Schritt als Kategoriensystem zusammengestellt 
und überprüft, inwieweit diese das Ausgangsma-
terial noch repräsentieren (Mayring 2010: 69).

Zentrale Ergebnisse wurden von der Verfasserin 
im Bezirksjugendausschuss sowie in einem Ar-
beitskreis der Gewerkschaft ver.di zur Diskussion 
gestellt. Auf diese Weise konnten Interpretationen 
abgesichert, teils auch relativiert werden. Die Be-
fragten erhielten die Möglichkeit, bereits in die-
sem Stadium der Untersuchung von Zwischener-
gebnissen zu profitieren.

3 Als „Betrieb“ werden im Folgenden sowohl Produktions- 
und Dienstleistungsbetriebe als auch betriebsförmig orga-
nisierte öffentliche und private Einrichtungen bezeichnet.
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3. Gesetzliche Grundlagen der Arbeit einer Ju-
gend- und Auszubildendenvertretung (JAV)

Rechtlich geregelt sind Wahl und Arbeit einer Ju-
gend- und Auszubildendenvertretung für Unter-
nehmen der Privatwirtschaft in den Paragrafen 60 
bis 71 des Betriebsverfassungsgesetzes sowie für 
den Bereich des öffentlichen Dienstes in den Para-
grafen 54 bis 61 des Personalvertretungsgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen. (Die entspre-
chenden Paragrafen beider Gesetze sind im An-
hang abgedruckt.)

Da das Personalvertretungsgesetz im Hinblick 
auf die JAV keine für die Studie relevanten Un-
terschiede zum Betriebsverfassungsgesetz auf-
weist, wird im Folgenden nicht weiter zwischen 
den beiden Gesetzen unterschieden. Des Weite-
ren wird nicht unterschieden zwischen Betriebs- 
und Personalrat, auch um die Anonymität der Be-
fragten zu wahren.

Jugend- und Auszubildendenvertretungen können 
gewählt werden in Betrieben mit in der Regel min-
destens fünf Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitneh-
mern, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben (und damit zur Wahl des Betriebsrats noch 
nicht berechtigt sind) oder die zu ihrer Berufsaus-
bildung beschäftigt sind und das 25. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben. Passives Wahlrecht 
haben alle Personen, die das 25. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben. Die Regelungen für den öf-
fentlichen Dienst weichen in diesem Punkt vom 
Betriebsverfassungsgesetz ab. Nach dem Perso-
nalvertretungsgesetz sind alle jugendlichen Be-
schäftigten wahlberechtigt, die das 18. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben, sowie Auszubil-
dende, Beamtenanwärter/innen und Praktikant/
innen. Wählbar sind Beschäftigte, die am Wahltag 
noch nicht das 27. Lebensjahr vollendet haben so-
wie Auszubildende, Beamtenanwärter/innen und 
Praktikant/innen.

In beiden Gesetzen ist davon die Rede, es „wer-
den“ Jugend- und Auszubildendenvertretungen 
gewählt. Es gilt allerdings zu vermerken, dass die 
Wahl einer JAV nur dann möglich ist, wenn auch 
ein Betriebs- oder Personalrat vorhanden ist. Die 
Wahl einer JAV kann nur durch den Betriebs- bzw. 
Personalrat initiiert werden. Auch in der prakti-

schen Arbeit können Jugend- und Auszubilden-
denvertretungen nicht direkt mit dem Arbeitgeber 
verhandeln, sondern nur über den Betriebs-/Per-
sonalrat. Diese Stellung der JAV wird im Nachfol-
genden noch näher beleuchtet.

JAV-Wahlen, vollzogen in geheimer und unmittel-
barer Wahl, finden alle zwei Jahre im Zeitraum von 
Anfang Oktober bis Ende November statt. In beson-
deren Fällen, wenn etwa die Mehrheit der Jugend- 
und Auszubildendenvertreterinnen bzw. -vertreter 
den eigenen Rücktritt beschlossen hat, wird die 
JAV auch außerhalb des bestehenden Rhythmus 
neu gewählt. Für die Bestellung des Wahlvorstan-
des und dessen Vorsitzende/n ist der Betriebs-/
Personalrat zuständig, er hat dies bis spätestens 
acht Wochen vor Beendigung der Amtszeit der JAV 
zu erledigen. Auch die Organisation und Ausfüh-
rung der Wahl liegt in seiner Zuständigkeit.

Nach beiden Gesetzen hat die JAV im Wesentli-
chen folgende allgemeinen Aufgaben:

Erstens kann die Jugend- und Auszubildendenver-
tretung Maßnahmen zugunsten der Jugendlichen 
insbesondere zur Berufsbildung und Übernahme 
der Auszubildenden beim Betriebs- bzw. Perso-
nalrat beantragen.

Zweitens ist die JAV für die Überwachung der Ein-
haltung geltender Gesetze, Verordnungen, Tarif-
verträge, Betriebsvereinbarungen sowie der Un-
fallverhütungsvorschriften zuständig, soweit sie 
Jugendliche und Auszubildende betreffen. Dies 
gilt insbesondere für Regelungen des Berufsbil-
dungsgesetzes und des Jugendarbeitsschutzge-
setzes, während die zu überwachenden Verord-
nungen insbesondere Arbeitsstätten- und Ausbil-
dungsverordnung betreffen. Die JAV ist in diesem 
Rahmen beispielsweise dazu berechtigt, Betriebs-
begehungen zu organisieren und bedarf für deren 
Organisation keiner Erlaubnis des Arbeitgebers. 
Zudem soll die Interessenvertretung darauf ach-
ten, dass die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
gewährleistet wird.

Drittens soll die JAV Anliegen aus dem Personen-
kreis, für welchen sie zuständig ist – falls diese 
nach Meinung der JAV begründet sind – beim Be-
triebs- bzw. Personalrat vorstellen und auf deren 
Erledigung hinwirken. Die Jugendlichen und Aus-
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zubildenden, die sich mit einem Anliegen an die 
JAV gewandt haben, sind über den Stand der Ver-
handlungen zu informieren.

Viertens soll sich die JAV für die Gleichstellung von 
Frauen und Männern sowie die Integration auslän-
discher Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im 
Betrieb engagieren und entsprechende Maßnah-
men beim Betriebs- bzw. Personalrat beantragen.

Der Betriebs-/Personalrat hat die JAV rechtzeitig 
über Angelegenheiten der Jugendlichen und Aus-
zubildenden zu informieren und von ihr Beratung 
diesbezüglich einzu-
holen. Die Jugend- und 
Auszubildendenvertre-
tung hat das Recht, beim 
Betriebs-/Personalrat zu 
beantragen, Angelegen-
heiten, die Jugendliche 
und Auszubildende be-
treffen, auf die Tages-
ordnung der nächsten 
Betriebs- bzw. Personal-
ratssitzung zu setzen. 
Der Betriebs-/Personal-
rat ist dazu verpflichtet, 
die JAV rechtzeitig unter 
Mitteilung der Tagesord-
nung zu den Sitzungen 
einzuladen. Eine Vertre-
terin bzw. ein Vertreter der JAV ist berechtigt, an 
jeder Sitzung teilzunehmen. Werden dort Themen 
behandelt, die besonders Jugendliche und Aus-
zubildende betreffen, besitzen alle Jugend- und 
Auszubildendenvertreterinnen und -vertreter ein 
Teilnahmerecht zu den entsprechenden Tagesord-
nungspunkten. In diesen Angelegenheiten besit-
zen sie Stimmrecht, was die Beschlüsse des Be-
triebs- bzw. Personalrates betrifft.

Wie viele Jugend- und Auszubildendenvertreter 
und -vertreterinnen es in einem Betrieb geben 
darf, ist gesetzlich vorgeschrieben und staffelt 
sich nach Anzahl der Personen in Ausbildung bzw. 
im Alter von unter 25 Jahren. In einem Betrieb, in 
dem 5 bis 20 dieser Personen arbeiten, gibt es nur 
einen Interessenvertreter bzw. eine Interessenver-
treterin, in Großbetrieben kann eine JAV bis zu 15 

Mitglieder haben. Für den Fall, dass ein JAV-Mit-
glied über einen gewissen Zeitraum verhindert ist 
oder aus dem Amt ausscheidet, werden Ersatzmit-
glieder bestimmt, die in dieser Situation den freien 
Posten übergangsweise einnehmen.

Fasst der Betriebsrat einen Beschluss, der aus 
Sicht der Mehrheit der JAV wichtige Interessen der 
Jugendlichen und Auszubildenden negativ berührt, 
so kann ein Antrag auf Aussetzung des Beschlusses 
für die Dauer von einer Woche gestellt werden, dem 
der Betriebsrat Folge zu leisten hat. Innerhalb die-

ser Frist besteht die Möglichkeit zur Verständigung 
der verschiedenen Akteure. Diese Regelung gibt es 
nur im Betriebsverfassungsgesetz.

Finden Besprechungen zwischen dem Betriebs- 
bzw. Personalrat und dem Arbeitgeber statt, die 
ausdrücklich Jugendliche und Auszubildende be-
treffen, muss die JAV zum Treffen hinzugezogen 
werden. Die JAV ist im gleichen Maße wie der Be-
triebs- bzw. Personalrat zur Geheimhaltung über 
solche Angaben verpflichtet, die durch den Arbeit-
geber ausdrücklich als geheimhaltungswürdig be-
titelt wurden. Auf der anderen Seite ist die Jugend- 
und Auszubildendenvertretung angewiesen, per-
sönliche Informationen über Beschäftigte, die im 
Rahmen der JAV-Tätigkeit erlangt wurden, geheim 
zu halten und weder an andere Beschäftigte, noch 
Vorgesetzte oder den Arbeitgeber weiterzugeben.
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Die JAV kann nach Unterrichtung des Betriebs- 
bzw. Personalrates eigene JAV-Sitzungen abhal-
ten. Hierzu ist einem Mitglied des Betriebs- bzw. 
Personalrats die Teilnahme gesetzlich gestattet. 
Die JAV kann eigenständig Beschlüsse fassen 
beispielsweise darüber, ob eine Anregung eines 
Jugendlichen oder einer Auszubildenden aufge-
griffen und dem Betriebs- bzw. Personalrat vorge-
legt werden soll. Stimmrecht in JAV-Sitzungen be-
sitzen nur die Mitglieder der JAV selbst. Gefasste 
Beschlüsse dienen u.a. als Grundlage für Anträge, 
die beim Betriebs- bzw. Personalrat gestellt wer-
den können. Der Betriebs-/Personalrat ist dazu 
verpflichtet, Anträge der JAV anzunehmen, über 
deren Berechtigung zu diskutieren und ggfs. auf 
deren Umsetzung beim Arbeitgeber hinzuwirken.

Die JAV kann vor oder nach jeder Betriebsver-
sammlung eine Jugend- und Auszubildenden-
versammlung einberufen. Im Einvernehmen mit 
Betriebs- bzw. Personalrat und Arbeitgeber kann 
eine solche Versammlung auch zu einem anderen 
Zeitpunkt einberufen werden. Wie bei Betriebs-
versammlungen sind sowohl der Arbeitgeber als 
auch „Beauftragte der im Betrieb vertretenden 
Gewerkschaften“ teilnahme- und redeberechtigt. 
Des Weiteren ist mindestens eine Person aus dem 
Betriebs- bzw. Personalrat teilnahme- und rede-
berechtigt.

In Betrieben mit i.d.R. mehr als 50 Auszubilden-
den bzw. Jugendlichen kann die JAV Sprechstun-
den während der Arbeitszeit abhalten. Zeit und Ort 
müssen mit dem Betriebs- bzw. Personalrat und 
dem Arbeitgeber vereinbart werden. Führt eine JAV 
keine eigenständigen Sprechstunden durch, so ist 
ein JAV-Mitglied dazu berechtigt, als Ansprech-
partnerin bzw. Ansprechpartner für Jugendliche 
und Auszubildende an den Sprechstunden des Be-
triebs-/Personalrates teilzunehmen.

In Einrichtungen des öffentlichen Dienstes hat die 
JAV nach den Regeln des Personalvertretungsge-
setzes die Möglichkeit, an der Auswahl der Aus-
bildungsleiterin bzw. des Ausbildungsleiters teil-
zunehmen. Der Arbeitgeber hat die JAV darüber 
fortlaufend zu informieren.

Auch wenn die Mitglieder der JAV ihre Tätigkeit eh-
renamtlich ausführen, steht ihnen doch eine Be-

freiung von der beruflichen Tätigkeit zu, sofern es 
für die Erfüllung der Aufgaben notwendig ist. Die-
ser Freistellung darf seitens des Arbeitgebers kei-
ne Kürzung des Entgelts folgen. Müssen Arbeiten, 
welche die Jugendlichen und Auszubildenden be-
treffen, betriebsbedingt von der JAV außerhalb der 
Arbeitszeit erledigt werden, haben sie Anspruch auf 
eine gleichwertige Arbeitsbefreiung. Weiterhin be-
steht offiziell die Regelung, dass Jugend- und Aus-
zubildendenvertreterinnen und -vertreter Anrecht 
auf die Freistellung zur Wahrnehmung von Bildung-
sangeboten und Schulungen haben, sofern diese 
für die Ausübung der JAV-Arbeit notwendig sind.

Mitglieder der JAV dürfen an der Durchführung 
ihrer Tätigkeit weder gehindert noch deswegen 
benachteiligt oder bevorzugt werden. Damit JAV-
Mitglieder für den Fall, dass sie aufgrund ihres Ein-
satzes für die Belange der Jugendlichen und Aus-
zubildenden Meinungsverschiedenheiten mit dem 
Arbeitgeber haben, vor Sanktionen geschützt sind, 
enthalten das Betriebsverfassungsgesetz, das 
Personalvertretungsgesetz sowie das Kündigungs-
schutzgesetz entsprechende Schutzklauseln. 

Arbeitgebern ist es nicht gestattet, JAV-Mitglie-
dern auf ordentlichem Wege während ihrer Amts-
zeit und innerhalb des darauf folgenden Jahres 
zu kündigen. Nur wenn ein gewichtiger Grund vor-
liegt, kann eine Kündigung erfolgen, die allerdings 
zuvor der Zustimmung des Betriebs- bzw. Perso-
nalrats bedarf. Generell werden gewählte Jugend- 
und Auszubildendenvertreterinnen und -vertreter 
nach Beendigung der Berufsausbildung in ein un-
befristetes Arbeitsverhältnis übernommen. Ist es 
im Interesse des Arbeitgebers, dass nach Ende 
der Ausbildung ein JAV-Mitglied einen befriste-
ten Arbeitsvertrag erhält, so ist dies drei Monate 
vor Beendigung des Ausbildungsverhältnisses in 
schriftlicher Form dem Auszubildenden mitzutei-
len. Fordert ein/e Jugend- und Auszubildenden-
vertreter/in innerhalb der letzten drei Monate der 
Berufsausbildung schriftlich eine Weiterbeschäf-
tigung vom Arbeitgeber, so gilt ein unbefristetes 
Arbeitsverhältnis als begründet.

In einem größeren Unternehmen mit mehreren Be-
triebsstätten kann für jeden Betrieb jeweils eine 
Jugend- und Auszubildendenvertretung gewählt 
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werden. Für das Unternehmen wird dann eine 
Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretung 
aus Vertreter/innen der einzelnen JAVen gebildet. 
Nach Absprache mit dem Gesamtbetriebs- bzw. 
-personalrat kann die Gesamt-JAV Sitzungen or-
ganisieren, an denen ein Gesamtbetriebs- bzw. 
-personalratsmitglied teilnahmeberechtigt ist. 
Auch in Bezug auf die weitere Zusammenarbeit 
mit dem Gesamtbetriebs- bzw. -personalrat gel-
ten dieselben Vorschriften wie für die Zusammen-
arbeit zwischen einer betrieblichen JAV und einem 
Betriebs- bzw. Personalrat.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass nach 
dem Gesetz den Jugend- und Auszubildenden-
vertretungen gleichgerichtete Aufgaben wie dem 
Betriebs- bzw. Personalrat zugeteilt werden und 
dass auch Organisation und Arbeitsweise denen 
des Betriebs-/ Personalrates ähneln. Formal ge-
sehen ist die JAV kein eigenständiges Organ in 
der betrieblichen Struktur, da sie im Streben, die 
ihr obliegenden Aufgaben zu erfüllen, auf die Zu-
sammenarbeit mit dem Betriebs-/ Personalrat 
angewiesen ist und kein direkter Rechtsanspruch 
an den Arbeitgeber besteht. Die zwei elementaren 
Aufgabenbereiche der JAV sind die Überwachung 
und Kontrolle der Durchführung bestehender 
Rechte und Abkommen für Jugendliche und Aus-
zubildende sowie die Beantragung von berufsför-
derlichen und übernahmebefürwortenden Maß-
nahmen für diesen Personenkreis (Rudolf 2013: 
336). Wenn auch die JAV kein autonomes Organ ist, 
so lässt sie sich doch als „Vertretungsorgan“ (Herb 
1999: 56) für jugendliche Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer und Auszubildende bezeichnen.
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4. Tarifliche Übernahmeregelungen

Nach den Regeln des Berufsbildungsgesetzes 
(BBiG) endet das Ausbildungsverhältnis von Aus-
zubildenden automatisch mit dem Ende der Aus-
bildung, also normalerweise mit dem Bestehen 
der Abschlussprüfung. Auszubildende haben 
grundsätzlich keinen Anspruch, im Anschluss in 
ein Arbeitsverhältnis bei ihrem Ausbildungsbe-
trieb übernommen zu werden. Allerdings gibt es 
Tarifverträge, die einen derartigen Anspruch be-
gründen. Zumeist sind die Ausbildungsbetriebe 
danach verpflichtet, die Auszubildenden nach be-
standener Prüfung befristet zu übernehmen, um 
ihnen so den Erwerb von Berufserfahrung zu er-
möglichen. 

Um eine unverhältnismäßige Belastung der Arbeit-
geber zu vermeiden, enthalten Tarifverträge aller-

dings einschränkende Regelungen darüber, unter 
welchen Umständen der Arbeitgeber einen Aus-
zubildenden ausnahmsweise nicht übernehmen 
muss. Es wird eine Reihe von Gründen aufgezählt, 
die es dem Arbeitgeber unzumutbar machen kön-
nen, ein Arbeitsverhältnis mit der Absolventin bzw. 
dem Absolventen einzugehen. Typisch ist folgende 
Regelung aus dem Tarifvertrag für den öffentlichen 
Dienst des Bundes und der Kommunen. In § 16a 
(Übernahme von Auszubildenden) heißt es: „Aus-
zubildende werden nach erfolgreich bestandener 

Abschlussprüfung bei dienstlichem bzw. betrieb-
lichem Bedarf im unmittelbaren Anschluss an das 
Ausbildungsverhältnis für die Dauer von zwölf 
Monaten in ein Arbeitsverhältnis übernommen, 
sofern nicht im Einzelfall personenbedingte, ver-
haltensbedingte, betriebsbedingte oder gesetzli-
che Gründe entgegenstehen. Im Anschluss daran 
werden diese Beschäftigten bei entsprechender 
Bewährung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
übernommen. Der dienstliche bzw. betriebliche 
Bedarf muss zum Zeitpunkt der Beendigung der 
Ausbildung nach Satz 1 vorliegen und setzt zudem 
eine freie und besetzbare Stelle bzw. einen frei-
en und zu besetzenden Arbeitsplatz voraus, die/
der eine ausbildungsadäquate Beschäftigung auf 
Dauer ermöglicht. Bei einer Auswahlentscheidung 
sind die Ergebnisse der Abschlussprüfung und die 
persönliche Eignung zu berücksichtigen. Beste-

hende Mitbestimmungs-
rechte bleiben unberührt.“

Aus den Formulierun-
gen wird bereits deutlich, 
dass hier ein erheblicher 
Spielraum für sehr unter-
schiedliche Interpretatio-
nen besteht. Juristen wei-
sen darauf hin, dass für 
ehemalige Auszubildende 
letztlich kaum eine Chan-
ce besteht, einen tarifli-
chen Übernahmeanspruch 
gegen den Willen des Ar-
beitgebers vor Gericht 
durchzusetzen. Umso 
wichtiger ist die Mitbe-
stimmung des Betriebs- 

bzw. Personalrats und der Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung im Betrieb. Hier fällt letztlich 
die Entscheidung, wie eine tarifvertragliche Rege-
lung interpretiert und umgesetzt wird.

Für drei der Betriebe, in denen eine Vertreterin 
bzw. eine Vertreter der JAV interviewt wurde, ist 
per Tarifvertrag die unbefristete Übernahme aller 
Auszubildenden vorgesehen. Diese Regel kennt 
jedoch Ausnahmen. Wenn akute Beschäftigungs-
probleme des Betriebes bestehen oder dieser sich 
dazu entschließt, über den eigenen Bedarf hinaus 



2020

Tarifliche Regelungen
auszubilden, müssen nicht alle Ausbildungsab-
solventinnen und -absolventen unbefristet über-
nommen werden. Die Tarifverträge belassen den 
Arbeitgebern Handlungsspielräume, es ist kei-
neswegs zwingend, dass alle Absolventinnen und 
Absolventen unbefristet übernommen werden. 
Entsprechend unterschiedlich gestaltet sich die 
Übernahme in diesen Betrieben.

Für fünf Betriebe, aus denen Jugend- und Auszu-
bildendenvertreter/innen befragt wurden, besteht 
laut Tarifvertrag die Verpflichtung zur Übernahme 
der Auszubildenden für die Dauer eines Jahres, 
„sofern nicht im Einzelfall personenbedingte, ver-
haltensbedingte, betriebsbedingte oder gesetzli-
che Gründe entgegenstehen.“ Die Befristungsrege-
lung gibt dem Arbeitgeber die Möglichkeit, die Ent-
scheidung darüber, wer später Festangestellte/r 
seines Betriebes sein soll, noch einmal um ein 
Jahr hinauszuzögern. Für die betreffenden Absol-
ventinnen und Absolventen schafft sie die Mög-
lichkeit, Berufserfahrung zu sammeln, aber auch 
die Notwendigkeit, sich während der Befristung 
noch einmal zu bewähren. 

Für einen Betrieb, in dem ein Mitglied der JAV in-
terviewt wurde, legt der Tarifvertrag eine betriebli-
che Übernahmequote von zehn Prozent des jewei-
ligen Ausbildungsjahrganges fest. Auswahlkriteri-
um soll laut Tarifvertrag die „Bestenauslese“ sein, 
welche jedoch nicht weiter erläutert wird. Welche 
Bedingungen eine Auszubildende bzw. ein Auszu-
bildender erfüllen muss, um zu den besten zu ge-
hören, ob vielleicht bereits sehr gute, theoretische 
Leistungen in Form von Zeugnisnoten genügen, 
oder ob noch andere Kompetenzen von Belang 
sind, bleibt unklar. 

Für alle Betriebe der befragten Jugend- und Aus-
zubildendenvertretungen besteht die Option, auf 
Grund von „personenbedingten oder verhaltens-
bedingten“ Gründen einzelnen Auszubildenden 
kein Arbeitsverhältnis anzubieten. Auch in diesem 
Fall gibt es keine weiteren Ausführungen zu den 
gewählten Begrifflichkeiten. Vor einem willkürli-
chen Ausnutzen dieser Regelung seitens des Ar-
beitgebers schützt jedoch der Zusatz, dass in sol-
chen Situationen der Betriebs- bzw. Personalrat 

nach Anhörung der Begründung des Arbeitgebers 
die Ausnahme bestätigen muss.

Eine Auswertung von Betriebsvereinbarungen zur 
Übernahme von Auszubildenden (Busse 2009) 
hat gezeigt, dass auch auf dieser Ebene keine 
abschließenden Regelungen getroffen werden. 
Neben Absichtserklärungen enthalten Betriebs-
vereinbarungen vor allem Verfahrensregeln zur 
Information und Mitsprache des Betriebs-/Per-
sonalrats im Entscheidungsprozess zur Über-
nahme. Wie in Personalfragen insgesamt ist diese 
Mitsprache bei der Übernahme in der Regel keine 
erzwingbare Mitbestimmung in dem Sinne, dass 
eine Arbeitgeber-Entscheidung ohne Zustimmung 
des Betriebs-/Personalrats ungültig wäre.
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5. „Wir haben einen guten Draht zu 
unseren Azubis.“ – Die JAV als Institution 
der Interessenvertretung

Anerkennung als Interessenvertretung

Eine Befragte formulierte den Leitgedanken der ei-
genen Arbeit folgendermaßen: „Grundsätzlich be-
fassen wir uns mit den Rechten der Auszubildenden, 
unterstützen die, wenn es Probleme gibt (…). Bei Fra-
gen stehen wir immer zur Verfügung.“ Das Spektrum 
der Aktivitäten der befragten JAV-Mitglieder reicht 
vom Bemühen um klare Ausbildungsstrukturen 
über die Einrichtung eines Azubiraumes zur Förde-
rung der Kommunikation unter den Auszubilden-
den, den Einsatz für eine freie Wahl der Urlaubsta-
ge bis hin zur finanziellen Gleichberechtigung hin-
sichtlich der Ausbildungsvergütung unterschiedli-
cher Berufsgruppen oder eine Rückerstattung der 
Ausgaben für obligatorische Lernmaterialien durch 
den Betrieb.

Obwohl die Aktivitäten der Jugend- und Auszu-
bildendenvertretungen sich im Einzelnen unter-
scheiden, verfolgen sie alle dieselben Ziele: die 
Berufsausbildung für Auszubildende erfolgreich 
und angenehm zu gestalten, ihre Rechte einzufor-
dern und sie unterstützend zu begleiten. Hiervon 
ist das Selbstverständnis der Jugend- und Auszu-
bildendenvertretungen geprägt. Dazu gehört auch, 
die eigene Arbeitsweise und die Gremiumsstruk-
turen immer wieder zu überdenken und ggfs. zu 
verbessern. Um den Anspruch an die eigene Arbeit 
umsetzen zu können, engagieren sich die Mitglie-
der einer JAV über die Anforderungen des Betrieb-
salltages hinaus. Dieses Engagement wird im wei-
teren Verlauf der Darstellung noch ausführlicher 
betrachtet.

Die Befragten schilderten eine gewisse Zwiespäl-
tigkeit ihrer Situation als Interessenvertretung der 
Auszubildenden und Jugendlichen. Zwar sei die 
JAV im Rahmen der Wahl als Interessenvertretung 
akzeptiert, werde aber nachher nicht ohne weite-
res als solche anerkannt. Daraus ergibt sich für 
sie die Notwendigkeit, die JAV im Betrieb aktiv zu 
organisieren und zu profilieren, um den eigenen 
Status abzusichern. Generell seien die Auszubil-
denden zu Beginn der Ausbildung von der JAV und 

den angebotenen Aktivitäten begeistert, diese An-
sicht könne sich jedoch mit der Zeit verflüchtigen, 
wenn die JAV sich nicht immer wieder in Erinne-
rung bringt.

Angebote der Jugend- und Auszubildendenver-
tretungen werden weitestgehend von den Aus-
zubildenden wahrgenommen, es lässt sich aber 
nach Aussagen der Befragten auch eine gewisse 
„Einzelkämpfermentalität“ der Auszubildenden 
feststellen, insbesondere wenn es um das The-
ma Übernahme geht. „Also die machen nichts als 
Gruppe. Also da is’ wirklich so dieses Kopf-an-
Kopf-Rennen.“ Ihrer Auffassung nach setzen viele 
Auszubildende eher darauf, durch eigenes Enga-
gement und persönliche Kontakte die Übernah-
me in ein Arbeitsverhältnis zu erzielen, als sich 
gemeinsam mit der JAV und anderen Mitstreite-
rinnen und Mitstreitern um eine umfassende Re-
gelung zu bemühen. Man versuche, sich innerhalb 
der Abteilungen möglichst positiv zu präsentieren, 
erklärte ein Jugend- und Auszubildendenvertre-
ter: „Natürlich hat man immer im Blick, wenn man 
in Abteilungen ist: Wie benehme ich mich da, und 
möchte ich da hinterher mal übernommen werden 
und knüpfe halt in diesem Part auch schon Kontak-
te.“ Eine andere Jugend- und Auszubildendenver-
treterin betont, für sie wie die anderen Mitglieder 
ihres Gremiums kämen Dinge wie „Kaffeekochen“, 
um sich mit Vorgesetzten gut zu stellen, nicht in 
Frage. „Wir würden das jetzt zum Beispiel nicht 
machen – zu viel Stolz!“

Daneben befürchten offenbar manche Auszubil-
dende, eine Zusammenarbeit mit der JAV könnte 
einen schlechten Eindruck bei Vorgesetzten und 
Entscheidungsträgern hinterlassen. Diese Sorge 
ist in gewissen Betrieben nicht ganz unbegründet, 
weil sowohl Kolleginnen und Kollegen wie auch 
Vorgesetzte oder Lehrkräfte der Berufsschule 
davon abraten, sich neben der Ausbildung noch 
anderweitig zu engagieren. Es kommt vor, dass 
Auszubildenden vor Jugend- und Auszubildenden-
versammlungen ein schlechtes Gewissen gemacht 
wird, weil durch ihr Fernbleiben mehr Arbeit an 
den anderen Angestellten hängen bliebe. Es wird 
also deutlich, dass nicht alle Auszubildenden sich 
die Hilfe der JAV wünschen bzw. diese in Anspruch 
nehmen möchten.
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Wie die Auszubildenden die Arbeit ihrer Interessen-
vertretung einschätzen, ist für die Mitglieder der 
JAV am besten zu erkennen anhand der Resonanz 
bei Veranstaltungen oder wenn Jugendliche eine 
stärkere Präsenz der JAV im Betrieb einfordern. In 
der Regel müssen Einschätzungen und Bewertun-
gen über die Tätigkeit der JAV jedoch von dieser 
aktiv eingeholt werden. Weil auf der Unterstützung 
durch die Jugendlichen wiederum die Stellung der 

JAV gegenüber Arbeitgeber, Vorgesetzten und Be-
triebs- bzw. Personalrat fußt, ist es von großer Be-
deutung, immer auch auf die Wahrnehmung und 
Profilierung der JAV als betriebliches Gremium hin-
zuarbeiten.

Eine JAV-Vertreterin schilderte im Interview, durch 
Gespräche während der Arbeit, in den Pausen oder 
in einem eigens für den Austausch eingerichteten 
Auszubildendenraum habe sie einen recht guten 
Eindruck von den Auszubildenden gewinnen kön-
nen und wisse bereits viel über deren berufliche 
und private Hintergründe. „Also ich würde sagen, 
wir haben schon einen relativ guten Draht zu unse-
ren Azubis. Also wir bekommen als JAV ja ziemlich 
viel mit, dadurch dass halt noch einige von uns sel-
ber Azubis sind. (…) Einige kommen dann auch mal 
auf uns zu, wenn sie dann auch irgendwie Schwie-
rigkeiten haben und Sorge haben, die Ausbildung 

nicht zu überstehen, und erzählen dann auch, was 
zu Hause los ist oder im Freundeskreis generell.“

Strukturen des Gremiums

In den Gremiumsstrukturen und Arbeitsweisen 
der befragten Jugend- und Auszubildendenver-
tretungen bestehen erhebliche Unterschiede. 
Einzig die Festlegung der Mitgliederanzahl erfolgt 
einheitlich anhand der exakten Vorgaben des Be-

trVG/LPVG. In Bezug auf 
die übrigen Aspekte 
bleibt das Gesetz un-
genau. Dieser Umstand 
hat zur Folge, dass die 
Schaffung betrieblicher 
Rahmenbedingungen, 
wie z.B. die Einrichtung 
eines JAV-Raums/Bü-
ros, zunächst zwischen 
Arbeitgeber und JAV-
Mitgliedern ausgehan-
delt werden müssen und 
auch die weitere Arbeit 
der JAV zunächst ei-
genständig strukturiert 
werden muss. Sowohl 
für die Jugend- und Aus-
zubildendenvertreterin-

nen und -vertreter, als auch für den Arbeitgeber 
bestehen gewisse Handlungsspielräume für die 
Festlegung von Strukturen und Abläufen. So steht 
es den JAV-Mitgliedern beispielsweise einerseits 
frei, JAV-Sitzungen abzuhalten, andererseits kön-
nen sie aber vom Arbeitgeber keine gesonderten 
Räumlichkeiten dafür verlangen. Es kommt an 
dieser Stelle auf die Kooperationsbereitschaft des 
Arbeitgebers und die Verhandlungsfähigkeit der 
Interessenvertretung an.

In Bezug auf die Möglichkeiten der Jugend- und 
Auszubildendenvertretungen, während der Ar-
beitszeit JAV-Tätigkeiten zu erledigen, sind große 
Unterschiede zu bemerken, die nicht zuletzt da-
her rühren, dass es keine exakte gesetzliche Re-
gelung diesbezüglich gibt. Ein befragtes JAV-Mit-
glied erledigt die Gremienaufgaben „so nebenher“, 
während es der JAV-Vorsitzenden eines anderen 
Betriebes gestattet ist, „von morgens bis abends 



23

nur JAV-Arbeit [zu] machen.“ Die Jugend- und Aus-
zubildendenvertretung eines weiteren Betriebes 
darf während der Arbeitszeit JAV-Angelegenheiten 
erledigen, sofern dies in einem „angemessenem 
Umfang“ bleibt, wobei die Regelarbeitszeit nicht 
immer ausreicht: „Wenn wir Blockunterricht haben, 
machen wir das halt in unserer Freizeit.“ In einem 
anderen Betrieb können zu erledigende Aufgaben 
nach „frühzeitiger Ankündigung“ beim Arbeitgeber 
während des Betriebsalltages behandelt werden. 
Weder hier noch dort wurde allerdings definiert, 
was „angemessener Umfang“ oder „frühzeitige 
Ankündigung“ bedeuten. Folglich bedarf bereits 
die Absteckung der betriebsinternen Rahmenbe-
dingungen der JAV-Arbeit immer wieder Verhand-
lungen zwischen Arbeitgeber und JAV. Dieser Pro-
zess zieht sich durch den Arbeitsalltag.

Diejenigen Jugend- und Auszubildendenvertre-
tungen unter den Befragten, die vom Betrieb Un-
terstützung erfahren, wie etwa durch Freistellung 
der JAV-Vorsitzenden von der beruflichen Arbeit 
oder durch Einrichtung eines eigenen JAV-Büros, 
betonten, dass dies die Möglichkeiten zur erfolg-
reichen Interessenvertretung enorm steigere. An-
dere, die weniger Unterstützung vom Arbeitgeber 
erhalten, verlagern oftmals ihre JAV-Aktivitäten in 
die Freizeit. Nur selten wird ihnen dafür ein Frei-
zeitausgleich gewährt. 

Sitzungen werden von den befragten JAV-Gremien 
in unterschiedlichem Rhythmus abgehalten. Das 
Spektrum reicht von wöchentlich über einmal im 
Monat und „unregelmäßig“ bis zu „bei Bedarf“.

Einbindung in die örtliche Gewerkschaftsarbeit

Mit dem Bezirksjugendvorstand der ver.di und dem 
Ortsjugendausschuss der IG Metall bestehen auf 
örtlicher Ebene gewerkschaftliche Gremien zum 
Erfahrungsaustausch und zur Unterstützung der 
JAV. Beide Gewerkschaften beschäftigen vor Ort 
einen Jugendsekretär, der ausschließlich für die 
Belange der Gewerkschaftsjugend zuständig ist.

Die Treffen finden ca. einmal im Monat in den je-
weiligen Gewerkschaftshäusern statt. Sie sind 
offen für alle interessierten Jugendlichen und 
JAV-Mitglieder. Zu jeder Sitzung wird vom Jugend-
sekretär offiziell per E-Mail mit Anfügung der Ta-

gesordnung eingeladen. Die Sitzungen haben laut 
Aussagen der Befragten großen positiven Einfluss 
auf die Arbeit der Jugend- und Auszubildenden-
vertretungen. „Zumal ist es ja auch ein ganz an-
derer Blick nochmal aus so einer ganz anderen 
Perspektive. Im Betrieb hat man halt immer diese 
betriebliche Brille auf und sieht halt so die eigenen 
Leute und die eigene Betriebsvereinbarung. Und 
ich glaube, da nochmal die Perspektive auch vom 
Jugendsekretär ist dann nochmal ‘ne ganz andere 
Nummer, weil man ganz andere Aspekte kriegt, die 
man mitnehmen kann. Man lernt ja nur voneinan-
der, sonst wüsste man auch vieles einfach nicht. 
Also wenn ich mir jetzt vorstelle, ich hätte keine 
JAV-Seminare besucht, oder generell ausgetauscht 
mit gewerkschaftlicher Arbeit, dann würde es vor 
Ort auch einfach ganz anders aussehen.“

Der Jugendsekretär steht den JAV-Mitgliedern be-
ratend zur Seite, macht Vorschläge für Problem-
lösungen oder gibt neue Anregungen. Mehr noch: 
„Die Arbeit mit dem Jugendsekretär ist schon hilf-
reich. In dem Sinne hilfreich, weil man da immer je-
manden hat, der einem in den Hintern tritt und der 
einem auch irgendwie so sagen kann: ‚Pass auf, das 
und das erwarte ich von dir.‘ Und das ist einfach für 
das Gremium erstmal ein Ansporn, dass man seine 
eigenen Ziele erreicht und irgendwo auch darüber 
hinaus wächst. Und man hat halt irgendwo auch 
Sicherheit. Wenn man gerade vielleicht irgendwie 
nicht weiterkommt, weiß man, da gibt es jemanden, 
der kennt die Struktur, der weiß, wie es sein muss 
und an den kann ich mich jederzeit wenden.“ 

Aus diesen Schilderungen wird ersichtlich, dass 
die praktische Umsetzung der JAV-Arbeit viele 
Aspekte umfasst, die einer Betreuung durch eine 
fachkundige Person bedürfen, die neue Anregun-
gen aus einer betriebsunabhängigen Perspektive 
geben kann. Die Teilnahme an den Treffen sowie 
das Organisieren und Mitwirken in diesem Rah-
men erfolgen ergänzend zur betrieblichen JAV-Ar-
beit und bedeuten zusätzliches Engagement der 
JAV-Mitglieder in der eigenen Freizeit. Es veran-
schaulicht, welche Relevanz die JAV-Arbeit für die 
Interessenvertreterinnen und -vertreter besitzt.

„Dann beschäftigen wir uns auch damit, wie wir 
neue Auszubildende in die Gewerkschaft reinkrie-
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gen“, erklärte ein Jugend- und Auszubildenden-
vertreter im Interview. Solche Bemühungen sind 
in den befragten Betrieben durchaus erfolgreich. 
Es ist nicht unüblich, die Auszubildenden bereits 
zu Beginn der Ausbildung auf die Vorteile einer 
Mitgliedschaft in der Gewerkschaft hinzuweisen, 
wie bspw. die Möglichkeit, für die eigenen Rechte 
zu streiken. „Wir hatten halt die Idee, dass wir uns 
mit dem (…) Jugendsekretär der Gewerkschaft und 
dem Betriebsrat und den neuen Auszubildenden 
treffen, damit wir denen halt direkt ganz viele In-
fos über die Gewerkschaft geben können, damit die 
Bescheid wissen, dass wir halt alle sehr hoch or-
ganisiert sind.“ Beenden Auszubildende ihre Mit-
gliedschaft, wird die JAV vom Gewerkschaftsse-
kretär darüber informiert: „Wir arbeiten ja wirklich 
sehr stark mit der Gewerkschaft zusammen, und 
wir bekommen das ja auch mitgeteilt, wenn Azubis 
austreten aus der Gewerkschaft.“ 

Wenn alle zwei Jahre der Entgelttarifvertrag für 
die Auszubildenden verhandelt wird, mobilisiert 
die JAV zur Teilnahme an gewerkschaftlich initi-
ierten Aktionen wie einer „Aktiven Mittagspause“, 
um für die eigenen Rechte zu kämpfen. Eine an-
dere Aktion bestand darin, die Wände eines Flurs 
im Betrieb flächendeckend mit Post-it-Zetteln zu 
bekleben, auf denen die Auszubildenden ihre For-
derungen formuliert hatten.

Für die Interessenvertretungen ist die Organisa-
tion der Auszubildenden über den Betrieb hinaus 
enorm wichtig, um die Gewerkschaften, die sich 
gemeinsam mit den Jugend- und Auszubildenden-
vertretungen für die Rechte der Auszubildenden 
einsetzen, zu unterstützen und um ihrer eigenen 
Arbeit Nachdruck zu verleihen. Es geht ihnen auch 
darum, generell solidarisches Denken und Han-
deln zu stärken. Viele Auszubildende aus den be-
fragten Betrieben versuchen nach Einschätzung 
der JAV, individuell durch Eigeninitiative Vorteile 
für sich selbst zu erzielen, statt gemeinsam mit 
anderen Auszubildenden, der JAV und der Gewerk-
schaft Bemühungen zu unternehmen, die Regeln 
zugunsten aller Beteiligten zu verändern.

Eine Jugend- und Auszubildendenvertreterin be-
richtete darüber, dass manche nach bestandener 
Abschlussprüfung wieder aus der Gewerkschaft 

austreten. U.a. erklärte sie das damit, dass sich der 
Betriebs-/Personalrat nicht in gleicher Weise um 
die neuen Kolleginnen und Kollegen kümmert, wie 
die JAV es zuvor getan hatte. „Uns ist halt wirklich 
aufgefallen, dass viele, die jetzt ausgelernt haben, 
schon ihre Mitgliedschaft zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt kündigen. Und da haben wir uns halt ge-
fragt, woran kann das liegen? (…) Und da haben wir 
dann irgendwann festgestellt, die Übergabe fehlt 
einfach. Weil auch wir haben unseren Azubis an-
fangs gesagt, was die Vorteile der Mitgliedschaft 
sind und dann was natürlich auch unter anderem 
das Streiken für die eigenen Rechte ist, also das 
zählt natürlich auch dazu. Und wenn das von einem 
Betriebsrat nicht gesagt wird, dann denkt man sich 
ja: Oh, okay als Azubi durfte ich streiken, und jetzt 
darf ich das wahrscheinlich nicht mehr, dann hat 
die Gewerkschaft jetzt auch keinen Sinn mehr für 
mich. Und deswegen ist diese Übergabe auch so 
wichtig.“ Für den nächsten auslernenden Jahrgang 
plant die JAV eine Informationsveranstaltung, wo 
sie die Absolventinnen und Absolventen symbo-
lisch an den Betriebs-/Personalrat übergeben will.

Verhältnis der JAV zum Arbeitgeber 
Aus den Gesprächen mit den Jugend- und Auszu-
bildendenvertretungen wird deutlich, dass in Be-
zug auf die Übernahme von Auszubildenden ein 
gewisses Dilemma besteht, von dem auch das Ver-
hältnis der JAV zum Arbeitgeber geprägt wird.

Einerseits kann die Tatsache, dass ein Betrieb nur 
für den eigenen Bedarf Fachkräfte ausbildet, po-
sitiv bewertet werden, weil damit von vornherein 
die Absicht zur Übernahme aller Auszubildenden 
signalisiert wird. Andererseits kann als Nachteil 
aufgefasst werden, dass ein solcher Betrieb die 
gesellschaftliche Verantwortung scheut und kei-
nen Beitrag leistet zur Verbesserung der regiona-
len Ausbildungsplatzsituation. Eine Jugend- und 
Auszubildendenvertreterin formulierte diese Pro-
blematik so: „Also für uns isses ja auf jeden Fall 
gut, weil dann halt auch viele übernommen werden 
können. Aber so aus Staatssicht wäre es natürlich 
besser, wenn man über Bedarf ausbildet, sodass 
jeder halt die Chance auf ’ne Ausbildung hat, wo-
bei es dann halt wieder schwieriger wird, wer wird 
übernommen, wer wird nicht übernommen – Mhm, 
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ich weiß gar nicht – also für uns ist das auf jeden 
Fall gut.“ Das Dilemma, dass Ausbildung nach 
Bedarf im Betrieb selbst Sicherheit bietet, aber 
vielen anderen Jugendlichen die Chance auf eine 
Berufsausbildung verwehrt, wird von Seiten der 
Jugend- und Auszubildendenvertreterinnen und 
-vertreter erkannt. 

Nicht jeder Betrieb jedoch, der über Bedarf aus-
bildet, tut dies aus gesellschaftlicher Verantwor-
tung. Einige der Befragten wussten von anderen 
Betrieben zu berichten, in denen Auszubildende 
ausgenutzt würden: „Also ich glaube, wir können 
durchaus sagen, dass wir ein Betrieb sind, der nach 
Bedarf ausbildet. Also es gibt ja leider Firmen, die 
das ganze als billige Arbeitskräfte nutzen.“

Auch die befristete Übernahme kann resultieren 
aus einer Art Bequemlichkeit des Arbeitgebers 
hinsichtlich der Bedarfsplanung, wohingegen sie 
an anderer Stelle als Chance gilt, Berufserfahrun-
gen zu sammeln und auf einen möglichen entfri-
steten Arbeitsvertrag hinzuarbeiten. Die Schil-
derung der JAV-Mitglieder, in deren Betrieb die 
Mehrheit der Absolventinnen und Absolventen in 
befristete Arbeitsverhältnisse übernommen wird, 
macht die Prozesshaftigkeit der Übernahme deut-
lich. Diese erfolgt in Abstufungen, beginnend beim 
Bewerbungsgespräch über die Ausbildung selbst 
und die Weiterbeschäftigung in Befristung bis hin 
zum eventuellen unbefristeten Arbeitsplatz. Jede 
dieser Stufen gilt es zu nehmen, zu jedem Zeit-
punkt müssen sich die Auszubildenden und spä-
teren Angestellten in der sozialen Interaktion des 
Berufsalltags behaupten.

Aus den Interviews wird deutlich, dass nicht alle 
Jugend- und Auszubildendenvertretungen um die 
Einschätzung ihrer Arbeit durch den Arbeitgeber 
wissen und dass klar formulierte Rückmeldungen 
an die JAV eher die Ausnahme darstellen. Manche 
schließen eher indirekt auf Wertschätzung, bei-
spielsweise, wenn sie regelmäßig in – auch ver-
trauliche – Gespräche über betriebliche Belange 
einbezogen werden. Kritik wird allerdings auch 
ganz offen formuliert: So wurde eine JAV beispiels-
weise von der Ausbildungsleitung als „bislang 
schlechteste JAV“ tituliert. Dies wird von den be-
treffenden JAV-Mitgliedern dahingehend positiv 

ausgelegt, dass sie aktiver seien als die bisherigen 
JAVen und dadurch für die Ausbildungsleitung und 
den Arbeitgeber unbequemer. Die Vorsitzende ver-
mutete im Interview, dass die JAV von Ausbildern 
und Vorgesetzten wohl häufig als „Überwachungs-
gremium“ angesehen werde. 

Andere Arbeitgeber wissen die JAV insofern zu 
schätzen, dass sie durch ihre Tätigkeit die Aus-
bildungsverantwortlichen in ihrer Arbeit entlastet 
und zu einer gut funktionierenden beruflichen Aus-
bildung beiträgt. Nicht immer entspricht die Ein-
schätzung der Firmen- oder Verwaltungsleitung 
allerdings der Meinung der direkten Vorgesetzten 
und Ausbilderinnen bzw. Ausbilder. Ein JAV-Vorsit-
zender schilderte die Situation im eigenen Betrieb 
folgendermaßen: „Der Vorstandsvorsitzende sagt 
halt: ‚Interessenvertretung ist wichtig. Jugendar-
beit ist wichtig.‘ (…) Ich weiß, das sagt er vor uns. 
Ich weiß aber nicht, was er seinen Bereichsleitern 
sagt, und was diejenigen dann ihren Regionallei-
tern sagen, wie das nach unten hin gesiebt wird.“ 
In diesem Fall widerspricht die offizielle Anerken-
nung seitens des Arbeitgebers den Erfahrungen 
der Jugend- und Auszubildendenvertretung im Be-
rufsalltag, dass ihre Arbeit in Frage gestellt wird. 
„Sonst müsste ich mich nicht immer rechtfertigen 
in meiner Geschäftsstelle, warum ich abwesend 
bin.“ Würde der Arbeitgeber das Engagement der 
JAV tatsächlich befürworten, so müsste dies nach 
Meinung der JAV gleichermaßen an andere Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter und insbesondere an 
Personen in Führungspositionen weitergegeben 
werden.

Über die bereits große Aufgabe hinaus, sich für 
eine bestmögliche Ausbildung einzusetzen, en-
gagieren sich Jugend- und Auszubildendenvertre-
tungen für die Belange des Betriebes. So hat eine 
JAV bei den Auszubildenden und Jugendlichen 
für die Teilnahme an einem „City Lauf“ geworben. 
Zehn Auszubildende haben gemeinsam mit den 
JAV-Mitgliedern daran teilgenommen und den Be-
trieb repräsentiert. Weiterhin plant die JAV, dass in 
Zukunft jede/r Auszubildende sich einmal im Jahr 
an einem sozialen Projekt beteiligen soll, wie etwa 
in einer Suppenküche oder einem Obdachlosen-
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heim. Unterstützend wirkt die Interessenvertre-
tung bei einem Planspiel des Betriebes mit.

In einem anderen Betrieb arbeitet die JAV an be-
trieblichen Aktionen mit. So greift sie die zwei 
Hauptthemen auf, die vom Arbeitgeber als wichtig 
deklariert werden, zum einen das Thema „Mob-
bing“ und das Thema „Respekt“/„Gegen Rechts“. 
Die JAV beteiligt sich mit kreativen Aktionen und 
trägt diese Themen in die Reihen der Jugendlichen 
und Auszubildenden. Auf Grund der Tatsache, dass 
dem Betrieb vor allem der gegenseitige Respekt 
und der Einsatz gegen Rechtsextremismus ein An-
liegen ist, findet einmal im Jahr eine Auszubilden-

denfahrt nach Auschwitz statt, die durch die JAV 
begleitet wird.

Eine weitere Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung hat die Repräsentation des Betriebes bei der 
„Dortmunder Nacht der Ausbildung“ übernom-
men, in der Dortmunder Betriebe ihre Türen öff-
nen zur Besichtigung durch Jugendliche, die sich 
für eine Ausbildung interessieren. Auf der Website 
der Veranstalter heißt es dazu: „Sehr gefragt als 
Ansprechpartner waren auch die derzeitigen Aus-
zubildenden der Unternehmen. Diese versorgten 
die Schülerinnen und Schüler mit ‚Insider-Wissen‘, 
welches sonst nicht so schnell zu bekommen ist.“

Solche Formen der Zusammenarbeit mit dem Ar-
beitgeber können zur Stärkung des Verhältnisses 

zueinander beitragen, da die JAV die Möglichkeit 
erhält, Verantwortung zu übernehmen und im Sin-
ne des Betriebes zu agieren. Die Jugend- und Aus-
zubildendenvertretung zeigt, dass sie nicht aus-
schließlich Gruppeninteressen verfolgt, sondern 
auch das Wohl des Betriebes berücksichtigt. Auf 
der anderen Seite achten die befragten JAV-Mit-
glieder auf das Entgegenkommen des Arbeitge-
bers in Angelegenheiten, die die Jugendlichen und 
Auszubildenden betreffen. Sie wollen nicht vom 
Arbeitgeber vereinnahmt werden, sondern zielen 
auf größere Partizipation insgesamt. Wird das En-
gagement zwar begrüßt, die JAV ansonsten aber 

wenig mit eingebunden, 
stellt sich die Frage nach 
dem gegenseitigen Nutzen. 
Schließlich bedeutet das 
Mitwirken an betrieblichen 
Aktivitäten zusätzliche Ar-
beit für die JAV-Mitglieder.

Generell muss sich die JAV 
die Akzeptanz als interes-
senvertretendes Gremium 
des Betriebes erst erar-
beiten. Mit der Wahl der 
JAV ist nicht automatisch 
eine praktische Eingliede-
rung in die betrieblichen 
Strukturen und ein gutes 
Verhältnis zum Arbeitgeber 
verbunden. Partizipation 

entwickelt sich erst im Laufe eines sozialen Pro-
zesses, welcher durch Verhandlungen, Kompro-
misse und Absprachen geprägt ist.

Zusammenarbeit mit dem Betriebs-/Personalrat

Jugend- und Auszubildendenvertretungen sind 
laut BetrVG bzw. HLPVG kein autonomes Gremium, 
sondern auf die Unterstützung des Betriebs- bzw. 
Personalrates angewiesen. „Da somit die Aufga-
benwahrnehmung und auch die Arbeit der JAV sich 
an dem Betriebs-/Personalrat ausrichten, hängt 
der Erfolg dieser Arbeit ganz entscheidend davon 
ab, wie die Zusammenarbeit zwischen Betriebs-/
Personalrat und JAV sich gestaltet. Je besser das 
Verhältnis zwischen JAV und Betriebs-/Personal-
rat ist, umso besser kann die JAV auch ihre Auf-
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gaben wahrnehmen und gestalten.“ (Duschek u.a. 
2013: 213)

In dem Großteil der befragten Betriebe besteht 
eine funktionierende Kooperation zwischen den 
beiden Interessenvertretungsgremien. Funktio-
nierend bedeutet in diesem Fall, dass beide Seiten 
sich über wichtige Angelegenheiten hinsichtlich 
der Jugendlichen und Auszubildenden informieren 
und sich gegenseitig in geplante Aktivitäten ein-
beziehen. „Also wir werden in allen Sachen auch 
immer ordentlich mit einbezogen. (…) Also an der 
Stelle arbeiten wir halt doch ganz gut zusammen“, 
beantwortete ein Jugend- und Auszubildenden-
vertreter die Frage nach der Zusammenarbeit.

Allerdings gibt es unter den befragten Interes-
senvertretungen auch die Situation, dass das Zu-
sammenwirken mit dem Betriebs-/Personalrat 
nicht problemlos verläuft oder aber nur ein Teil 
des Betriebs-/Personalrates die Arbeit der JAV un-
terstützt. So berichtete ein JAV-Mitglied, der Be-
triebs-/Personalrat vergesse des Öfteren, die JAV 
über aktuelle Belange der Jugendlichen und Aus-
zubildenden zu informieren und sie in Entschei-
dungsprozesse einzubeziehen, obwohl die JAV an 
den wöchentlichen Betriebs-/Personalratssitzun-
gen teilnehme und sich für den Fall, dass dies ein-
mal aus zeitlichen Gründen nicht möglich ist, um 
einen Informationsaustausch in der Freizeit be-
mühe. Auf dieses Kommunikationsproblem habe 
die JAV bereits mehrmals verwiesen, jedoch noch 
keine Verbesserung erreichen können.

Das gesetzlich verbriefte Recht der JAV, an Be-
triebs-/Personalratssitzungen teilzunehmen, wird 
von allen befragten Jugend- und Auszubildenden-
vertretungen wahrgenommen. Allerdings lassen 
sich diesbezüglich verschiedene Vorgehensweisen 
feststellen: Entweder wechseln sich die JAV-Mit-
glieder bei jeder Betriebs-/Personalratssitzung 
ab, oder es nimmt immer die bzw. der jeweilige 
JAV-Vorsitzende daran teil. Allerdings gibt es bei 
denjenigen Jugend- und Auszubildendenvertre-
tungen, die sich mit der Teilnahme abwechseln 
und zugleich selbst keine regelmäßigen JAV-Sit-
zungen abhalten, häufiger Probleme mit der Wei-
tergabe von Informationen. Hin und wieder komme 
es vor, dass der Betriebs-/Personalrat die JAV als 

Unterstützung zur Konfliktlösung hinzuzieht, auch 
wenn die Absolventinnen und Absolventen schon 
in ein reguläres Arbeitsverhältnis übernommen 
wurden, berichtete eine Jugend- und Auszubilden-
denvertreterin.

Auch hier wieder zeigt sich, dass die Zusammen-
arbeit keinen festen Regelungen folgt, sondern als 
ein Verhältnis verschiedener Personen zunächst 
von diesen selbst gestaltet werden muss. Das 
Spektrum des Verhältnisses der befragten Ju-
gend- und Auszubildendenvertretungen zu den je-
weiligen Betriebs- bzw. Personalräten reicht vom 
misstrauischen Nebeneinander bis zum freundli-
chen Miteinander und verweist damit auf die Tat-
sache, dass zwei Gremien, die eigentlich beide die 
Interessen der Beschäftigten des Betriebes reprä-
sentieren, nicht automatisch miteinander kompa-
tibel sind.
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6. „Die ganze Ausbildung ist ein 
Bewerbungsgespräch.“ – Einfluss- 
möglichkeiten im Ausbildungsprozess

Perspektiven der Jugendlichen

Den Eindrücken der Jugend- und Auszubildenden-
vertretungen nach zu urteilen, ist die Intention, mit 
der Jugendliche eine Ausbildung beginnen, nicht 
einheitlich. Dies ist zum Teil abhängig von der Be-
rufsgruppe und deren Lage auf dem Arbeitsmarkt. 
Es gibt Auszubildende, die bereits zu Beginn eine 
feste Vorstellung für die weitere berufliche Zu-
kunft haben und gezielt auf die Übernahme hinar-
beiten. Dies sei nach wie vor die Mehrheit der Aus-
zubildenden, war die Einschätzung der Befragten.

Andere jedoch wollen zunächst nur die Ausbildung 
erfolgreich absolvieren. Für einige steht bereits 
von Anfang an fest, dass sie nach der Ausbildung 
den Betrieb verlassen wollen. Manche Auszubil-
dende betrachten den Betrieb nur als Notlösung. 
So kritisierte beispielsweise eine befragte JAV-
Vertreterin, ihr Betrieb setze die Fristen für Be-
werbungen um einen Ausbildungsplatz zeitlich so 
spät an, dass sich hier fast überwiegend Jugend-
liche bewerben, die anderswo bereits abgelehnt 
wurden und hier „die letzte Chance“ sehen.

Die befragten JAV-Mitglieder haben die Erfah-
rung gemacht, dass sich die Startperspektive der 
Jugendlichen im Laufe der Ausbildung verändern 
kann. So beginnen viele mit hoher Motivation und 
dem Wunsch, im Betrieb möglichst schnell die 
Karriereleiter aufzusteigen. Im Laufe der Zeit zie-
hen sie andere Optionen in Betracht, wie z.B. ein 
anschließendes Studium oder den Wechsel in ei-
nen anderen Betrieb.

Die Übernahme durch den Ausbildungsbetrieb 
entspricht also nicht der Startperspektive aller 
Auszubildenden. Nicht nur Arbeitgeber zeigen eine 
flexible Handhabung der Übernahme von Auszu-
bildenden, auch ein Teil der Auszubildenden pflegt 
solch einen Umgang mit dem Ausbildungsbetrieb. 
Sobald sich eine JAV für die Übernahme von Auszu-
bildenden einsetzt, wird die Intention, mit welcher 
Jugendliche die Ausbildung beginnen, und die Fra-
ge, ob Hilfe seitens der JAV überhaupt gewünscht 
wird, ausschlaggebend für die weitere Arbeit sein. 

Diese Arbeit beginnt schon bei der Auswahl der 
Auszubildenden aus dem Kreis der Bewerberinnen 
und Bewerber.

Beteiligung der JAV an der Auswahl der 
Auszubildenden

Zwar heißt es im Gesetz: „Der Betriebsrat hat die 
Jugend- und Auszubildendenvertretung zu Be-
sprechungen zwischen Arbeitgeber und Betriebs-
rat beizuziehen, wenn Angelegenheiten behandelt 
werden, die besonders die in § 60 Abs.1 genannten 
Arbeitnehmer (Jugendliche und Auszubildende) 
betreffen.“ Es ist jedoch nicht selbstverständlich, 
dass diese Regel auch auf die Auswahl der Aus-
zubildenden bezogen wird. Zwei befragte Jugend- 
und Auszubildendenvertretungen können an den 
Bewerbungsgesprächen mit den Jugendlichen 
teilnehmen. Beide nehmen diese Gelegenheit 
wahr und erhalten somit einen Überblick über die 
Bewerberinnen und Bewerber und die Entschei-
dungen des Arbeitgebers. 

In einem Betrieb kann die JAV zwar nicht an den 
Vorstellungsgesprächen teilnehmen, hat aber ein 
Mitspracherecht bei den Ausschreibungen von 
Ausbildungsstellen. Der Betriebs-/Personalrat 
schickt die Vorlagen der Stellenausschreibungen 
an die Jugend- und Auszubildendenvertretung, die 
sich in einer Sitzung mit Form und Inhalt befasst.

Auch hier wieder zeigt sich, dass die Zusammenar-
beit zwischen Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung, Betriebs- bzw. Personalrat und Arbeitgeber 
nicht bis ins Detail festgelegt ist. Durch offen ge-
haltene gesetzliche Formulierungen ergibt sich ein 
gewisser Ermessensspielraum, der auf verschie-
dene Art und Weise genutzt werden kann und be-
triebsinterne Strukturierungen und Regeln notwen-
dig macht. Wie genau letztendlich diese Strukturie-
rungen austariert werden, ist abhängig von sozialen 
Gegebenheiten, Aushandlungen und den Beziehun-
gen zwischen den beteiligten Akteuren.

Es kann angenommen werden, dass die Teilnahme 
der JAV an den Auswahlgesprächen schon den Be-
werberinnen und Bewerbern signalisiert, dass mit 
der JAV ein anerkanntes Gremium im Betrieb tätig 
ist, das sich für die Belange der Jugendlichen und 
Auszubildenden engagiert und dementsprechend 
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von Beginn an mit einbezogen wird. Dieser erste 
Eindruck hat wiederum Auswirkungen auf die Zu-
sammenarbeit von Auszubildenden und JAV.

Einstiegsveranstaltungen

Die befragten Jugend- und Auszubildendenvertre-
tungen sind auf verschiedene Weise und in unter-
schiedlichem Ausmaß an Einführungsveranstal-
tungen der Betriebe für die neuen Auszubilden-
den beteiligt. Hierbei lassen sich jedoch gewisse 
Unterschiede in der Herangehensweise erkennen. 
Während die einen viel Wert legen auf eine unge-
zwungene, lockere Atmosphäre, sind die anderen 
eher darauf bedacht, einen offiziellen und seriösen 
Eindruck als Interessenvertretung zu machen.

In einem Betrieb unterstützt die JAV den Arbeit-
geber bei der Planung der Einführungswoche, die 
in Form einer Auszubil-
dendenfahrt organisiert 
ist. Dort übernimmt ein 
JAV-Mitglied die Gestal-
tung des Abendprogram-
mes und hat, gemeinsam 
mit dem Betriebs-/Perso-
nalrat, einen Tag zur Ver-
fügung, um sich und die 
eigene Arbeit darzustellen. 
Ein stilistisches Mittel, das 
die junge Interessenver-
tretung zur Selbstpräsen-
tation nutzt, ist ein jährlich 
neu gedrehter JAV-Film, 
in welchem sich die Mit-
glieder auf amüsante Art 
darstellen und über den 
Aufgabenbereich der JAV informieren, während 
sie beispielsweise in einem Brunnen voller Wasser 
stehen und dort zu Musik tanzen.

Eine andere JAV gestaltet den letzten Tag der 
Einführungswoche, um sich den Auszubildenden 
vorzustellen und mit ihnen in Kontakt zu treten. 
An diesem Tag zeigen die JAV-Mitglieder auch an 
Hand praktischer Beispiele ihre Tätigkeitsberei-
che auf, u.a. durch eine gemeinsame Arbeitsplatz-
begehung. So lernen die Auszubildenden ihre zu-
künftigen Arbeitsplätze in den unterschiedlichen 
Abteilungen kennen. Zugleich demonstrieren die 

JAV-Mitglieder, dass sie auf die Qualität der Ar-
beitsplätze achtgeben. Beispielsweise dient die 
Kontrolle eines Schreibtischstuhls nicht nur zur 
Beantwortung der Frage, ob ein Auszubildender 
oder eine Auszubildende auf diesem Stuhl anstän-
dig sitzen kann, sondern sie zeigt auch, dass die 
JAV ihre Aufgaben ernst nimmt.

Wieder eine andere JAV präsentiert sich im Rah-
men der Vorstellung des Betriebes und engagiert 
sich bei dem vom Betrieb organisierten Kennen-
Lern-Tag durch Grillen und Getränkeausschank. 
Die JAV schätzt daran den zwanglosen Erstkon-
takt mit den neuen Auszubildenden. Eine andere 
JAV organisiert ein Begrüßungsfrühstück für die 
neuen Auszubildenden, bei welchem diese sich 
untereinander und die JAV-Mitglieder kennen ler-
nen können. In einem Betrieb werden die Auszubil-

denden von der JAV zum Berufseinsteigerseminar 
begleitet.

Die verschiedenen Facetten der Einstiegsveran-
staltungen zeigen einerseits die Intensität der 
JAV-Arbeit bei der Mitgestaltung von Einführungs-
veranstaltungen. Andererseits wird deutlich, dass 
es nicht die eine „richtige“ Einführungsform für 
neue Auszubildende gibt und dass die Jugend- 
und Auszubildendenvertretungen mit viel Phanta-
sie und Kreativität ihre Partizipationsmöglichkei-
ten nutzen. Dies verlangt eine gute Planung und 
viel Engagement.
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Durch das Auftreten der JAV in dieser Zeit wird 
den Auszubildenden der erste Eindruck von die-
sem Gremium und seinen Mitgliedern vermittelt. 
Die befragten JAV-Vertreterinnen und -Vertreter 
machten deutlich, dass sie sehr darauf achten, wie 
sie sich darstellen und welches Bild sie von sich 
vermitteln. Während die eine JAV viel Wert darauf 
legt, ein unkompliziertes und lockeres Verhältnis 
zu den Auszubildenden aufzubauen, ist es für eine 
andere JAV wichtig, sich als offizielles Gremium 
zu präsentieren. Je nachdem, auf welche weitere 
Zusammenarbeit und Beziehung eine Jugend- und 
Auszubildendenvertretung zu den Auszubildenden 
hofft, werden schon die Einführungsaktivitäten 
gestaltet. Der erste Eindruck, den die JAV bei den 
Auszubildenden hinterlässt, kann großen Einfluss 
auf die weitere Zusammenarbeit haben. Eine offi-
zielle Selbstdarstellung mit Arbeitgeber und Be-

triebs-/Personalrat kann einen seriösen Eindruck 
vermitteln, kann aber auch Distanz schaffen und 
einem vertrauensvollen Umgang zwischen JAV und 
Auszubildenden im Wege stehen. Eine Begegnung 
im ungezwungenen Rahmen dagegen kann der JAV 
helfen, das Vertrauen der Auszubildenden zu ge-
winnen, kann aber auch den Eindruck vermitteln, 
dass die JAV-Mitglieder ebenfalls „nur“ Auszubil-
dende seien, die Spaß haben wollen und als Gre-
mium der Interessenvertretung nicht weiter von 
Bedeutung sind.

Ob und inwieweit die erste Interaktion der beiden 
Personengruppen gelingt, ob die JAV den direkten 
Zugang zu den Auszubildenden findet und die Aus-
zubildenden sich auf die neue Situation einlassen,  
bestimmt das weitere Zusammenspiel der Akteu-
re. Dies ist insbesondere hinsichtlich der Frage re-
levant, inwieweit Auszubildende die Einflussnah-
me seitens der Interessenvertretungen während 
der Ausbildung und bei der möglichen Übernahme 
zulassen möchten und wie gut sie sich mit der JAV 
als Interessenvertretung identifizieren können.

Information und Kommunikation

Für Jugend- und Auszubildendenvertretungen ist 
es entscheidend, wichtige Informationen für die 
Jugendlichen und Auszubildenden sowie Einla-
dungen zu JAV-Aktivitäten zeitnah an die betref-
fenden Personen weiterzuleiten. Dabei ist nicht 

nur die Frage des Zeitpunk-
tes für die Übermittlung 
wichtig, sondern auch die 
Frage nach verwendeten 
Mitteln. Eine Jugend- und 
Auszubildendenvertretung 
will in naher Zukunft eine 
gesonderte Arbeitsgruppe 
einrichten, die dafür zustän-
dig sein soll, die Auszubil-
denden über die Tätigkeiten 
der JAV zu informieren und 
fortlaufend die eigene Ar-
beit zu präsentieren.

Über schriftliches Informa-
tionsmaterial verfügten die 
befragten Jugend- und Aus-

zubildendenvertretungen nur von Seiten der Ge-
werkschaft. In einem Betrieb plant die JAV die Her-
ausgabe eines auf den Betrieb bezogenen Infor-
mationsheftes, in dem wichtige Fragen der neuen 
Auszubildenden (z.B.: „Wo melde ich mich krank?“) 
beantwortet werden und die JAV-Mitglieder sich 
sowie die Aufgaben und Pflichten des Gremiums 
vorstellen. Auch andere denken darüber nach, 
stärker auf Broschüren und Infoblätter zurückzu-
greifen, weil sie dies für nachhaltiger erachten als 
flüchtige Kommunikation über elektronische Me-
dien. Eine JAV produziert für anstehende Aktionen 
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spezielle Flyer, die im Betrieb an die Jugendlichen 
und Auszubildenden verteilt werden. Andere JAV-
Mitglieder entwerfen Plakate, die zur Teilnahme an 
JAV-Versammlungen oder anderen Aktivitäten der 
JAV aufrufen. Aufgehängt werden die Plakate an 
den Stellen, an denen sich Auszubildende in jedem 
Fall aufhalten, wie etwa der Berufsschule.

Alle befragten Jugend- und Auszubildendenver-
tretungen haben E-Mail-Verteiler für die verschie-
denen Ausbildungsjahrgänge eingerichtet, so dass 
sie schnell und unkompliziert E-Mails an ganze 
Gruppen von Auszubildenden verschicken können. 
Angemerkt wurde jedoch, dass die Kommunikati-
on via E-Mail recht einseitig sei und die Resonanz 
der Auszubildenden häufig ausbleibe.

In einem Betrieb hat die JAV-Vorsitzende ein 
dienstliches Mobiltelefon zur Verfügung gestellt 
bekommen, das eigens für die JAV-Arbeit vorge-
sehen ist. Die Nummer des Telefons wird den Aus-
zubildenden mitgeteilt, so dass die JAV nicht nur 
per Mail, sondern in dringenden Angelegenheiten 
auch telefonisch zu fast jeder Zeit erreichbar ist.

Eine JAV hat zur Begleitung der Auszubildenden 
und zur Verbesserung der Kommunikation ein Be-
treuungssystem eingerichtet. Jedes JAV-Mitglied 
bekommt eine bestimmte Anzahl an Auszubilden-
den zugewiesen, für die sie bzw. er während der 
gesamten Ausbildungszeit als Ansprechpartnerin 
bzw. Ansprechpartner zur Verfügung steht. Durch 
dieses System soll der Kontakt zwischen den Be-
teiligten verbessert und das Vertrauen zur JAV ge-
stärkt werden. Die jeweiligen JAV-Mitglieder treffen 
sich in unterschiedlichen Abständen mit „ihren“ 
Auszubildenden und versuchen, diesen während 
der Ausbildung hilfreich zur Seite zu stehen. Wie 
gut dieses Angebot seitens der Auszubildenden an-
genommen wird, sei u.a. abhängig vom Engagement 
der JAV-Mitglieder, erklärte der befragte Jugend- 
und Auszubildendenvertreter im Interview.

Nicht nur ein Jugend- und Auszubildendenvertre-
ter betonte im Interview, trotz aller Kommunikati-
onsmittel sei doch der persönliche Kontakt im Be-
rufsalltag am wirksamsten. „Es ist natürlich immer 
gut, wenn man dann persönlich nochmal nachhakt. 
(…) Wir haben ja auch Auszubildende aus verschie-
denen Berufen, und wir haben auch unsere JAV so 

gegliedert, dass welche aus verschiedenen Berufen 
da drin sind. Und so hat man eigentlich dann auch 
immer ’nen guten Draht zu den Azubis wirklich. Und 
es geht ganz ganz viel über die persönliche Schie-
ne.“ Wie hier wurde mehrmals darauf hingewiesen, 
dass es ein großer Vorteil für die JAV sei, wenn das 
Gremium durch Angehörige der unterschiedlichen 
im Betrieb vertretenen Berufsgruppen gebildet 
wird, da somit ein persönlicher Kontakt in den ver-
schiedenen Abteilungen eher möglich sei.

Ein nützliches Instrument der Kommunikation 
zwischen JAV und Auszubildenden sind die Ju-
gend- und Auszubildendenversammlungen. Nach 
dem Gesetz ist es einer JAV gestattet, vor oder 
nach jeder Betriebsversammlung (BetrVG) bzw. 
einmal pro Jahr (LPVG) eine Jugend- und Auszu-
bildendenversammlung durchzuführen. Nach Ab-
sprache kann sie zu einem selbst gewählten Zeit-
punkt einberufen werden.

In den befragten Betrieben gilt die Abhaltung von 
Jugend- und Auszubildendenversammlungen als 
fester Bestandteil der JAV-Arbeit. Allerdings las-
sen sich Differenzen bezüglich der Nutzung dieses 
Mittels feststellen. Während ein Teil der befrag-
ten Gremien eine Versammlung pro Jahr abhält, 
schöpfen andere alle Möglichkeiten aus und ver-
anstalten drei bis vier Versammlungen pro Jahr. 
Einige JAVen organisieren zusätzlich Teilversamm-
lungen der einzelnen Berufsgruppen, damit die Ju-
gendlichen und Auszubildenden der verschiede-
nen Ausbildungsjahrgänge eine Plattform geboten 
bekommen, auf welcher berufsspezifische Proble-
me und Themen diskutiert werden können. „Also 
nicht nur die große Vollversammlung, sondern auch 
mit den einzelnen Berufsgruppen, wo wir dann halt 
Probleme von den Azubis aufgeschnappt haben, 
und versucht haben, die zu lösen.“ In einem Betrieb 
soll es künftig ca. einen Monat vor Ende der Aus-
bildung eine gesonderte Versammlung für ausler-
nende Auszubildende geben.

Nicht immer stimmt der Arbeitgeber zu, alle Ju-
gendlichen für die Versammlungen und zusätzli-
che Aktivitäten der JAV von der Arbeit freizustel-
len. Deshalb ist eine JAV in ihrer Planung kreativ 
geworden: „Meistens versuchen wir dann, eine Ju-
gendversammlung zu machen, die wir dann etwas 
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länger gestalten, so dass wir auch wirklich sagen 
können, wir machen jetzt so was wie ‘ne Weih-
nachtsfeier.“ Des Weiteren gibt es schon mal au-
ßerordentliche JAV-Versammlungen, wenn akute 
betriebliche Probleme entstehen, von denen die 
Jugendlichen und Auszubildenden betroffen sind.

Für die Jugend- und Auszubildendenvertretungen 
besteht bei diesen Zusammenkünften die Chan-
ce, den Anwesenden über die geleistete Arbeit 
und zukünftige Pläne zu berichten und umgekehrt 
Rückmeldungen der Jugendlichen und Auszubil-
denden zu erhalten. Des Weiteren können die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer Probleme, die für 
ihre Arbeit und Ausbildung relevant sind, anspre-
chen und diskutieren. Damit zeigen sie zugleich 
dem Arbeitgeber, dass die JAV nicht nur für sich, 
sondern für die real existierenden Interessen der 
Jugendlichen und Auszubildenden eintritt. Für 
eine JAV besteht die Möglichkeit, Lob und Kritik für 
ihre Arbeit zu bekommen sowie Verbesserungs-
vorschläge und Wünsche für die Zukunft von einer 
großen Personenanzahl zu erhalten bzw. sich ge-
zielt einzuholen.

Ein Problem ist aus Sicht der Befragten, dass die 
Jugendlichen und Auszubildenden oft nur die Re-
sultate (in Form von Aktivitäten oder Versammlun-
gen) der JAV-Tätigkeit mitbekommen, die umfang-
reiche Arbeit, welche dahinter steckt, jedoch nicht 
ermessen könnten. Jugend- und Auszubildenden-
versammlungen bieten die Möglichkeit, den tat-
sächlichen Umfang des Engagements darzustel-
len und getroffene Entscheidungen zu erläutern.

Über die offiziellen Versammlungen hinaus orga-
nisieren die befragten Interessenvertretungen für 
Auszubildende und Jugendliche arbeitsunabhän-
gige Feste oder Ausflüge. „Wir machen Neujahrses-
sen oder so was, damit sich einfach die Azubis auch 
untereinander kennen lernen, weil wir auch in so 
verschiedenen Abteilungen immer sind, da kannst 
du sonst eigentlich nicht alle Azubis kennen. Damit 
die sich auch austauschen können.“ Auch JAV-Par-
tys werden nicht ausschließlich zum Vergnügen 
veranstaltet, sondern fungieren als Kommunika-
tionsmittel. So können die Jugend- und Auszubil-
dendenvertreterinnen und -vertreter den Kontakt 

zu ihrer Klientel während der Ausbildungszeit auf-
rechterhalten und im besten Fall verfeinern. 

Letztlich geht es bei Veranstaltungen dieser Art 
auch darum, Konkurrenzverhalten aus dem be-
trieblichen Alltag zu überwinden. „Also wir planen 
halt immer was für die Azubis, wir wollen halt viel 
miteinander machen und den Gruppenzusammen-
halt stärken.“ Gelingt es einer JAV, durch Feste und 
Ausflüge den Zusammenhalt der Auszubildenden 
zu verbessern und sich selber mit ihnen zu verbün-
den, erhöhen sich die Chancen, dass mehr Aus-
zubildende versuchen, ihre Forderungen an den 
Arbeitgeber kollektiv und zusammen mit der JAV 
durchzusetzen. Die gemeinsamen Freizeitaktivitä-
ten stellen ein nützliches Kommunikationsmittel 
dar und tragen zur Stärkung der Solidarität bei. 
Allein durch ihr niederschwelliges Format besteht 
das Potenzial, auch Jugendliche und Auszubilden-
de anzusprechen, die bislang keine Verbindung zur 
JAV gehabt haben.

Insgesamt ist die Kommunikation mit den Jugend-
lichen und Auszubildenden für eine JAV von großer 
Bedeutung. Den Befragten kommt es darauf an, 
die persönlichen Beziehungen zu stärken, die Ju-
gendlichen regelmäßig über betriebliche Abläufe 
und Regelungen zu informieren und sie zum Ein-
stehen für die eigenen Rechte zu mobilisieren. Wie 
gut dies funktioniert, ist in hohem Maße vom En-
gagement der jeweiligen JAV-Mitglieder abhängig.

Qualität der Ausbildung

Dass eine inhaltlich angemessene und gut struktu-
rierte Ausbildung die Grundlage für Auszubildende 
darstellt, um in Theorie und Praxis gute Leistungen 
zu erzielen, ist selbsterklärend. Die Vielfalt der Akti-
vitäten der befragten JAV-Mitglieder zeugt von einem 
großen Engagement und Ideenreichtum der Jugend- 
und Auszubildendenvertretungen in dieser Hinsicht.

JAV-Vertreterinnen und -Vertreter bemühen sich u.a. 
darum, Kontakt zu halten mit den an der Ausbildung 
beteiligten Akteuren. So findet in einem Betrieb re-
gelmäßig ein Austausch der JAV mit dem Lehr-
personal der Berufsschule und den betrieblichen 
Ausbildungsverantwortlichen statt. Der Fokus liegt 
dabei auf möglichen Problemen mit gewissen Aus-
zubildenden, auf der Einhaltung des Lehrplans, auf 
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einem fairen Umgang mit den Auszubildenden sowie 
auf allgemeinen Fragen der Organisation und Um-
setzung der Ausbildung. Darüber hinaus wird über 
mögliche Verbesserungsansätze diskutiert. Dass 
die Beteiligung der JAV aus Sicht der Ausbildungs-
leitungen nicht selbstverständlich ist, zeigt sich u.a. 
daran, dass es in einigen Betrieben langwieriger Ab-
sprachen bedarf, um solche Treffen zu organisieren. 
In der Regel muss jedes Jahr wieder verhandelt wer-
den, ob und wann ein Treffen stattfinden kann.

Dafür zu sorgen, dass der Ausbildungsplan einge-
halten wird, stellt für die JAV eine wichtige Aufga-
be dar. Der Ausbildungsplan ist ein berufspädago-
gisches Konzept, das die Inhalte der Ausbildung 
für die verschiedenen 
Berufsgruppen eines 
Betriebes regelt. „Also 
es ist auch [ein Problem], 
wenn die Ziele nicht ver-
folgt werden können, die 
in der Ausbildung gelegt 
werden. Man sagt, wir 
müssen in den ersten 
drei Monaten das und 
das lernen, in der Schu-
le oder im Betrieb – und 
das passiert nicht, und 
die Azubis merken das, 
dass sie zu uns kommen 
und sagen: ‚Das klappt 
nicht, und das war ei-
gentlich so und so ge-
dacht‘ – sind wir Ansprechpartner. Wir setzen uns 
dann mit Betrieb, Schule, Ausbilder zusammen 
und versuchen dann, Kompromisse zu finden, oder 
Richtlinien, nach denen man wieder dann geht.“ 

In einem Betrieb organisiert die JAV für die Aus-
zubildenden eine Prüfungsvorbereitung, die dazu 
beitragen soll, dass die Auszubildenden während 
der anstrengenden praktischen Arbeit für die Prü-
fungen Unterstützung erhalten. Es soll der Gefahr 
vorgebeugt werden, dass die praktische Arbeit in 
den Abteilungen unter dem Prüfungsstress der 
Auszubildenden leidet.

In einem anderen Betrieb forderte die JAV von der 
Ausbildungsleitung, eine Beurteilung und Beno-

tung der Ausbilderinnen und Ausbilder durch die 
Auszubildenden einzuführen. Denn nach Erfahrun-
gen der JAV und nach Berichten von Auszubilden-
den hielten sich einige Verantwortliche nicht an die 
Vorgaben des Ausbildungsplanes und betreuten 
die Auszubildenden nur unzureichend. Wenn die 
Auszubildenden ständig Beurteilungen erhalten, 
die mit ausschlaggebend für die spätere Übernah-
me sind, warum soll dann nicht auch die Arbeit der 
Ausbilderinnen und Ausbilder überprüft werden? 
Eine schlechte Betreuung während der Ausbildung 
kann zu schlechten praktischen und theoretischen 
Leistungen führen und somit wiederum Einfluss 
auf die Übernahmesituation haben. Der Vorschlag, 

Beurteilungen für die Ausbildungsbeauftragten 
der Abteilungen einzuführen, wurde jedoch von der 
Ausbildungsleitung abgewiesen.

Die befragten Jugend- und Auszubildendenvertre-
tungen geben sich große Mühe, durch eine aktive 
Begleitung der Ausbildung den Auszubildenden 
unterstützend zur Seite zu stehen und den per-
sönlichen Kontakt zu ihnen während des Ausbil-
dungszeitraumes zu halten. Von Beginn an wird 
den Auszubildenden vermittelt, dass sie sich bei 
Problemen jederzeit an die JAV wenden können. 
Einige JAVen bieten Sprechstunden an, teilweise 
getrennt für die verschiedenen Berufsgruppen. In 
einem Großbetrieb bietet die JAV Sprechstunden 
vor Ort, in der Nähe des Arbeitsplatzes, an.
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Einige der befragten Jugend- und Auszubildenden-
vertretungen organisieren Betriebsbegehungen 
bzw. Lehrwerkstattbesuche, bei denen Auszubil-
dende am Arbeitsplatz besucht werden, zu denen 
im Berufsalltag kein häufiger Kontakt besteht. Dies 
dient insbesondere dazu, Präsenz zu zeigen und die 
Kommunikation zu den Auszubildenden aufzubau-
en bzw. zu halten. Wegen Schichtarbeit und unter-
schiedlicher Berufsschulstunden kann jedoch nicht 
immer jede einzelne Person erreicht werden. Umso 
mehr Wert legen die befragten JAV-Mitglieder dar-
auf, möglichst immer erreichbar zu sein. 

Der betriebliche Alltag von Auszubildenden ist 
geprägt vom sozialen Miteinander insbesondere 
mit Ausbilderinnen und Ausbildern sowie Abtei-
lungsleiterinnen und Abteilungsleitern, die für die 
Lehre verantwortlich sind. Treten Konflikte zwi-
schen einer oder einem Auszubildenden und den 
Verantwortlichen auf, gibt es Missverständnisse 
oder unangebrachte Verhaltensweisen, so kann 
sich dies negativ auf die weitere Ausbildung und 
auf die Übernahmechancen auswirken. In solchen 
Problemfällen fungiert die JAV als vermittelnde In-
stanz, die zu einer Lösung der Situation beitragen 
kann.

So wird in einigen Betrieben die JAV von den Aus-
bildungsbeauftragen oder dem Betriebs- bzw. 
Personalrat informiert, wenn Probleme mit Auszu-
bildenden auftauchen, sei es eine akute Auseinan-
dersetzung oder ein andauerndes Fehlverhalten, 
wie z.B. Zuspätkommen. In den meisten Fällen 
werden die Jugend- und Auszubildendenvertre-
tungen auch informiert, wenn Ermahnungen an 
die betroffenen Auszubildenden ausgesprochen 
werden, oder wenn sogar eine Abmahnung be-
vorsteht. Wie häufig solche Probleme auftreten, 
unterscheidet sich von Betrieb zu Betrieb. Ein Ju-
gend- und Auszubildendenvertreter berichtete: 
„Die meisten Themen sind immer, dass wir uns an 
bestimmte Personen leider manchmal halten müs-
sen, die gerade im Gespräch sind bezüglich Abmah-
nungen und Ermahnungen. Also das haben wir doch 
so drei-, viermal im Jahr bestimmt, (…) dass da Er-
mahnungen rausgehen an Leute, wo wir dann halt 
persönliche Gespräche mit denen führen müssen 
oder wollen.“

Durch gemeinsame Gespräche mit beiden Partei-
en oder jeweils einzelne Gespräche wird versucht, 
die Ursache des Konfliktes herauszuarbeiten und 
gegebenenfalls die Auszubildenden zu motivie-
ren, ihr Verhalten zu ändern bzw. Lösungen für die 
Probleme zu finden. „Wir unterstützen die Auszu-
bildenden, wenn es Probleme gibt, wenn die zu ir-
gendwelchen Gesprächen eingeladen werden vom 
Arbeitgeber, wenn es um Abmahnungen, Ermah-
nungen oder Ähnliches geht“, erklärte eine Jugend- 
und Auszubildendenvertreterin im Interview. 

In einem Betrieb gibt es die Möglichkeit, Auszubil-
dende, die auf Grund einer besonderen Belastung 
durch private Umstände Probleme im Betrieb be-
kommen, nach Absprache mit den Ausbilderinnen 
und Ausbildern für eine gewisse Zeit an die Seite 
der JAV-Vorsitzenden zu positionieren, um sie aus 
dem betrieblichen Umfeld herauszuziehen und zu 
schonen.

Indem Jugend- und Auszubildendenvertretungen 
in Gesprächen mit Ausbildungsleitung und Abtei-
lungsleitung die Ursachen der bestehenden Pro-
blematik aufdecken und versuchen, Lösungsan-
sätze zu erarbeiten, verhindern sie oftmals eine 
Eskalation und können sogar eine Verbesserung 
der Situation herbeiführen. Stehen Ermahnungen 
oder Abmahnungen an, müssen die Interessenver-
tretungen schnell handeln. Bei rechtzeitiger Infor-
mation durch die verantwortlichen Vorgesetzten 
oder die Auszubildenden selbst gelingt es den Ju-
gend- und Auszubildendenvertretungen oftmals, 
offizielle Verweise zu verhindern.

Da sie sich selbst noch in der Ausbildung befinden 
oder bereits Beschäftigte des Betriebes sind, neh-
men diese Angebote zusätzliche Zeit in Anspruch 
und kosten einiges an Aufwand. Umso größer ist 
das Unverständnis mancher Befragten dafür, dass 
die Jugend- und Auszubildendenvertretungen in 
ihrem Bemühen um die Qualität der Ausbildung 
nicht besser von der Arbeitgeberseite unterstützt 
werden, dass es ihnen im Gegenteil oft erschwert 
wird, sich für die Belange der Auszubildenden ein-
zusetzen. Eigentlich sollte doch der Betrieb daran 
interessiert sein, die bestmögliche Ausbildung für 
seine zukünftigen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter zu gewährleisten.
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7. „Da müssen wir diskutieren.“ – Die  
Entscheidungsfindung zur Übernahme in 
einzelnen Betrieben

In den vorangegangenen Kapiteln konnte gezeigt 
werden, dass die Entscheidung zur Übernahme als 
ein Prozess anzusehen ist, der sich über die ganze 
Ausbildung erstreckt. Entsprechend gibt es immer 
wieder Ansatzpunkte für die Jugend- und Auszu-
bildendenvertretungen, um die Übernahmechan-
cen der Auszubildenden zu beeinflussen. Während 
des gesamten Ausbildungszeitraumes sammeln 
die Auszubildenden nicht ausschließlich Beurtei-
lungen und Noten, sondern hinterlassen durch ihr 
Verhalten und die Eingliederung in die verschie-
denen Abteilungen eine Art „Visitenkarte“, auf die 
zum Zeitpunkt der Entscheidung zurückgegriffen 
wird. Die befragten Interessenvertretungen be-
richteten darüber, dass Abteilungsleitungen Emp-
fehlungen an die Personalabteilung für die Über-
nahme von Auszubildenden in die eigene Abteilung 
aussprechen dürfen. Dies zeugt davon, dass be-
reits während der Ausbildung der Grundstein für 
die spätere Entscheidung gelegt wird.

Im Folgenden soll nun der konkrete Zeitraum, in 
dem die Übernahmeentscheidungen abschließend 
getroffen werden und die Übernahmekriterien der 
verschiedenen Betriebe zur Anwendung kommen, 
aus Sicht der JAV dargestellt werden.

Aus den Interviews mit den Jugend- und Auszubil-
dendenvertreterinnen und -vertretern lassen sich 
bedeutende Unterschiede bezüglich der betriebli-
chen Entscheidungsfindung feststellen. So gibt es 
Betriebe, die jährlich zu einem festen Zeitpunkt, 
der den Auszubildenden mitgeteilt wird, über die 
Übernahme entscheiden. Es gibt aber auch sol-
che, die ihre Auszubildenden darüber im Unklaren 
lassen, wann letztendlich die Entscheidungen ge-
troffen werden. Nur bei einem Teil der befragten 
Betriebe werden die Jugend- und Auszubilden-
denvertretungen zu den Übernahmediskussionen 
hinzugezogen. Auch dies ist wieder Aushandlungs-
sache. Im Idealfall haben die beteiligten Interes-
senvertretungen bei solchen Gesprächen klare 
Mitspracherechte und können Entscheidungen 
des Arbeitgebers beeinflussen. Ist das Verhältnis 
konfliktbelastet, kann es vorkommen, dass die JAV 

in der Entscheidungsphase trotz beantragter Be-
teiligung bewusst außen vor gelassen wird.

Wie oben gezeigt, lassen sowohl das Gesetz als 
auch tarifvertragliche Regelungen den Arbeitge-
bern einen großen Handlungsspielraum bei der 
Entscheidung darüber, wer mit welcher Perspekti-
ve übernommen werden soll. Entsprechend lassen 
sich hinsichtlich der Kriterien für die Übernahme-
entscheidung bei den Betrieben der befragten Ju-
gend- und Auszubildendenvertretungen große Un-
terschiede erkennen. Neben den offiziellen spie-
len auch inoffizielle Kriterien eine wichtige Rolle.

Es gibt Betriebe, in welchen die JAV nicht dar-
über informiert wird, nach welchen Maßgaben die 
Entscheidungen gefällt werden. Entsprechend 
schwierig ist es für sie, die Auszubildenden in der 
Erbringung der gewünschten Leistungen zu un-
terstützen. In anderen Betrieben werden die JAV-
Mitglieder vom Arbeitgeber in die Auseinander-
setzung um die Erfüllung von Leistungskriterien 
mit einbezogen. Sie verfügen daher auch über das 
Wissen, welches Faktum ausschlaggebend sein 
kann und welches nachrangig betrachtet wird. 

Die offiziellen Kriterien, nach denen die Arbeitge-
ber der Betriebe ihre Entscheidungen ausrichten, 
sind in der Regel die Zeugnisnoten und die prak-
tischen Leistungen, die sich in den Beurteilungen 
der Abteilungen ausdrücken. Die befragten Ju-
gend- und Auszubildendenvertretungen betonten 
jedoch, dass die Beurteilung der praktischen Ar-
beit der Auszubildenden größeres Gewicht hat als 
die theoretischen Leistungen. Sehr oft sei die Sym-
pathie der Abteilungsleiterinnen und Abteilungs-
leiter ausschlaggebend. Einerseits könne dieser 
„Sympathiefaktor“ als Chance für Auszubildende 
betrachtet werden, da jede/r die Möglichkeit habe, 
„Sympathiepunkte“ zu sammeln und somit kleine 
fachliche oder persönliche Defizite auszugleichen. 
Andererseits eröffne dies jedoch den Abteilungs-
leitungen die Möglichkeit zu willkürlichen Ent-
scheidungen, welche die eigentlichen Kompeten-
zen der Auszubildenden außen vor ließen. 

Des Weiteren wurden von den Befragten in den 
Interviews Ausschlusskriterien benannt, die eine 
Übernahme verhindern. In diese Kategorie gehö-
ren Ermahnungen und Abmahnungen, integrati-
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onsunwilliges Verhalten und eine schlechte Ar-
beitshaltung, bspw. in Form von Verspätungen 
oder häufigen Fehlens. Wie oben geschildert, be-
mühen sich Jugend- und Auszubildendenvertre-
tungen insbesondere um Problemfälle unter den 
Auszubildenden. Wenn Konflikte geklärt werden, 
Ermahnungen und Abmah-
nungen zurückgenommen 
werden, bewirkt dies, dass 
weniger Auszubildende auf 
Grund von Ausschlusskri-
terien nicht oder nur befri-
stet übernommen werden.

Eine direkte Beeinflus-
sung der offiziellen Über-
nahmekriterien konnte 
bislang keine der befrag-
ten Jugend- und Auszu-
bildendenvertretungen im 
Betrieb erreichen. Jedoch 
lassen sich Bemühungen 
seitens der JAV feststellen, 
die auf eine indirekte Ein-
flussnahme abzielen. Dazu 
zählen die Aufklärung der Auszubildenden bezüg-
lich der Kriterien sowie die Unterstützung bei in-
ternen Bewerbungsverfahren.

Im Folgenden wird für jeden Betrieb kurz beschrie-
ben, wie dort die Entscheidungen zur Übernahme 
getroffen werden und welchen Einfluss die JAV 
darauf nehmen kann.

Betrieb A

Betrieb A bildet Auszubildende in einer Anzahl aus, 
die über den eigenen Bedarf hinausgeht. Insofern 
greift eine Ausnahmeregelung des Tarifvertrags, 
wonach von der Bestimmung, dass alle Absolven-
tinnen und Absolventen befristet für ein Jahr zu 
übernehmen sind, abgewichen werden kann. In 
Betrieb A erhalten alle Auszubildenden ein halbes 
Jahr vor Ende der Ausbildung eine „Keine-Über-
nahme-Bescheinigung“. Die JAV wird nicht in den 
Entscheidungsprozess zur Übernahme einbezo-
gen und auch nicht über den genauen Ablauf in-
formiert. Dennoch wird sie vom Arbeitgeber damit 
beauftragt, die betreffenden Auszubildenden auf-
zufordern, sich auf freie interne Stellen zu bewer-

ben, sich aber auch bei anderen Betrieben umzu-
sehen. Sinnvoll sei auch, sich bei der Arbeitsagen-
tur arbeitslos zu melden.

Wie die befragte Jugend- und Auszubildendenver-
treterin berichtete, finden interne Bewerbungsge-
spräche zeitgleich mit der Vorbereitungsphase für 

die Abschlussprüfungen statt. Nach Eindruck der 
JAV nimmt dadurch die Konkurrenz unter den Aus-
zubildenden zu, und das Miteinander leide enorm. 
Auch die Tatsache, dass die Zu- und Absagen der 
Abteilungen nicht zeitgleich mitgeteilt werden und 
somit ein Teil der Auszubildenden bereits vor der 
Abschlussprüfung eine Absage erhält, sei eine Be-
lastung: „Das ist wirklich ’ne doofe Idee, weil jeder 
unter Stress und Druck ist, und dann isser traurig, 
dass er nicht genommen wird und ist dann in der 
Down-Phase.“ 

Wer übernommen wird, erhält einen Arbeitsvertrag 
für ein halbes Jahr. Erst im Verlauf dieses Halbjah-
res wird der Bedarf des Betriebes berechnet und 
festgelegt, welche Stellen längerfristig zu beset-
zen sind. Nach Auffassung der JAV sichert sich der 
Arbeitgeber damit einseitig die Möglichkeit, die 
eigentliche Entscheidung und Bedarfsermittlung 
so lang wie möglich aufzuschieben, während die 
Absolventinnen und Absolventen eine Zeit der Un-
sicherheit durchleben.



37

Die Jugend- und Auszubildendenvertretung des 
Betriebes A besitzt keine Kenntnisse darüber, nach 
welchen Auswahlkriterien der Arbeitgeber bei der 
Übernahme entscheidet. Demnach könne die JAV 
auch den Auszubildenden in Fragen diesbezüg-
lich nicht zur Seite stehen, sagte die Vorsitzende 
im Interview. Ihr Eindruck ist, es gelte die Regel 
„Sympathie vor Kompetenz“. Weiterhin verwies 
sie darauf, dass der Umgang mit den Auszubil-
denden während des Prüfungszeitraumes in den 
Ausbildungsabteilungen stark unterschiedlich sei. 
So gebe es Abteilungen, in denen Auszubildende 
während der Arbeitszeit für die Prüfungen lernen 
oder sich auf Vorstellungsgespräche vorbereiten 
dürfen, während in anderen Abteilungen die Arbeit 
normal weiter laufe. Es sei kein Wunder, dass dann 
die Noten unterschiedlich ausfallen. Ein weiteres 
Problem bestehe darin, dass in der Regel die Ab-
teilungsleiterinnen und -leiter die Beurteilungen 
der Auszubildenden verfassen, obwohl sie in den 
meisten Fällen nicht aktiv mit den Auszubildenden 
zusammen arbeiten und daher eigentlich auch 
nicht beurteilen könnten, wie diese sich in den Be-
triebsalltag integrieren.

Mehrmals bereits hat die JAV beantragt, am Ent-
scheidungsprozess mitwirken zu dürfen, um auch 
in den letzten Monaten der Ausbildung eine gute 
Betreuung der Auszubildenden gewährleisten zu 
können. Dies wurde von der Ausbildungsleitung 
bislang abgelehnt. Mehr noch: Obwohl zum Zeit-
punkt der Befragung in Betrieb A bereits sämtliche 
Auszubildende darüber informiert worden waren, 
ob und mit welchem Vertrag sie übernommen wer-
den sollten, hatten einzig die JAV-Mitglieder – die 
laut Gesetz in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
übernommen werden müssen – noch keine Infor-
mation über ihren weiteren Verbleib im Betrieb 
erhalten. Nach Einschätzung der Interessenver-
tretung geschieht dies seitens der Ausbildungs-
leitung mit voller Absicht, um sie in ihrer Arbeit zu 
verunsichern. „Wenn wir schon als JAV persönliche 
Probleme damit haben, wie sollen wir dann ande-
ren Leuten helfen?!“

Betrieb B

In Betrieb B werden alle Absolventinnen und Ab-
solventen für ein halbes Jahr übernommen. Aus-

nahmen von der Befristung werden nur gemacht 
in dringenden Bedarfsfällen in Bezug auf die Be-
setzung einer vakanten Stelle. Die Auszubildenden 
können sich aussuchen, ob sie für ein halbes Jahr 
in Vollzeit oder für ein Jahr in Teilzeit übernommen 
werden möchten. Nach dieser Zeit muss wieder 
neu über die zu besetzenden Stellen verhandelt 
werden, und die ehemaligen Auszubildenden müs-
sen auf eine Weiterführung des Arbeitsverhältnis-
ses hoffen. Den Abteilungen, die Auszubildende 
übernehmen, werden zusätzliche finanzielle Res-
sourcen zugeteilt. Der reguläre Weg besteht darin, 
dass die Personalabteilung etwa drei Monate vor 
Ablauf der Ausbildungsverträge bei den Abteilun-
gen anfragt, ob diese bestimmte Auszubildende 
übernehmen möchten.

Die Auszubildenden selbst haben die Möglichkeit, 
zu jeder Zeit Übernahmeanträge an die Abteilun-
gen zu stellen, von denen sie übernommen werden 
möchten. Wenn der Antrag dort befürwortet wird, 
kann die Abteilung einen Übernahmeantrag an 
die Personalabteilung schicken. Je eher sich die 
Auszubildenden intern bewerben, desto schneller 
erhalten sie nach Eindruck der JAV darüber Be-
scheid, ob sie übernommen werden können. Die 
JAV hat den Eindruck, dass der Arbeitgeber dar-
um bemüht ist, die Auszubildenden so schnell wie 
möglich über getroffene Übernahmeregelungen zu 
informieren. Einen festen Zeitpunkt dafür gebe es 
allerdings nicht.

Auch in Betrieb B erhalten die Auszubildenden 
drei Monate vor Ausbildungsende eine Benach-
richtigung, dass ihr Vertrag ausläuft und sie nicht 
davon ausgehen können, unbefristet übernommen 
zu werden. Beim letzten Mal hat die JAV erstmals 
sehr schnell auf diese „Pauschalkündigung“ rea-
giert und für den Tag nach deren Versand ein In-
formationstreffen veranstaltet. Dabei wurde den 
Auszubildenden von der JAV mitgeteilt, der Betrieb 
erwarte nun von ihnen, dass sie sich auf interne 
Stellen bewerben. Die JAV hatte dazu eine Art An-
leitung für die Bewerbung innerhalb des Betriebes 
erarbeitet und den Jugendlichen an die Hand ge-
geben. Für diese Aktion erntete die JAV vom Ar-
beitgeber Kritik, weil so die Auszubildenden von 
Eigeninitiative abgehalten würden. Gerade die in-
dividuelle Art einer Bewerbung lässt nach Auffas-
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sung der Personalabteilung erkennen, ob jemand 
Initiative zeigt, sich wirklich für die Arbeit und den 
Betrieb interessiert und in der Lage ist, selbstän-
dig zu handeln.

Die Kriterien, von denen in Betrieb B die Übernah-
me abhängig gemacht wird, sind die Beurteilungen 
aus den Abteilungen und die Zeugnisnoten. Das 
wichtigste Kriterium ist jedoch nach Eindruck der 
JAV die Sympathie der Entscheidungsträgerinnen 
und -träger in Bezug auf die einzelnen Auszubil-
denden. „Es läuft halt mehr über diese Vitamin-B-
Schiene. Subjektiv isses gerecht, objektiv gesehen 
könnte man allerdings so ’nen Pool schaffen und 
gucken, wer sind die Besten. Das wär dann aber 
auch wiederum nicht so gut, weil dann würden wie-
der nur die Besten genommen und nicht mehr die 
Otto-normal-Leute oder die etwas schwächeren 
Leute, die würden dann wieder irgendwo in so ’ne 
soziale Schicht reingedrückt, oder fixiert. Und so-
mit finde ich das eigentlich ganz gerecht, weil somit 
hat jeder die Chance, irgendwo Sympathiepunkte 
gesammelt zu haben und dort dann halt auch zu 
arbeiten.“ Abmahnungen und Ermahnungen, die 
Auszubildende während der Berufsausbildung er-
halten, können der JAV zufolge negative Auswir-
kungen auf die Übernahme in ein Arbeitsverhältnis 
haben.

Betrieb C

In Betrieb C sieht das Standardverfahren eine ein-
jährige Übernahme der Auszubildenden vor. Hier-
für gibt es allerdings keine Garantie. Unbefristete 
Arbeitsverträge werden nur bei dringendem Per-
sonalbedarf abgeschlossen.

Die Auszubildenden des Betriebes C erhalten von 
den verschiedenen Ausbildungsabteilungen Rück-
meldungen zu der geleisteten Arbeit. Gemeinsam 
mit den Zeugnissen bilden diese die offiziellen 
Kriterien, nach welchen die Übernahmefrage ent-
schieden wird. Die JAV hat festgestellt, dass die 
Auszubildenden mit guten Noten in der Berufs-
schule meist auch gute praktische Leistungen in 
den Abteilungen erbringen. Allgemein betrachtet 
die JAV die Auswahlkriterien als „gerecht“. Gewis-
se Zweifel an der Einhaltung der Kriterien seitens 
des Arbeitgebers bestehen jedoch: „Man weiß 
manchmal aber halt wirklich nicht so, worauf die 

achten: wirklich auf die, die gut sind, oder wo sie 
wissen, dass sie die gut lenken können.“

Vier Monate vor Ausbildungsabschluss werden 
die Auszubildenden von einem Ausbildungsbeauf-
tragten dazu aufgefordert, sich auf interne Stel-
len zu bewerben und zugleich darüber aufgeklärt, 
welche Form und welchen Inhalt die Bewerbungen 
haben sollen. Einen Monat später erhalten alle 
Auszubildenden ein Schreiben, in welchem dar-
auf hingewiesen wird, dass eine Übernahme nicht 
garantiert werden kann. In Verhandlungen mit 
dem Betriebs-/Personalrat und dem Arbeitgeber 
hat die JAV im Vorjahr vereinbaren können, dass 
drei Monate vor Ausbildungsende gemeinsam alle 
freien Stellen aufgelistet und mit den Bewerbun-
gen der Auszubildenden abgeglichen werden. Auf 
dieser Grundlage werden die Auszubildenden zu 
Bewerbungsgesprächen eingeladen, bei denen sie 
Wünsche äußern können, in welche Abteilung sie 
übernommen werden möchten.

Die JAV-Vertreterin berichtete, dass zwei bis vier 
Wochen nach den Bewerbungsgesprächen die 
Auszubildenden Zusagen bzw. Absagen vom Be-
trieb erhalten. Im letzten Jahr sollten zwei Stellen 
ca. zwei Monate vor Ausbildungsabschluss durch 
Neueinstellungen von außerhalb besetzt werden. 
Der JAV gelang es, den Arbeitgeber davon zu über-
zeugen, die Stellen vorerst unbesetzt zu lassen 
und sie zwei Monate später durch Ausbildungsab-
solventinnen und -absolventen zu besetzen.

Betrieb D

Betrieb D bildet nach Bedarf aus. Dies ist nicht zu-
letzt auf Bemühungen der JAV und des Betriebs-/
Personalrats zurückzuführen. So können alle Aus-
zubildenden in der Regel unbefristet übernommen 
werden. Bestehen personen- oder verhaltensbe-
dingte Zweifel daran, ob eine Auszubildende bzw. 
ein Auszubildender sich nach der Ausbildung in 
den Arbeitsalltag integrieren kann, wird sie bzw. 
er zunächst befristet übernommen. „Sind aber in 
der Regel nicht viele.“ Die Befristungen können die 
betreffenden Absolventinnen und Absolventen als 
Chance nutzen, um dem Arbeitgeber zu beweisen, 
dass sie auch in ein unbefristetes Arbeitsverhält-
nis übernommen werden können.
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In diesem Jahr fand drei Monate vor Ausbildungs-
ende eine Besprechung des Arbeitgebers mit dem 
Betriebs-/Personalrat und der JAV hinsichtlich 
der Frage statt, welche Auszubildenden unbefri-
stet und welche befristet übernommen werden: 
„Es wurde uns eine Liste gezeigt, (…) wer befristet 
übernommen werden soll und wer unbefristet. Es 

waren auch ein paar Befristungen mit dabei, dann 
wurde uns auch erklärt warum und wieso. In die-
sem Rahmen kann man natürlich dann auch noch 
ausdiskutieren, warum wir das nicht gut finden 
oder ob wir das akzeptieren, so wie es ist. Meistens 
versuchen wir dann hinterher, auch noch die Be-
fristung weg zu bekommen. Haben wir heute wie-
der geschafft, einen Auszubildenden umzusetzen 
auf eine unbefristete Stelle.“ Im Anschluss daran 
erhalten die Auszubildenden einen Brief über die 
bevorstehende Übernahme und die damit evtl. 
verbundene Befristung.

Neben der Befristung befasst sich die JAV in Be-
trieb D auch immer wieder mit der Frage einer 
ausbildungsgerechten Weiterbeschäftigung der 
Absolventinnen und Absolventen. Nicht zuletzt 
deshalb, weil JAV und Betriebs-/Personalrat dar-
auf achten, bemüht sich der Arbeitgeber um aus-
bildungsadäquate Beschäftigung, die Übernahme 
in ein ausbildungsfremdes Arbeitsverhältnis ist 

relativ selten und geschieht nur, wenn keine Stelle 
im erlernten Berufsfeld frei ist.

Die Auszubildenden können im Rahmen eines 
Erst- und Zweitwunsches Abteilungen benennen, 
in welche sie gerne übernommen werden möchten. 
Parallel dazu können Abteilungen Auszubildende 
zur Übernahme anfordern. Dieser Abgleich funk-

tioniert gut, weil der Be-
triebs-/Personalrat eine 
gute Übersicht über die 
Bedarfe der verschiede-
nen Abteilungen hat und 
auf dieser Grundlage 
zusammen mit der JAV 
oft zu Gunsten der Aus-
zubildenden verhandeln 
kann, berichtete das 
befragte JAV-Mitglied. 
Kommt es dennoch ein-
mal vor, dass eine Ab-
solventin oder ein Ab-
solvent vorerst nur mit 
einer ausbildungsfrem-
den Tätigkeit beschäftigt 
werden kann, bemüht 

sich die JAV auch nach der Übernahme um eine 
Versetzung an einen ausbildungsadäquaten Ar-
beitsplatz.

In Betrieb D gibt es mehrere Kriterien, von denen 
die Übernahmefrage bestimmt wird. Am wichtig-
sten sind nach Aussage der JAV die Beurteilungen 
aus den verschiedenen Ausbildungsabschnitten. 
Diese werden gemeinsam mit den Zeugnissen vom 
Arbeitgeber im Gesamtzusammenhang des Aus-
bildungsverlaufes betrachtet. Gegenüber den Be-
urteilungen seien die Zeugnisse aber eher nach-
rangig.

Insgesamt sei die Übernahme in Betrieb D recht 
unproblematisch, meinte die JAV-Vorsitzende im 
Interview. Die Auszubildenden, die nicht sofort 
überzeugen können, erhalten in einem befristeten 
Arbeitsverhältnis noch einmal die Chance, ihre Fä-
higkeiten unter Beweis zu stellen. Da der Betrieb 
nach Bedarf ausbildet und „kein Azubi gar nicht“ 
übernommen wird, hält die JAV den Prozess für ge-
recht. „Mit der Übernahme, das ist ja immer unter-
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schiedlich von Jahr zu Jahr, je nach Haushaltslage, 
je nach Bedarf, je nachdem, was man auch für Per-
sonen gerade da hat, die übernommen werden sol-
len. Man hat Jahrgänge, da gibt’s überhaupt keine 
Probleme, dann hat man Jahrgänge, da gibt’s viele 
Problemfälle, die auch Abmahnungen, Ermahnun-
gen erhalten haben. Da isses dann natürlich noch-
mal bei der Übernahme heikel, da müssen wir auch 
diskutieren, aber manchmal ist das auch recht 
harmlos.“

Betrieb E

Auch in Betrieb E ist die Übernahme tariflich gere-
gelt. Jede Absolventin bzw. jeder Absolvent kann 
übernommen werden. Es gibt nur wenige befriste-
te Stellen. Die meisten Stellen sind Vollzeitstellen, 
andere werden in Teilzeit besetzt. Allerdings – so 
betonte die Jugend- und Auszubildendenvertrete-
rin – wird von den Absolventinnen und Absolven-
ten eine gewisse Flexibilität verlangt. Wer über-
nommen werden will, muss unter Umständen den 
Arbeitsort wechseln und in einem anderen Betrieb 
des Unternehmens an einem anderen Standort ar-
beiten. In einem bestimmten Arbeitsbereich des 
Betriebes werden die ehemaligen Auszubilden-
den für ein Jahr zunächst nur in Randzeiten, also 
bspw. nur für die Spätschichten eingesetzt. Nicht 
immer kann garantiert werden, dass die Absolven-
tinnen und Absolventen in ihrer Wunschabteilung 
beschäftigt werden. Wer sich in diesen Fragen fle-
xibel zeigt, kann nach den Erfahrungen der JAV mit 
einem festen Arbeitsvertrag rechnen.

In Betrieb E erhalten die Auszubildenden im Laufe 
der Ausbildung Zwischen- und Endbeurteilungen. 
Für Auszubildende mit besonders guten Beurtei-
lungen und Noten gibt es eine deutschlandweite 
Online-Jobbörse des Unternehmens, mit der Be-
titelung „Top-Nachwuchskräfte“. Die betreffenden 
Auszubildenden haben bereits am Ende des zwei-
ten Lehrjahres die Möglichkeit, sich auf spezielle 
Stellenausschreibungen zu bewerben, zu denen 
Auszubildende mit durchschnittlichen Noten zu-
nächst keinen Zugang haben. Wer nicht zu den 
Top-Nachwuchskräften gezählt wird, kann sich 
ca. ein halbes Jahr vor Ende der Ausbildung einen 
Monat lang in einer weiteren Online-Jobbörse auf 
freie Stellen bewerben. Diese öffnet jedes Jahr im 

gleichen Monat, sodass den Auszubildenden be-
reits vorher bewusst ist, ab wann sie sich bewer-
ben können. Teil der Bewerbung sind u.a. die Be-
urteilungen aus der Ausbildungszeit. Im Anschluss 
daran finden Bewerbungsgespräche statt. Wann 
die Auszubildenden mit Zu- oder Absagen rechnen 
können, sei vom jeweiligen Bewerbungsverfahren 
abhängig, schilderte die befragte Jugend- und 
Auszubildendenvertreterin, sicher sei jedoch mit 
Zu- oder Absagen vor der mündlichen Abschluss-
prüfung zu rechnen.

Nach Eindrücken der JAV kommt es bei der Über-
nahme nicht nur auf Noten und offizielle Beurtei-
lungen an. Die JAV-Vorsitzende vermutet auf Grund 
eigener Erfahrungen und der Erzählungen von an-
deren Auszubildenden, dass die Abteilungen zwar 
vorschriftsmäßig Stellenausschreibungen über 
die Jobbörse veröffentlichen. Oftmals hätten sie 
inoffiziell jedoch bereits ihre Wahl getroffen, mit 
welchen Auszubildenden sie die Stellen besetzen 
möchten. Andere Bewerberinnen und Bewerber 
hätten dann keine realen Chancen.

Genaue Informationen über die Auswahlkriterien 
hinsichtlich der Übernahme erhält die Jugend- 
und Auszubildendenvertretung in Betrieb E nicht. 
Bekannt ist, dass Beurteilungen, Noten und Fle-
xibilität der Bewerberinnen und Bewerber eine 
Rolle spielen. Die JAV-Mitglieder haben jedoch die 
Beobachtung gemacht, dass auch die positive Ver-
marktung der eigenen Person während der Ausbil-
dung und in den Bewerbungsgesprächen eine Rol-
le spielt. Generell herrsche im Betrieb die Auffas-
sung vor, dass alle schon während der Ausbildung 
die Möglichkeit haben, in den Abteilungen eine 
„positive Visitenkarte“ zu hinterlassen, wodurch 
jede bzw. jeder Auszubildende für die eigene Über-
nahme mitverantwortlich sei. Auf die Übernahme-
entscheidung selbst hat die JAV keinen Einfluss. 
Sie bemüht sich aber darum, die Auszubildenden 
bei den Bewerbungen zu unterstützen. Durch Rat-
schläge für die Abfassung der schriftlichen Bewer-
bung und einen Taschenleitfaden für Bewerbungs-
gespräche werden die Auszubildenden so gut es 
geht auf die Auswahlverfahren vorbereitet.



41

Betrieb F

In Betrieb F erstellt die Personalabteilung eine 
Rangliste aller Auszubildenden eines Jahrgangs. 
Die Einstufung der einzelnen Personen erfolgt 
nach einem Punktesystem, das wiederum auf den 
jeweiligen Beurteilungen für die praktischen und 
den Noten für die schulischen Leistungen basiert. 
Im September/Oktober wird für den jeweiligen 
Ausbildungsjahrgang eine Grenze festgelegt. Wer 
eine bestimmte Punktzahl erreicht bzw. darüber 
liegt, wird unbefristet übernommen. Diejenigen, 
deren Punktzahl unter der festgelegten Grenze 
bleibt, werden befristet übernommen. Der Ar-
beitgeber behält sich vor, solche Auszubildenden, 
die während der Ausbildung durch dauerhaftes 
Fehlverhalten aufgefallen sind oder die sich nach 
Auffassung der Vorgesetzten nicht angemessen 
in den Betrieb integrieren, nicht in ein Beschäfti-
gungsverhältnis zu übernehmen. Die Jugend- und 
Auszubildendenvertretung weiß allerdings nur von 
einem solchen Fall. Noch vor den Abschlussprü-
fungen im Januar werden Mitteilungen über die 
getroffenen Entscheidungen an die Auszubilden-
den verschickt.

Die Auszubildenden erhalten insgesamt drei Be-
urteilungen während des Ausbildungszeitraumes. 
Am Ende jeder Beurteilung müssen die Abteilungs-
leiter bzw. die Abteilungsleiterinnen die pauschale 
Frage beantworten, ob sie sich vorstellen können, 
den bzw. die jeweilige Auszubildende in die eigene 
Abteilung zu übernehmen. Erhalten Auszubilden-
de in einer der drei Beurteilungen auf diese Frage 
ein „Nein“, erfolgt die Übernahme – ungeachtet 
der sonstigen Punktzahl und ungeachtet des Plat-
zes auf der Rangliste – nur mit einem befristeten 
Arbeitsvertrag. Wird die genannte Frage bei zwei 
Beurteilungen mit „Nein“ beantwortet, hat das 
zur Konsequenz, dass die betreffende Person gar 
nicht übernommen wird – ebenfalls ungeachtet 
der Punktzahl und des Platzes auf der Rangliste.

Die JAV hält diese pauschale Bewertung für „un-
gerecht und sehr subjektiv“, da sie durch das Ver-
halten einiger Vorgesetzter willkürlich beeinflusst 
werden könne nach dem Motto: „Wenn mir deine 
Nase nicht passt, dann passt sie mir nicht, und dann 
kannst du noch so gut sein.“ Weiterhin bezweifelt 

der befragte Jugend- und Auszubildendenvertre-
ter, ob die Abteilungsleiterinnen und Abteilungs-
leiter sich überhaupt eine begründete Meinung 
über die Arbeit der Auszubildenden bilden können, 
wenn sie nicht direkt mit ihnen zusammenarbei-
ten. Zwar gebe es unter den Abteilungsleiterinnen 
und -leitern Personen, die sich ausführlich um re-
gelmäßige Gespräche mit den Auszubildenden be-
mühen und sich auch bei den anderen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern nach deren Einschätzung 
erkundigen. Es gebe aber auch andere, die ohne 
solche Bemühungen eine Beurteilung schreiben. 

Die JAV ist an die Personalabteilung herangetreten 
und hat vorgeschlagen, die erste dieser drei Beur-
teilungen aus der Wertung für die Übernahmefra-
ge herauszunehmen. Schließlich seien Menschen 
unterschiedlich und benötigten dementsprechend 
ungleich viel Zeit, um sich in eine Situation in der 
jeweiligen Abteilung zu integrieren. Diese Indivi-
dualität müsse bei der Entscheidung hinsichtlich 
der Übernahme mitbedacht werden, insbesondere 
bei ganz jungen Auszubildenden, deren Persönlich-
keitsentwicklung noch lange nicht abgeschlossen 
ist. Dieser Vorschlag wurde jedoch von der Perso-
nalabteilung abgelehnt, berichtete der befragte Ju-
gend- und Auszubildendenvertreter im Interview.

Betrieb G

In Betrieb G werden die Auszubildenden zunächst 
für ein Jahr in Vollzeit übernommen. Dieses Vorge-
hen ist tariflich festgelegt. Im Anschluss erhalten 
in der Regel alle Auszubildenden einen unbefri-
steten Arbeitsvertrag. Wieso die Auszubildenden 
nicht direkt in ein unbefristetes Arbeitsverhält-
nis übernommen werden, konnte die Jugend- und 
Auszubildendenvertreterin im Interview nicht 
erklären, betonte aber, dass die Auszubildenden 
mit der aktuellen Regelung zufrieden seien, da im 
Endeffekt jeder die Chance auf einen unbefriste-
ten Arbeitsvertrag erhalte und sich daher keine 
Sorgen machen müsse.

Die JAV befürchtet allerdings, dass sich die Über-
nahmesituation im nächsten Jahr wegen der sich 
verschlechternden Konjunktur anders gestalten 
könnte. Der Tarifvertrag enthält eine Ausnahme-
klausel für solche Fälle wirtschaftlicher Probleme 
des Betriebes. Informationen seitens des Betrie-



424242

Entscheidungsfindung
bes gebe es dazu nicht, und die JAV möchte sich 
auch erst dann mit dem Thema auseinanderset-
zen, wenn die Situation akut wird.

Die verschiedenen Abteilungen, welche die Aus-
zubildenden in Betrieb G während der Ausbildung 
durchlaufen, melden am Ende der Ausbildung ihre 
Bedarfe der Ausbildungsleitung und können dabei 
die „Wunschazubis“ benennen, mit denen sie ihre 

freien Stellen besetzen möchten. Sind mehrere Ab-
teilungen an einem/einer Auszubildenden interes-
siert, kann dieser/diese sich aussuchen, welches 
Angebot er/sie annimmt. Die JAV hat die Erfahrung 
gemacht, dass die Abteilungen unterschiedliche 
Zeiträume benötigen, um ihre Bedarfe und Wün-
sche der Ausbildungsleitung zu melden und dass 
es dementsprechend unterschiedlich lange dauert, 
bis die Auszubildenden Bescheid bekommen. 

Betrieb H

In Betrieb H werden alle Auszubildenden entspre-
chend den tariflichen Vereinbarungen unbefristet 
in Vollzeit übernommen. Dies sei, laut JAV, ganz im 
Sinne des Betriebes, da ein immenser Bedarf an Ar-
beitskräften bestehe.

Die Auszubildenden durchlaufen während der Aus-
bildung unterschiedliche Abteilungen. Diese müs-
sen ihre Stellenbedarfe prüfen und bei der Per-
sonalabteilung melden. Die Abteilungsleiter bzw. 
Abteilungsleiterinnen können vorschlagen, mit wel-

chen Personen die Stellen besetzt werden sollen. 
Auch die Auszubildenden werden danach gefragt, 
in welche Abteilung sie gerne übernommen werden 
möchten. Anschließend findet ein Abgleich zwi-
schen den Bedarfen der Abteilungen und Wünschen 
der Auszubildenden statt. Aus den Erfahrungen der 
letzten „Auslernerjahrgänge“ 4 kann die JAV berich-
ten, dass die Auszubildenden ca. vier Wochen, nach-
dem sie ihre „Wunschabteilung“ angegeben haben, 

Bescheid erhalten, auf 
welche Stelle sie später 
übernommen werden. 
Oftmals sei es aber so, 
schilderte der JAV-Vor-
sitzende, dass die Auszu-
bildenden bereits vorher 
„unter der Hand“ von den 
Abteilungsleitungen dar-
über informiert werden, 
ob sie in die Abteilung 
übernommen werden 
sollen.

Da der Betrieb die unbe-
fristete Übernahme aller 
Auszubildenden garan-
tiert, konzentrieren sich 

die Bemühungen der JAV auf die Frage der bestmög-
lichen Integration in den Betrieb. Die Entscheidung 
über den künftigen Arbeitsplatz werde auf Grundla-
ge der „objektiven Betrachtung der Leistungen und 
des Könnens“ getroffen. Jede bzw. jeder Auszubil-
dende wird hinsichtlich Schwächen und Stärken 
– u.a. an Hand der Beurteilungen der Abteilungen 
– betrachtet, und es wird versucht, für jede Person 
einen passenden Platz im Betrieb zu finden. Die 
Beurteilungen beinhalten Angaben über die prak-
tischen Kompetenzen, das Engagement und die 
Arbeitshaltung sowie die Integrationsfähigkeit der 
einzelnen Auszubildenden. Schlechte Zeugnisnoten 
stellen hinsichtlich der Übernahme kein Ausschlus-
skriterium dar. Gute Noten werden jedoch insofern 
positiv gewertet, dass Auszubildende mit guten 

4 Der Begriff „Auslernerjahrgang“, der von den befragten Ju-
gend- und Auszubildendenvertretungen verwendet wird, 
umfasst jeweils die Auszubildenden, die zum gleichen Zeit-
punkt die Ausbildung beenden.
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Leistungen eher für kompliziertere Arbeitsabläufe 
eingesetzt werden als andere. Das entscheidende 
Kriterium seien die Erfahrungen, welche die Abtei-
lungen während des Ausbildungszeitraumes mit den 
Auszubildenden machen. Aber – so stellte der be-
fragte JAV-Vertreter klar – ein noch so guter Kontakt 
zu den Abteilungsleitungen nütze einer bzw. einem 
Auszubildenden nichts, solange die praktischen Lei-
stungen ungenügend sind: „Also wenner scheiße is, 
dann isser scheiße, sag ich jetzt mal.“

Betrieb I

In Betrieb I wird wegen der derzeit schlechten wirt-
schaftlichen Lage des Unternehmens von der ta-
riflichen Verpflichtung, alle Auszubildenden in ein 
unbefristetes Arbeitsverhältnis zu übernehmen, 
abgewichen. Die Ausbildungsabsolventinnen und 
-absolventen erhalten eine befristete Anstellung bei 
einer Beschäftigungsgesellschaft, die sie auf dem 
Wege der Leiharbeit im Ausbildungsbetrieb einsetzt. 
Unbefristete Übernahmen gibt es – bis auf die JAV-
Mitglieder – nicht, und auch eine direkte Anstellung 
im Betrieb stellt eher die Ausnahme dar.

Zu jedem „Auslernerjahrgang“ wird die Dauer der Be-
fristung durch den Betriebs-/Personalrat, die Perso-
nalabteilung, die Ausbildungsleitung und die JAV neu 
diskutiert und festgelegt. In diesem Rahmen wird 
auch geklärt, inwieweit eventuelle Festverträge beim 
Betrieb selbst abzuschließen sind. Die JAV hat bei 
diesen Verhandlungen ein Mitspracherecht, durch 
welche sie Entscheidungen beeinflussen kann. 

Die Auszubildenden des Betriebes I sammeln wäh-
rend der gesamten Ausbildungszeit für die Über-
nahmediskussion ausschlaggebende Bewertungen 
(Noten und Beurteilungen), die am Ende der Ausbil-
dung vom Arbeitgeber gebündelt betrachtet werden. 
Von Beginn an werden die Auszubildenden darüber 
aufgeklärt, dass der Betrieb ihnen keine Übernahme 
garantiert und dass zu jedem neuen Abschlussjahr-
gang erst einmal Übernahmediskussionen geführt 
werden müssen. Wann diese Diskussionen stattfin-
den, sollen die Auszubildenden allerdings – auch von 
der beteiligten JAV – nicht erfahren.

Auch in Betrieb I wird die Übernahme von mehreren 
Faktoren beeinflusst. Die Jugend- und Auszubilden-
denvertreterin berichtete, dass sich zum einen gute 

Noten und gute Beurteilungen positiv auf die Ent-
scheidung auswirken. Zum anderen hätten jedoch 
auch die Frage nach der Zuverlässigkeit und eine 
qualitativ gute Arbeit während der Ausbildungszeit 
großes Gewicht. Berücksichtigt werden auch die An-
zahl der Krankmeldungen und sonstige Fehlzeiten 
eines bzw. einer Auszubildenden. Die JAV-Vorsitzen-
de ist der festen Ansicht, „Vitamin B“ spiele keine 
Rolle bei der Übernahme.
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setz bilden Voraussetzungen, an welche die JAV 
unumgänglich gebunden ist. Dazu gehört nicht 
zuletzt die verpflichtende Zusammenarbeit mit 
dem Betriebs- bzw. Personalrat. Durch offene For-
mulierungen werden jedoch den beteiligten Ak-
teuren – Arbeitgeber, Betriebs-/Personalrat und 
JAV – Handlungsspielräume eingeräumt, die es 
im Betrieb auszufüllen gilt. Als Beispiel sei hier 
nur die häufig verwandte Formulierung, die JAV 
(bzw. der Betriebs-/Personalrat, der Arbeitgeber) 
sei „rechtzeitig“ zu informieren, Anträge seien 
„rechtzeitig“ einzureichen usw., genannt. Zu wel-
chem Zeitpunkt etwas „rechtzeitig“ geschieht, ist 
gesetzlich nicht vorgegeben und muss betriebsin-
tern geregelt werden.

3. Ein Tarifvertrag hilft, ersetzt aber nicht das 
Handeln.

Weiterhin ist es für die Einflussmöglichkeiten der 
Jugend- und Auszubildendenvertretung von gro-

ßer Bedeutung, inwiefern 
der Betrieb an einen Tarif-
vertrag gebunden ist. Be-
inhaltet der Tarifvertrag 
eine Regelung, wonach 
alle Auszubildenden in ein 
befristetes oder unbefri-
stetes Arbeitsverhältnis 
zu übernehmen sind, ist 
die Handlungsnotwen-
digkeit der JAV geringer 
als dort, wo keine solche 
Regeln bestehen. Wie 
gezeigt, muss aber auch 
jede tarifliche Regelung 
für den jeweiligen Betrieb 
konkretisiert werden. 
Nicht nur, dass oftmals 
darum gestritten werden 

muss, ob eine Übernahme befristet oder unbefri-
stet erfolgen soll. Es scheint darüber hinaus nach 
Auskunft der befragten JAV-Mitglieder für einen 
Betrieb relativ einfach zu sein, sich auf Ausnah-
meregelungen des Tarifvertrags zu berufen, sei es, 
dass der Betrieb über Bedarf ausbildet, auf Grund 
der wirtschaftlichen Gegebenheiten zur Übernah-
me nicht in der Lage ist, oder aber personenbe-

8. Fazit

Im Folgenden werden die wichtigsten Ergebnisse 
der Studie thesenförmig zusammengefasst.

1. Die Übernahme ist ein betriebspolitischer 
Prozess.

Durch die Ergebnisse der Interviews mit Jugend- 
und Auszubildendenvertretungen konnte gezeigt 
werden: Die betriebliche Übernahme von Ausbil-
dungsabsolventinnen und -absolventen ist keine 
punktuelle Entscheidung, sondern ein lang wäh-
render Prozess, der sich nicht zwanghaft nach ei-
nem bestimmten Schema vollzieht, sondern offen 
ist für betriebspolitisches Handeln verschiedener 
Akteure. Es konnte gezeigt werden, dass die be-
fragten Interessenvertretungen mit Engagement 
und Ideenreichtum zugunsten der Auszubilden-
den in den Prozess eingreifen. Aus den Interviews 
lassen sich verschiedene Determinanten heraus-

arbeiten, durch welche die Einflussmöglichkeiten 
der Jugend- und Auszubildendenvertretung ge-
prägt werden.

2. Das Gesetz lässt weite Handlungsspielräume.

Die gesetzlichen Vorgaben für Jugend- und Aus-
zubildendenvertretungen nach dem Betriebsver-
fassungsgesetz und dem Personalvertretungsge-
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dingte Gründe gegen eine Übernahme von Absol-
ventinnen und Absolventen geltend macht.

4. JAV-Arbeit kostet (Arbeits-) Zeit.

Die Arbeitsmöglichkeiten einer JAV sind weiterhin 
davon beeinflusst, inwieweit die Mitglieder dieses 
Gremiums von ihrer Ausbildung bzw. Arbeit freige-
stellt werden, oder ob die JAV-Arbeit grundsätzlich 
neben der normalen Ausbildung bzw. Berufsarbeit 
bewerkstelligt werden muss. Aus den Befragungen 
hat sich ergeben, dass ein Zeitausgleich für die 
benötigte JAV-Arbeitszeit, wie er vom Gesetz her 
vorgesehen wird, keineswegs selbstverständlich 
ist, sondern immer wieder neu ausgehandelt wer-
den muss. Wenn es darauf ankommt, verwenden 
Jugend- und Auszubildendenvertreterinnen und 
-vertreter auch ihre Freizeit für die Interessen und 
Rechte der Auszubildenden. 

5. Der Arbeitgeber ist ein Konfliktpartner der JAV.

Auch wenn der Arbeitgeber keinen direkten Ver-
handlungspartner der JAV darstellt – dafür ist der 
Betriebs- bzw. Personalrat zuständig – so ließ sich 
doch in den Interviews ein ganzes Spektrum an 
Partizipationsmöglichkeiten feststellen, die den 
jugendlichen Interessenvertretungen tatsächlich 
zugestanden werden. Von Arbeitgeberseite aus 
kann die JAV in der Umsetzung ihrer Arbeit finan-
ziell und ideell bestärkt werden, oder aber darin 
behindert werden, eigenständig tätig zu sein. Ge-
genüber den Jugendlichen und Auszubildenden im 
Betrieb können Geschäftsleitung und Vorgesetzte 
darauf hinwirken, dass die JAV als Interessenver-
tretung anerkannt wird. Sie können aber auch den 
Eindruck erwecken, es handle sich um ein einfluss- 
loses und damit letztlich überflüssiges Gremium. 
Da die eigenständigen Durchsetzungsrechte der 
JAV vom Gesetz her relativ schwach sind, hängt 
hierbei vieles von informellen Verhandlungen und 
Übereinkünften ab, in denen beide Seiten Entge-
genkommen zeigen müssen.

6. Die Zusammenarbeit mit dem Betriebs-/ 
Personalrat muss funktionieren.

Als offizieller Verhandlungspartner des Arbeitge-
bers ist der Betriebs-/Personalrat dafür zuständig, 
die JAV in Angelegenheiten, die Jugendliche und 

Auszubildende betreffen, einzubeziehen. Maßnah-
men zugunsten der Jugendlichen und Auszubilden-
den muss die JAV über den Betriebs- bzw. Personal-
rat beantragen, nur seine Beschlüsse sind verbind-
lich gegenüber dem Arbeitgeber. Ein strukturiertes 
und positives Verhältnis der beiden Akteure ist 
daher von enormer Bedeutung für die Handlungs-
möglichkeiten der JAV. Obgleich der Punkt durch 
die Studie nicht näher thematisiert werden konn-
te, muss doch das Verhältnis zwischen Betriebs-/
Personalrat und Arbeitgeber als maßgebendes Mo-
ment für die Umsetzung der Forderungen der JAV 
festgehalten werden. Während das Verhältnis zum 
Arbeitgeber und zum Betriebs-/Personalrat durch 
die JAV mitkonstruiert werden kann, liegt die Frage 
nach der Zusammenarbeit zwischen Betriebs-/Per-
sonalrat und Arbeitgeber außerhalb der Einfluss-
möglichkeiten der JAV.

7. Einflussnahme erfordert die Kooperation mit 
Vorgesetzten.

Eine weitere wichtige Personengruppe, durch wel-
che die JAV-Arbeit geprägt wird, bilden die für die 
Ausbildung zuständigen Akteure. Zu nennen sind 
in erster Linie Ausbilderinnen und Ausbilder sowie 
Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleiter. Die Ko-
operation mit ihnen birgt für die JAV viele Einfluss-
möglichkeiten zugunsten der Auszubildenden – 
von der Einhaltung des Ausbildungsplans über die 
Klärung von Konflikten im Arbeitsalltag bis hin zur 
fairen Entscheidungsfindung bei der Übernahme.

8. Die Auszubildenden sind die Basis der JAV

Elementar für die Arbeit einer Jugend- und Auszu-
bildendenvertretung ist das Zusammenwirken mit 
den Auszubildenden. Sie sind es, deren Interessen 
die JAV vertritt und durch deren Unterstützung die 
JAV ihre Daseinsberechtigung erhält. Wie sehr sich 
die Jugend- und Auszubildendenvertretung um ein 
gutes Verhältnis zu den Auszubildenden bemüht, 
wurde durch die Darstellung der Aktivitäten – so-
wohl genereller Art als auch hinsichtlich des Über-
nahmeprozesses – deutlich. Hinsichtlich der Be-
ziehung zu den Auszubildenden sieht sich die JAV 
vor die Herausforderung gestellt, gleichaltrigen 
Personen gegenüber, mit denen sie gemeinsam 
ausgebildet wird und im Arbeitsalltag von „Azubi 
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Fazit
zu Azubi“ zusammenarbeitet, den Eindruck eines 
professionellen Gremiums zu vermitteln, das re-
ale Einflussmöglichkeiten innerhalb des Betriebes 
besitzt und wahrnimmt. Sie muss ein Gleichge-
wicht schaffen zwischen attraktiven Angeboten 
(Azubi-Party, Sommerfest usw.) und sachlich-in-
formativen Veranstaltungen (Jugend- und Auszu-
bildendenversammlung, Sprechstunde usw.), so 
dass Auszubildende für die Arbeit der JAV gewon-
nen werden, ohne von formal-bürokratischen For-
maten abgeschreckt zu werden.

9. JAV-Arbeit erfordert soziale Kompetenz

Den Aussagen der befragten Jugend- und Auszu-
bildendenvertretungen lässt sich entnehmen, über 
welche sozialen Kompetenzen die JAV-Mitglieder 
verfügen müssen, um eine stabile Kooperation 
mit den verschiedenen Akteuren gewährleisten zu 
können. Die Zusammenarbeit mit dem Arbeitgeber, 
dem Betriebs-/Personalrat und den Ausbildungs-
verantwortlichen einerseits, den Auszubildenden 
andererseits bedeutet für die Jugend- und Aus-
zubildendenvertretung einen steten Balanceakt 
zwischen dem selbstbewussten Auftreten als In-
teressenvertretung, bzw. dem Engagement für die 
Rechte und Angelegenheiten der Auszubildenden 
und dem diplomatischen und entgegenkommen-
den Umgang miteinander.

10. Übernahmekriterien sind interpretier- und 
gestaltbar.

Inwieweit Jugend- und Auszubildendenvertretun-
gen durch ihr Engagement in der Lage sind, den 
betrieblichen Übernahmeprozess mitzugestalten, 
steht zum einen in Zusammenhang mit den offizi-
ellen Kriterien, nach welchen entschieden wird, ob 
und in welche Art von Arbeitsverhältnis eine Aus-
zubildende bzw. ein Auszubildender übernommen 
werden soll. Zum anderen – so zeigte sich in den 
Interviews – gilt auch in dieser Hinsicht, dass Ein-
flussnahme der JAV durchaus möglich ist. Obgleich 
die Interessenvertretungen nicht aktiv auf die 
Festlegung der Auswahlkriterien einwirken, sind 
sie es, welche die Auszubildenden mit Rat und Tat 
im Umgang mit den Kriterien unterstützen. Nach 
den Erfahrungen der befragten JAV-Mitglieder ist 
die Übernahmeentscheidung ein längerer Prozess, 

der sich über die Ausbildungszeit erstreckt. Dabei 
wird nicht nur nach offiziellen Kriterien wie Schul-
noten und Beurteilung der praktischen Arbeit ent-
schieden. Die Entscheidung hat eine soziale Kom-
ponente, die nur schwer zu objektivieren ist: die 
Erfahrungen, welche die Ausbilder/innen und Ab-
teilungsleiter/innen während der Ausbildungszeit 
mit den jeweiligen Personen machen.

11. Bei der Übernahme kommt es auch auf 
Sympathie an.

Nach Eindrücken der Interviewten wird in der 
praktischen Beurteilung nicht ausschließlich die 
fachliche Kompetenz der Auszubildenden benotet, 
mindestens ebenso schwer wiegt die Sympathie 
des bzw. der Vorgesetzten gegenüber der jeweili-
gen Person. Einerseits biete dies allen eine Chan-
ce, während der Ausbildung „Sympathiepunkte“ 
zu sammeln. Andererseits sehen die befragten 
Jugend- und Auszubildendenvertreterinnen und 
-vertreter hier ein Risiko für Willkür seitens der 
Verantwortlichen, der sie als Interessenvertretung 
entgegenwirken wollen. Die aktive Eingliederung 
der Auszubildenden in ihre Arbeitsumgebung, die 
Darstellung der eigenen Person und das Bemühen 
um Sympathie bei Kolleginnen, Kollegen und Vor-
gesetzten kann als „soziale Kompetenz“ gewertet 
werden, aber auch als „Einschleimen“ und konkur-
rierendes Verhalten. Nicht zuletzt deshalb versu-
chen JAV-Mitglieder, Zusammenhalt und Solidari-
tät unter den Jugendlichen zu stärken.

12. Die JAV ist Ansprechpartnerin.

Ihrem Selbstverständnis nach sind die befragten 
Jugend- und Auszubildendenvertretungen An-
sprechpartnerinnen für Jugendliche und Auszu-
bildende in allen Belangen. Mit Einführungsver-
anstaltungen für neu eingestellte Auszubildende 
präsentiert sich die JAV als Interessenvertretung 
und bietet ihre Hilfe und Zusammenarbeit an. Ge-
rade an diesem Punkt, an dem die Auszubildenden 
sich in einem neuen Umfeld zurechtfinden müs-
sen, viele Fragen haben und sich neuen Herausfor-
derungen gegenübersehen, ist es von Bedeutung, 
dass sie Vertrauenspersonen im gleichen Alter 
vorfinden, die ihnen zur Seite stehen können. Wenn 
die Einstiegsschwierigkeiten von den Auszubil-
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denden bewältigt sind, bemühen sich die befrag-
ten Jugend- und Auszubildendenvertreterinnen 
und -vertreter weiterhin, Kontakt zu ihnen zu hal-
ten und Angebote zu schaffen, die das Verhältnis 
zueinander stützen und festigen. Das Spektrum 
reicht von Partys und Ausflügen bis zu offiziellen 
Versammlungen und Sprechstunden. Gelingt es, 
den Kontakt kontinuierlich zu halten, erhöhen sich 
die Chancen der Interessenvertretungen, die Aus-
zubildenden in der Berufsausbildung zu begleiten 
und insbesondere den Prozess der Übernahme 

zu beeinflussen. Die Stellung des Gremiums JAV 
hängt stark davon ab, inwieweit dessen Mitglieder 
von den Auszubildenden als Interessenvertretung 
anerkannt sind und im Alltag an Entscheidungen 
und Konfliktlösungen beteiligt werden.

13. Die JAV kümmert sich um Form und Inhalt der 
Ausbildung.

Schon während des Ausbildungszeitraums nimmt 
die JAV Einfluss auf Formen und Inhalte der Aus-
bildung, was später für die Übernahme von aus-
schlaggebender Bedeutung sein kann. Die JAV 
fungiert als eine Art Kontroll- und Beschwerdein-
stanz, was die Einhaltung der Ausbildungspläne 
im Arbeitsalltag angeht. Auch Fragen der Arbeits-
sicherheit und des Umgangs von Vorgesetzten mit 
Auszubildenden werden thematisiert. Eine aktive 
JAV gibt den Auszubildenden das Gefühl, sich auf 

eine strukturelle und inhaltlich angemessene Be-
rufsausbildung verlassen zu können und während 
der Herausforderungen des Arbeitsalltages und 
der Berufsschule nicht zusätzlich durch ungeklär-
te Verhältnisse belastet zu werden.

14. Die JAV schlichtet Konflikte.

Auch der Einsatz für einzelne Auszubildende in 
Problemsituationen gehört zum Spektrum der 
Arbeit einer JAV. Wenn Konflikte zwischen Auszu-
bildenden und Vorgesetzten bzw. Ausbildungsbe-

auftragten geschlichtet 
werden können, ohne 
dass es zu einer offizi-
ellen Ermahnung oder 
gar Abmahnung kommt, 
kann dies die spätere 
Übernahme wesentlich 
erleichtern.

15. Die JAV informiert 
die Auszubildenden.

Durch Informationsver-
anstaltungen, Jugend- 
und Auszubildendenver-
sammlungen und mittels 
schriftlicher und elektro-
nischer Kommunikati-
onsmittel sorgt das Gre-

mium dafür, dass die Auszubildenden um betrieb-
liche Abläufe, Übernahmekriterien und aktuelle 
Debatten wissen. So können sie ihr Verhalten daran 
ausrichten und gewinnen weiter an Sicherheit im 
Umgang mit offiziellen Instanzen des Betriebes.

16. Aktionen machen Spaß und fördern den 
Zusammenhalt.

Das vielfältige Aktionsangebot einer JAV ist nicht 
nur als reiner Spaß gedacht, sondern soll auch den 
Zusammenhalt unter den Auszubildenden fördern. 
Solidarität und Gemeinschaftsgefühl sind aus 
Sicht der befragten JAV-Mitglieder von entschei-
dender Bedeutung, wenn es darum geht, etwas 
im Betrieb zu verändern, Interessen durchzuset-
zen und Entscheidungen zu beeinflussen. Die JAV 
selbst ist in hohem Maße davon abhängig, ob sie 
die Jugendlichen und Auszubildenden hinter sich 
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weiß in Verhandlungen mit dem Betriebs-/Perso-
nalrat, insbesondere aber mit Vorgesetzten und 
dem Arbeitgeber.

17. Bei Befristung geht es weiter um die 
Festanstellung.

Der Übernahmeprozess verlängert sich für dieje-
nigen Absolventinnen und Absolventen, die nur 
befristet weiterbeschäftigt werden. Insofern ist 
der Übernahmeprozess nicht mit dem Ende der 
Ausbildung abgeschlossen, es ist weiterhin Enga-

gement einer Interessenvertretung notwendig. Die 
Zuständigkeit der Interessenvertretung geht auf 
den Betriebs- bzw. Personalrat über. Die befragten 
JAV-Mitglieder äußerten die Befürchtung, dass hier 
noch nicht genügend Sensibilität vorhanden ist für 
die weiter bestehenden Übernahmeprobleme. 

18. JAV-Mitglieder übernehmen Verantwortung.

Wie die Interviews mit Mitgliedern aus Jugend- 
und Auszubildendenvertretungen zeigen, erfordert 
eine solche Interessenvertretung ein hohes sozi-
ales Engagement. Der Arbeitsaufwand, den die 
selbst noch jugendlichen JAV-Mitglieder betrei-
ben, geht weit über die normale Arbeitszeit hinaus. 
Aufwandsentschädigungen oder Freizeitausgleich 
seitens des Arbeitgebers sind keineswegs selbst-
verständlich. Die Jugend- und Auszubildendenver-
treterinnen und -vertreter nehmen die Bedeutung 

ihrer Position äußerst ernst und zeigen nicht zu-
letzt auch durch die Kontinuität ihrer Aktivitäten, 
dass sie Verantwortung für die Auszubildenden 
übernehmen und darum bemüht sind, sich für die 
gemeinsamen Interessen einzusetzen.

19. Die JAV reflektiert ihre eigene Arbeit.

Des Weiteren lässt sich aus den Berichten der 
Jugend- und Auszubildendenvertretungen er-
kennen, dass sie bestrebt sind, die Angebote der 
JAV immer wieder auch zu überprüfen und deren 

Ausgestaltung zu ver-
bessern, damit mög-
lichst viele Auszubil-
dende angesprochen 
und erreicht werden. Es 
wird dauerhaft eine Op-
timierung der eigenen 
Gremiumsstrukturen 
und Arbeitsinhalte an-
gestrebt, um noch mehr 
Einsatz für die Rechte 
der Auszubildenden er-
bringen zu können. Die 
JAV bewegt sich dabei 
in einem Spannungsver-
hältnis, einerseits einen 
seriösen Eindruck als 
anerkannte Verhand-

lungspartnerin des Betriebs-/Personalrats und 
des Arbeitgebers zu vermitteln, andererseits die 
vertrauensvolle Nähe zu den Jugendlichen zu hal-
ten. Ungezwungene Begegnungen bei Partys und 
Ausflügen können der JAV helfen, Kontakte zu den 
Auszubildenden zu knüpfen, können aber auch 
den Eindruck vermitteln, dass die JAV-Mitglieder 
ebenfalls „nur“ Auszubildende seien, die Spaß ha-
ben wollen und als Gremium der Interessenvertre-
tung nicht weiter von Bedeutung sind.

20. JAV-Mitglieder sind kreativ und innovativ.

Im Hinblick auf Form und Inhalte der Ausbildung 
stellen die befragten Jugend- und Auszubilden-
denvertretungen nicht nur Forderungen an den 
Arbeitgeber, sondern entwickeln eigenständig 
kreative Lösungsansätze und Ideen. Es geht ihnen 
um betrieblich machbare, realistische Verbesse-
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rungen. Somit kann das Engagement der Jugend- 
und Auszubildendenvertretungen auch für Arbeit-
geber, Vorgesetzte und Ausbildungsbeauftragte 
einen Gewinn darstellen. Nicht zuletzt nehmen die 
Interessenvertretungen mit ihren Bemühungen 
um eine faire und qualitativ hochwertige Berufs-
ausbildung, in der die Rechte der Auszubildenden 
bedacht werden, auch eine Verantwortung ge-
genüber der Gesellschaft wahr und beeinflussen 
durch ihre Tätigkeit die weitere Entwicklung im 
Sinne guter Arbeit.
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Anhang 1: Auszug aus dem Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG)

Betriebliche Jugend- und Auszubildendenvertretung

§ 60 Errichtung und Aufgabe

(1) In Betrieben mit in der Regel mindestens fünf Arbeitnehmern, die das 18. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben (jugendliche Arbeitnehmer) oder die zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind und das 25. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, werden Jugend- und Auszubildendenvertretungen gewählt.

(2) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung nimmt nach Maßgabe der folgenden Vorschriften die be-
sonderen Belange der in Absatz 1 genannten Arbeitnehmer wahr.

§ 61 Wahlberechtigung und Wählbarkeit

(1) Wahlberechtigt sind alle in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer des Betriebs.

(2) Wählbar sind alle Arbeitnehmer des Betriebs, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben; § 8 
Abs. 1 Satz 3 findet Anwendung. Mitglieder des Betriebsrats können nicht zu Jugend- und Auszubilden-
denvertretern gewählt werden.

§ 62 Zahl der Jugend- und Auszubildendenvertreter, Zusammensetzung der Jugend- und Auszubilden-
denvertretung

(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung besteht in Betrieben mit in der Regel 

 • 5 bis 20 der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer aus einer Person, 
 • 21 bis 50 der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer aus 3 Mitgliedern, 
 • 51 bis 150 der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer aus 5 Mitgliedern, 
 • 151 bis 300 der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer aus 7 Mitgliedern, 
 • 301 bis 500 der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer aus 9 Mitgliedern, 
 • 501 bis 700 der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer aus 11 Mitgliedern, 
 • 701 bis 1.000 der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer aus 13 Mitgliedern, 
 • mehr als 1.000 der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer aus 15 Mitgliedern.

(2) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung soll sich möglichst aus Vertretern der verschiedenen Be-
schäftigungsarten und Ausbildungsberufe der im Betrieb tätigen in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer 
zusammensetzen.

(3) Das Geschlecht, das unter den in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmern in der Minderheit ist, muss 
mindestens entsprechend seinem zahlenmäßigen Verhältnis in der Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung vertreten sein, wenn diese aus mindestens drei Mitgliedern besteht.

§ 63 Wahlvorschriften

(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung wird in geheimer und unmittelbarer Wahl gewählt.

(2) Spätestens acht Wochen vor Ablauf der Amtszeit der Jugend- und Auszubildendenvertretung bestellt 
der Betriebsrat den Wahlvorstand und seinen Vorsitzenden. Für die Wahl der Jugend- und Auszubilden-
denvertreter gelten § 14 Abs. 2 bis 5, § 16 Abs. 1 Satz 4 bis 6, § 18 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 sowie die §§ 19 
und 20 entsprechend.

(3) Bestellt der Betriebsrat den Wahlvorstand nicht oder nicht spätestens sechs Wochen vor Ablauf der 
Amtszeit der Jugend- und Auszubildendenvertretung oder kommt der Wahlvorstand seiner Verpflichtung 
nach § 18 Abs. 1 Satz 1 nicht nach, so gelten § 16 Abs. 2 Satz 1 und 2, Abs. 3 Satz 1 und § 18 Abs. 1 Satz 
2 entsprechend; der Antrag beim Arbeitsgericht kann auch von jugendlichen Arbeitnehmern gestellt 
werden.
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(4) In Betrieben mit in der Regel fünf bis fünfzig der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer gilt auch § 
14a entsprechend. Die Frist zur Bestellung des Wahlvorstands wird im Fall des Absatzes 2 Satz 1 auf vier 
Wochen und im Fall des Absatzes 3 Satz 1 auf drei Wochen verkürzt.

(5) In Betrieben mit in der Regel 51 bis 100 der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer gilt § 14a Abs. 5 
entsprechend.

§ 64 Zeitpunkt der Wahlen und Amtszeit

(1) Die regelmäßigen Wahlen der Jugend- und Auszubildendenvertretung finden alle zwei Jahre in der 
Zeit vom 1. Oktober bis 30. November statt. Für die Wahl der Jugend- und Auszubildendenvertretung 
außerhalb dieser Zeit gilt § 13 Abs. 2 Nr. 2 bis 6 und Abs. 3 entsprechend.

(2) Die regelmäßige Amtszeit der Jugend- und Auszubildendenvertretung beträgt zwei Jahre. Die Amts-
zeit beginnt mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses oder, wenn zu diesem Zeitpunkt noch eine Ju-
gend- und Auszubildendenvertretung besteht, mit Ablauf von deren Amtszeit. Die Amtszeit endet spä-
testens am 30. November des Jahres, in dem nach Absatz 1 Satz 1 die regelmäßigen Wahlen stattfinden. 
In dem Fall des § 13 Abs. 3 Satz 2 endet die Amtszeit spätestens am 30. November des Jahres, in dem 
die Jugend- und Auszubildendenvertretung neu zu wählen ist. In dem Fall des § 13 Abs. 2 Nr. 2 endet die 
Amtszeit mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses der neu gewählten Jugend- und Auszubildendenver-
tretung.

(3) Ein Mitglied der Jugend- und Auszubildendenvertretung, das im Laufe der Amtszeit das 25. Lebens-
jahr vollendet, bleibt bis zum Ende der Amtszeit Mitglied der Jugend- und Auszubildendenvertretung.

§ 65 Geschäftsführung

(1) Für die Jugend- und Auszubildendenvertretung gelten § 23 Abs. 1, die §§ 24, 25, 26, 28 Abs. 1 Satz 1 
und 2, die §§ 30, 31, 33 Abs. 1 und 2 sowie die §§ 34, 36, 37, 40 und 41 entsprechend.

(2) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung kann nach Verständigung des Betriebsrats Sitzungen 
abhalten; § 29 gilt entsprechend. An diesen Sitzungen kann der Betriebsratsvorsitzende oder ein beauf-
tragtes Betriebsratsmitglied teilnehmen.

§ 66 Aussetzung von Beschlüssen des Betriebsrats

(1) Erachtet die Mehrheit der Jugend- und Auszubildendenvertreter einen Beschluss des Betriebsrats 
als eine erhebliche Beeinträchtigung wichtiger Interessen der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer, so 
ist auf ihren Antrag der Beschluss auf die Dauer von einer Woche auszusetzen, damit in dieser Frist eine 
Verständigung, gegebenenfalls mit Hilfe der im Betrieb vertretenen Gewerkschaften, versucht werden 
kann.

(2) Wird der erste Beschluss bestätigt, so kann der Antrag auf Aussetzung nicht wiederholt werden; dies 
gilt auch, wenn der erste Beschluss nur unerheblich geändert wird.

§ 67 Teilnahme an Betriebsratssitzungen

(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung kann zu allen Betriebsratssitzungen einen Vertreter ent-
senden. Werden Angelegenheiten behandelt, die besonders die in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer 
betreffen, so hat zu diesen Tagesordnungspunkten die gesamte Jugend- und Auszubildendenvertretung 
ein Teilnahmerecht.

(2) Die Jugend- und Auszubildendenvertreter haben Stimmrecht, soweit die zu fassenden Beschlüsse 
des Betriebsrats überwiegend die in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer betreffen.

(3) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung kann beim Betriebsrat beantragen, Angelegenheiten, 
die besonders die in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer betreffen und über die sie beraten hat, auf die 
nächste Tagesordnung zu setzen. Der Betriebsrat soll Angelegenheiten, die besonders die in § 60 Abs. 1 
genannten Arbeitnehmer betreffen, der Jugend- und Auszubildendenvertretung zur Beratung zuleiten.
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§ 68 Teilnahme an gemeinsamen Besprechungen

Der Betriebsrat hat die Jugend- und Auszubildendenvertretung zu Besprechungen zwischen Arbeitgeber 
und Betriebsrat beizuziehen, wenn Angelegenheiten behandelt werden, die besonders die in § 60 Abs. 1 
genannten Arbeitnehmer betreffen.

§ 69 Sprechstunden

In Betrieben, die in der Regel mehr als fünfzig der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer beschäftigen, 
kann die Jugend- und Auszubildendenvertretung Sprechstunden während der Arbeitszeit einrichten. Zeit 
und Ort sind durch Betriebsrat und Arbeitgeber zu vereinbaren. § 39 Abs. 1 Satz 3 und 4 und Abs. 3 gilt 
entsprechend. An den Sprechstunden der Jugend- und Auszubildendenvertretung kann der Betriebs-
ratsvorsitzende oder ein beauftragtes Betriebsratsmitglied beratend teilnehmen.

§ 70 Allgemeine Aufgaben

(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung hat folgende allgemeine Aufgaben: 

 1. Maßnahmen, die den in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmern dienen, insbesondere in Fragen der  
 Berufsbildung und der Übernahme der zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten in ein Arbeitsver- 
 hältnis, beim Betriebsrat zu beantragen;
 1a. Maßnahmen zur Durchsetzung der tatsächlichen Gleichstellung der in § 60 Abs. 1 genannten 
 Arbeitnehmer entsprechend § 80 Abs. 1 Nr. 2a und 2b beim Betriebsrat zu beantragen;

 2. darüber zu wachen, dass die zugunsten der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer geltenden 
 Gesetze, Verordnungen, Unfallverhütungsvorschriften, Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen 
 durchgeführt werden;

 3. Anregungen von in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmern, insbesondere in Fragen der Berufs 
 bildung, entgegenzunehmen und, falls sie berechtigt erscheinen, beim Betriebsrat auf eine Erledi 
 gung hinzuwirken. Die Jugend- und Auszubildendenvertretung hat die betroffenen in § 60 Abs. 1  
 genannten Arbeitnehmer über den Stand und das Ergebnis der Verhandlungen zu informieren;

 4. die Integration ausländischer, in § 60 Abs. 1 genannter Arbeitnehmer im Betrieb zu fördern und 
 entsprechende Maßnahmen beim Betriebsrat zu beantragen.
(2) Zur Durchführung ihrer Aufgaben ist die Jugend- und Auszubildendenvertretung durch den Be- 
triebsrat rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. Die Jugend- und Auszubildendenvertretung  
kann verlangen, dass ihr der Betriebsrat die zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlichen Unter- 
lagen zur Verfügung stellt.

§ 71 Jugend- und Auszubildendenversammlung

Die Jugend- und Auszubildendenvertretung kann vor oder nach jeder Betriebsversammlung im Einver-
nehmen mit dem Betriebsrat eine betriebliche Jugend- und Auszubildendenversammlung einberufen. Im 
Einvernehmen mit Betriebsrat und Arbeitgeber kann die betriebliche Jugend- und Auszubildendenver-
sammlung auch zu einem anderen Zeitpunkt einberufen werden. § 43 Abs. 2 Satz 1 und 2, die §§ 44 bis 46 
und § 65 Abs. 2 Satz 2 gelten entsprechend.

§ 78a Schutz Auszubildender in besonderen Fällen

(1) Beabsichtigt der Arbeitgeber, einen Auszubildenden, der Mitglied der Jugend- und Auszubildenden-
vertretung, des Betriebsrats, der Bordvertretung oder des Seebetriebsrats ist, nach Beendigung des Be-
rufsausbildungsverhältnisses nicht in ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit zu übernehmen, so hat 
er dies drei Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses dem Auszubildenden schriftlich 
mitzuteilen.

(2) Verlangt ein in Absatz 1 genannter Auszubildender innerhalb der letzten drei Monate vor Beendigung 
des Berufsausbildungsverhältnisses schriftlich vom Arbeitgeber die Weiterbeschäftigung, so gilt zwi-
schen Auszubildendem und Arbeitgeber im Anschluss an das Berufsausbildungsverhältnis ein Arbeits-
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verhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet. Auf dieses Arbeitsverhältnis ist insbesondere § 37 Abs. 4 
und 5 entsprechend anzuwenden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch, wenn das Berufsausbildungsverhältnis vor Ablauf eines Jahres nach 
Beendigung der Amtszeit der Jugend- und Auszubildendenvertretung, des Betriebsrats, der Bordvertre-
tung oder des Seebetriebsrats endet.

(4) Der Arbeitgeber kann spätestens bis zum Ablauf von zwei Wochen nach Beendigung des Berufsaus-
bildungsverhältnisses beim Arbeitsgericht beantragen, 

 1. festzustellen, dass ein Arbeitsverhältnis nach Absatz 2 oder 3 nicht begründet wird, oder
 2. das bereits nach Absatz 2 oder 3 begründete Arbeitsverhältnis aufzulösen, wenn Tatsachen vor 
 liegen, aufgrund derer dem Arbeitgeber unter Berücksichtigung aller Umstände die Weiterbeschäf 
 tigung nicht zugemutet werden kann. In dem Verfahren vor dem Arbeitsgericht sind der Betriebsrat, 
 die Bordvertretung, der Seebetriebsrat, bei Mitgliedern der Jugend- und Auszubildendenvertretung 
 auch diese Beteiligte.

(5) Die Absätze 2 bis 4 finden unabhängig davon Anwendung, ob der Arbeitgeber seiner Mitteilungspflicht 
nach Absatz 1 nachgekommen ist.

Anhang 2: Auszug aus dem Personalvertretungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
(LPVG)

Jugend- und Auszubildendenvertretung

§ 54

In Dienststellen mit in der Regel mindestens fünf zur Jugend- und Auszubildendenvertretung wahlbe-
rechtigten Beschäftigten werden Jugend- und Auszubildendenvertretungen gebildet.

§ 55

(1) Wahlberechtigt sind alle jugendlichen Beschäftigten, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, sowie Auszubildende, Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter und Praktikantinnen und 
Praktikanten. § 10 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend.

(2) Wählbar sind Beschäftigte, die am Wahltag noch nicht das 27. Lebensjahr vollendet haben, sowie 
Auszubildende, Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter und Praktikantinnen und Praktikanten. §§ 
11 und 12 gelten entsprechend.

§ 56

(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung besteht in Dienststellen mit in der Regel

 • 5 bis 20 wahlberechtigten Beschäftigten aus einer Person,
 • 21 bis 50 wahlberechtigten Beschäftigten aus drei Mitgliedern,
 • 51 bis 200 wahlberechtigten Beschäftigten aus fünf Mitgliedern,
 • 201 bis 300 wahlberechtigten Beschäftigten aus sieben Mitgliedern,
 • 301 bis 500 wahlberechtigten Beschäftigten aus elf Mitgliedern, 
 • 501 bis 1000 wahlberechtigten Beschäftigten aus dreizehn Mitgliedern,
 • mehr als 1000 wahlberechtigten Beschäftigten aus fünfzehn Mitgliedern.

(2) § 14 Abs. 5 und 6 gelten entsprechend.

§ 57

(1) Der Personalrat bestimmt den Wahlvorstand und seine vorsitzende Person. Für die Wahl der Jugend- 
und Auszubildendenvertretung gelten § 16 Abs. 1, 3, 4, 6 Satz 1, Abs. 7 und 8, § 20 Abs. 2, §§ 21 und 22 
entsprechend.
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(2) Die regelmäßige Amtszeit der Jugend- und Auszubildendenvertretung beginnt und endet mit der 
jeweiligen Wahlperiode. Sie beträgt zwei Jahre. Im übrigen gelten für die Amtszeit der Jugend- und 
Auszubildendenvertretung § 23 Abs. 2 und 3, § 24 Abs. 1 Satz 1 Buchstaben b bis e und Abs. 2 und §§ 25, 
26 Abs. 1 und 2 sowie §§ 27 und 28 Abs. 1, 2 und 4 entsprechend. Die Mitgliedschaft in der Jugend- und 
Auszubildendenvertretung erlischt nicht dadurch, dass ein Mitglied während der Amtszeit das 27. Le-
bensjahr vollendet.

(3) Besteht die Jugend- und Auszubildendenvertretung aus drei oder mehr Mitgliedern, so wählt sie aus 
ihrer Mitte eine vorsitzende Person und deren Stellvertreterin oder Stellvertreter. Im übrigen gelten für 
die Geschäftsführung die §§ 30 bis 33 und 37 bis 39, § 40 Abs. 1, 3 und 4 und § 41 entsprechend. An den 
Sitzungen der Jugend- und Auszubildendenvertretung kann ein vom Personalrat beauftragtes Mitglied 
des Personalrats teilnehmen.

§ 58

Für die Rechtsstellung der Mitglieder der Jugend- und Auszubildendenvertretung gelten § 42 Abs. 1, 2, 3 
Satz 1 und 4, Abs. 5 und 6 und § 43 entsprechend. 

§ 59

Die Jugend- und Auszubildendenvertretung hat einmal in jedem Kalenderjahr eine Jugend- und Auszu-
bildendenversammlung durchzuführen, die von der vorsitzenden Person der Jugend- und Auszubilden-
denvertretung geleitet wird. Außer dieser kann eine weitere Jugend- und Auszubildendenversammlung 
während der Arbeitszeit stattfinden. Die vorsitzende Person des Personalrats oder ein vom Personalrat 
beauftragtes anderes Mitglied soll an der Jugend- und Auszubildendenversammlung teilnehmen. Im 
übrigen sind die Vorschriften des Vierten Kapitels auf die Jugend- und Auszubildendenversammlung 
entsprechend anzuwenden.

§ 60

(1) In der Landesverwaltung werden für den Geschäftsbereich mehrstufiger Verwaltungen, in denen 
Stufenvertretungen bestehen, bei den Mittelbehörden Bezirksjugend- und Auszubildendenvertretungen 
und bei den obersten Landesbehörden Hauptjugend- und Auszubildendenvertretungen gebildet. Für sie 
gelten § 50 Abs. 2 und 4, §§ 55, 56, 58 und 61 entsprechend, ferner § 57 mit der Maßgabe, daß die Einrich-
tung von Sprechstunden entfällt. Die Jugend- und Auszubildendenstufenvertretung hat höchstens fünf 
Mitglieder.

(2) Bestehen in Fällen des § 1 Abs. 3 mehrere Jugend- und Auszubildendenvertretungen, so ist neben 
diesen eine Gesamtjugend- und Auszubildendenvertretung zu errichten. Für sie gilt Absatz 1 Satz 2 und 
3 entsprechend.

§ 61

(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung hat folgende allgemeine Aufgaben:

 1. Maßnahmen, die den Beschäftigten im Sinne von § 55Abs. 1 dienen, insbesondere in Fragen der 
 Berufsbildung und der Entscheidung über die Übernahme der Auszubildenden in ein Beschäfti- 
 gungsverhältnis, beim Personalrat zu beantragen,

 2. darüber zu wachen, dass die zugunsten der Beschäftigten im Sinne von § 55 Abs. 1 geltenden 
 Gesetze, Verordnungen, Unfallverhütungsvorschriften, Tarifverträge, Dienstvereinbarungen und Ver 
 waltungsanordnungen durchgeführt werden,

 3. Anregungen und Beschwerden von Beschäftigten im Sinne von §55 Abs. 1, insbesondere in Fragen 
 der Berufsbildung, entgegenzunehmen und, falls sie berechtigt erscheinen, beim Personalrat auf  
 eine Erledigung hinzuwirken; die Jugend- und Auszubildendenvertretung hat die betroffenen Be- 
 schäftigten im Sinne von § 55 Abs. 1 über den Stand und das Ergebnis der Verhandlungen zu 
 informieren.
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Anhang
(2) Die Befugnisse der Jugend- und Auszubildendenvertretung gegenüber dem Personalrat bestimmen 
sich nach § 30 Abs. 3, § 35 Abs. 1 und 2 und § 36. Sie beziehen sich auf die in den §§ 72 bis 75 genannten 
beteiligungspflichtigen Angelegenheiten der Beschäftigten im Sinne von § 55 Abs. 1.

(3) Zur Durchführung ihrer Aufgaben ist die Jugend- und Auszubildendenvertretung durch den Personal-
rat rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. Die Jugend- und Auszubildendenvertretung kann verlan-
gen, daß ihr der Personalrat die zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlichen Unterlagen zur Verfü-
gung stellt.

(4) Der Personalrat hat die Jugend- und Auszubildendenvertretung zu den Besprechungen zwischen 
Dienststelle und Personalrat nach § 63 beizuziehen, wenn Angelegenheiten behandelt werden, die be-
sonders Beschäftigte im Sinne von § 55 Abs. 1 betreffen. Im übrigen kann ein Mitglied der Jugend- und 
Auszubildendenvertretung, das von dieser benannt wird, an Besprechungen nach § 63 beratend teilneh-
men.

(5) An der Auswahl der ausbildenden Personen, soweit eigene Ausbildungsbezirke in den Dienststellen 
existieren, und an der Auswahl der Ausbildungsleiterin oder des Ausbildungsleiters nimmt ein Mitglied 
der Jugend- und Auszubildendenvertretung teil. Hierzu ist die Jugend- und Auszubildendenvertretung 
frühzeitig und fortlaufend zu informieren.

§ 7

(1) Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach diesem Gesetz wahrnehmen, dürfen darin nicht behin-
dert werden und wegen ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt oder begünstigt werden; dies gilt auch für ihre 
berufliche Entwicklung.

(2) Beabsichtigt der Arbeitgeber, eine oder einen in einem Berufsausbildungsverhältnis nach dem Be-
rufsbildungsgesetz, dem Krankenpflegegesetz oder dem Hebammengesetz stehende Beschäftigte oder 
stehenden Beschäftigten (Auszubildende oder Auszubildenden), die oder der Mitglied einer Personal-
vertretung oder einer Jugend- und Auszubildendenvertretung ist, nach erfolgreicher Beendigung des 
Berufsausbildungsverhältnisses nicht in ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit zu übernehmen, so 
hat er dies drei Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses der oder dem Auszubilden-
den schriftlich mitzuteilen.

(3) Verlangt eine oder ein in Absatz 2 genannte Auszubildende oder genannter Auszubildender innerhalb 
der letzten drei Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses schriftlich vom Arbeitgeber 
ihre oder seine Weiterbeschäftigung, so gilt zwischen der oder dem Auszubildenden und dem Arbeit-
geber im Anschluss an das erfolgreiche Berufsausbildungsverhältnis ein Arbeitsverhältnis auf unbe-
stimmte Zeit als begründet.

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten auch, wenn das Berufsausbildungsverhältnis vor Ablauf eines Jahres 
nach Beendigung der Amtszeit der Personalvertretung oder der Jugend- und Auszubildendenvertretung 
erfolgreich endet.

(5) Der Arbeitgeber kann spätestens bis zum Ablauf von zwei Wochen nach Beendigung des Berufsaus-
bildungsverhältnisses beim Verwaltungsgericht beantragen,

 a) festzustellen, dass ein Arbeitsverhältnis nach den Absätzen 3 oder 4 nicht begründet wird, oder
 b) das bereits nach den Absätzen 3 oder 4 begründete Arbeitsverhältnis aufzulösen,
wenn Tatsachen vorliegen, aufgrund derer dem Arbeitgeber unter Berücksichtigung aller Umstände die 
Weiterbeschäftigung nicht zugemutet werden kann. In dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht ist die 
Personalvertretung, bei einem Mitglied der Jugend- und Auszubildendenvertretung auch diese beteiligt.

(6) Die Absätze 3 bis 5 sind unabhängig davon anzuwenden, ob der Arbeitgeber seiner Mitteilungspflicht 
nach Absatz 2 nachgekommen ist.
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Martina Stackelbeck (Hg.)
Gefälligst zur Kenntnisnahme - 
Wie die neue Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik sich im 
östlichen Ruhrgebiet auswirkt
Sozialforschungsstelle Dortmund
Beiträge aus  der Forschung Nr. 146
ISSN: 0937-7379

Melanie Mörchen
Praktikum als prekäre Beschäftigung - 
Ausbeutung oder Chance zur Integration?
Sozialforschungsstelle Dortmund
Beiträge aus der Forschung Nr. 149
ISSN: 0937-7379

Fair statt prekär
Mit der Schriftenreihe „fair statt prekär“ greift die Kooperationsstelle ein zentrales Problem der gegenwärtigen 
Arbeitsgesellschaft auf: die zunehmende Verunsicherung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern durch 
Flexibilisierung und Deregulierung der Beschäftigungsverhältnisse. „Precarius“ meint im Lateinischen so viel 
wie „auf Widerruf gewährt, unsicher, unbeständig“. Prekarisierung lässt sich in diesem Sinne umschreiben als 
sukzessive Rücknahme von Schutzregelungen, die zur Sicherung vor den Risiken der Lohnabhängigkeit in 
jahrzehntelangen Auseinandersetzungen vereinbart und erstritten worden waren. Schon längst geht es nicht 
mehr nur um die Bildung einer prekären Peripherie, auch die „Stammbelegschaften“ sind von der Destabilisie-
rung des Beschäftigungssystems betroffen – sei es durch direkte Deregulierung oder durch indirekt wirkende 
Einschüchterung.

Was in der Wirtschaftspresse als „Freisetzung von Marktkräften“ gefeiert wird, empfinden die betroffenen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer schlicht als Zumutung und unfaire Behandlung. Proteste richten sich 
gerade auch dagegen, dass Unternehmen rücksichtslos ihren Vorteil auf Kosten von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern suchen. Dass Beschäftigte trotz harter Arbeit kein ausreichendes Einkommen erzielen, wech-
selnden Auftragslagen der Unternehmen ausgeliefert sind, Diskriminierungen und willkürliche Behandlung 
erdulden müssen – dies ist nicht nur ein Armutszeugnis für eine reiche Gesellschaft, es widerspricht auch den 
ethischen Grundsätzen einer Demokratie.

In der Broschürenreihe „fair statt prekär“ werden in loser Folge verschiedene Beiträge veröffentlicht, die das 
gemeinsame Ziel verfolgen, die Wirkungen der Prekarisierung auf Arbeitsbedingungen und Lebenslagen in 
der Region präziser herauszuarbeiten. Der Schwerpunkt liegt dabei weniger darauf, Abweichungen von ei-
nem eher abstrakten Maßstab „Normalarbeitsverhältnis“ festzustellen. Es geht vielmehr darum, Prozesse der 
Prekarisierung zu erfassen und Ansatzpunkte für Interventionen im Sinne einer fairen Beschäftigung heraus-
zuarbeiten.

In der Reihe sind bereits erschienen:
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Manfred Koch 
Letzter Ausweg Leiharbeit? 
Die prekäre Wirklichkeit einer flexiblen Beschäftigungsform 
Sozialforschungsstelle TU Dortmund 
Beiträge aus der Forschung Nr. 154 
Dortmund 2007 
ISSN: 0937-7379

Klaus Kock, Ulrich Pröll, Martina Stackelbeck
fair statt prekär
Überlegungen zur Analyse und Gestaltung von 
Beschäftigungsverhältnissen in der Region
Sozialforschungsstelle Dortmund
Beiträge aus der Forschung Nr. 151
Dortmund 2006
ISSN: 0937-7379

Klaus Boeckmann 
Ende der Talfahrt? 
Entwicklung der Beschäftigung im Östlichen Ruhrgebiet 
Sozialforschungsstelle Dortmund 
Beiträge aus der Forschung Nr.152 
Dortmund 2006 
ISSN: 0937-7379

Klaus Kock (Hg.)
Der Preis der Freiheit
Solo-Selbstständige zwischen Vermarktung, 
Professionalisierung und Solidarisierung
Sozialforschungsstelle TU Dortmund 
Beiträge aus der Forschung Nr. 164 
Dortmund 2008 
ISSN: 0937-7379

Manfred Koch

Letzter Ausweg Leiharbeit?
Die prekäre Wirklichkeit einer flexiblen Beschäftigungsform

Klaus Kock 
Prekäre Beschäftigung und lokale Gewerkschaftsarbeit
Eine Fallstudie aus dem Ruhrgebiet 
Sozialforschungsstelle TU Dortmund 
Beiträge aus der Forschung Nr. 168 
Dortmund 2009 
ISSN: 0937-7379
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Bestellungen richten Sie bitte an:

Kooperationsstelle Wissenschaft-Arbeitswelt
Iris Kastel-Driller
Evinger Platz 15
44339 Dortmund
Tel.: 0231-8596-140
eMail:kowa@sfs-dortmund.de

Besuchen Sie auch unsere Internet-Seiten www.kowa.sfs.tu-dortmund.de mit weiteren 
Informationen zum Thema fair statt prekär. 
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Geteilte Zeit - Halbes Leid?
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Sozialforschungsstelle TU Dortmund 
Beiträge aus der Forschung Nr. 178 
Dortmund 2010 
ISSN: 0937-7379

Sebastian Müller
Wie Wohnen prekär wird
Finanzinvestoren, Schrottimmobilien und Hartz IV 
Sozialforschungsstelle TU Dortmund 
Beiträge aus der Forschung Nr. 181 
Dortmund 2012 
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Klaus Boeckmann

Kooperationsstelle Wissenschaft-Arbeitswelt
Sozialforschungsstelle Dortmund, zentrale wissenschaftliche Einrichtung der Technischen Universität Dortmund
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Organisation der Zusammenarbeit zwischen 
Wissenschaft und Arbeitswelt; Zusammenführung, 
Entwicklung und gemeinsame Nutzung von  
praktischem und wissenschaftlichem Wissen

Arbeitsschwerpunkte 
●  Regionaler Strukturwandel und 

Beschäftigungssystem
●  Prekäre Beschäftigung
●  Arbeitsgestaltung in neuen Branchen 
●  Betriebliche Arbeitspolitik
●  Gestaltung guter Arbeit

Förderverein:
Die Kooperationsstelle wird vom „Verein zur Förderung 
der Kooperation zwischen Wissenschaft und Arbeits-
welt in NRW e.V.“ unterstützt. Mitglieder sind  
Gewerkschaften, Hochschulen, wissenschaftliche und 
andere Einrichtungen der Region, Einzelpersonen.

Kontakt:
Kooperationsstelle Wissenschaft-Arbeitswelt
Evinger Platz 15 · 44339 Dortmund
Tel.: 0231/8596-140 · E-Mail: kowa@sfs-dortmund.de

Internet:
kowa.sfs.tu-dortmund.de
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